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Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

Anegegeben am 3. 1381)
1. Negierunge-Verordnung vom 31. —*.l1881,

einige Abänderungen an den durch Regierungs-Verordnung vom 5.September
1879 zu Ausführung der Strafprozeßordnung für das Deutsche Reich

gegebenenVorschriften betreffend.
Mit Sercnissimi Höchster Genehmigung wird zugleich in Verfolg einer Verein-

barung, nelche zwischen den an den Schwurgerichtsgemeinschaften des Jenaer Oberlandes-
gerichtsbezirks betheiligten Staatsregierungen zu näherer Bezeichnung der Tragweite der
in F. 4 des zwischen denselben Regierungen zur Vildung gemeinsamer Schwurgerichte am

. November 1878 geschlossenen Vertrages enthaltenen Bestimmung getroffen worden ist,
hiermit verordnet was folgt: "lrt. 1.

§. 11 der Regierungs-Verordnung vom 5. September 1879 (G.-S. 1879
S. 231) wird hiermit aufgehoben. An Stelle desselben tritt ein neuer

S. 11
in nachstehender Fassung:

die Strafvollstreckung erfolgt in den zur schwurgerichtlichen Zuständigkeit
hehörigen Strafsachen durch die Staatsanwaltschaft am Sitze des in erster In-
stanz erkennenden gemeinschaftlichen Schwurgerichts.

In den Strafsachen, in welchen das Landgericht Greiz als zuständiges Gericht
erstinstanzlich durch seine Strafkammer erkennt, liegt die Strafvollstreckung der
Staalsanwaltschaft an diesem Landgerichte ob.

Art. 2.

bige §. 12 der citirten Regierungs-Verordnung vom 5. September 1879
kommt d in Wegfall.

lendessen Stelle treten als neuer
§. 12

die folgenden estunmngench §. 483 Abs. 1 der Strafprozeßordnung erforderliche, mit der Ve-Sircsbaher der Vollstreckbarkeit zu versehende beglaubigte Abschrift der Urtheils-
formel ertheilt der Gerichtsschreiber desjenigen Gerichtes, welches in erster
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Instanz annt hat und zwar durch Vorlegung an die zuständige Vollstreck-ungsbehörWird en Strafurtheil theilweis durch ein rechtzeitig eingelegtes Rechtsmittel
angefochten, so ist der nicht angefochtene Theil desselben in beglaubigter Abschrift
mit der Bescheiuigung der Vollstreckbarkeit zur Vorlegung zu bringen.erst durch die Entscheidung des in oberer Instanz erkennenden Gerichts
auf Enaase erkannt oder in dieser das Strasurkheil erster Instanz ganz oder
theilweis aufrecht erhalten, so ist entsprechend den vorstehenden Vorschriften vom
Gerichtsschreiber des Gerich oarster Instanz zu verfahren.den Fällen des F.386der Strafprozeßordnung hat der Gerichtoschreibereine beglaubigte Abschrift 8 das Rechtsmittel als unzulässig verwerfenden Be-
schlusses, auch unerwartet der Zustellung desselben an den Beschwerdeführer, der

zuständigen Staatganwaltschaft % Häiden zu bringen.
§. 16 der mehrerwähnten Jerreralit erhält am Schlusse den Zusatz:

Die Aussichts= und Beschwerde-Instanz hinsichtlich der den Amtsrichtern über-

tragenen Strafvollstreckung wird dunh die Strafkammer des Landgerichts gebildet.Art.
Der 2. Absab von §. 18 der niczogenen Regierungs-Verordnung von den

Worten:
„Wollen sich jedoch die Bittsteller“ bis zu und mit den Worten: „auf diese

Thatsache abzugebene
wird zushoben.An die Stelle dieses Absatzes treten die folgenden Bestimmungen:

Wollen sich jedoch die Bittsteller die Sicherheit verschaffen, daß mit dem Be-
ginne des Vollzugs der erkannten oder verfügten Strafe gegen sie Seiten der
zuständigen Vollstreckungsbehörde nicht vorgegangen werde, bevor die Höchste
Entschließung auf ihr Gnadengesuch herabgelangt sei, so haben siein den durch

11 und 13 dieser Verordnung getroffenen Fällen bei der zuständigen
Staatsanwaltschaft, in den in §. 16 baeichneten. 2 bei dem zuständigenAmtsrichter eine Abschrist des an die Höchste Person des Landesherrn gerich-
teten Gnadengesuchs an gleichem Tage, an woichem, dessen Einreichung an
Höchster Stelle erfolgt, mit ausdrücklicher Bezugnahme auf diese Thatsache
abzugeben.
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Art. 5.
Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in

Kraft.
Greiz, am 31. Jannar 1881.

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
v. Geldern-Crisvendorf

#. V.

C. Perthes.



2. Regierungs Verordnung vom 1. Februar 1881,
eine Abanderung der Bestimmung in §. 21 des Statuts für die Erhebung

der Communanlagen in der StadtdtGreizbetreffend.
Mit Höchster Genchmigung Seiner Hochsürsilihen Dmrchlaucht wird auf den im

Einvernehmen mit dem hiesigen Gemeinderathe gestellten Antrag des Gemeindevorstandes
bierselbst verordnet, was folgt:

1.

Der mittelst Regierungs-Verordnung vom 30. März 1872 publieirte abgcänderte
§. 21 des am 2. November 1867 bekaunnt gemachten Statuts für die Erhebung der
Communanlagen in der Stadt Greiz wird hiermit aufgehoben.

An die Stelle des aufgehobenen trilt der neue §. 21 in folgender Fassung:
Hür die Arbeiten der Abschätzung wird eine Commission niedergesetzt, welche

aus einem Mitgliede des Gemeindevorstandes, drei Mitgliedern des Gemeinde-
rathes und acht bei der städtischen Verwaltung unbetheiligten Personen besleht.
Von den letzteren acht haben mindestens zwei dem Kaufmanns= oder Fabrikanten-
stande, sowie zwei dem Handwerksstande, einer den Landgrundbesihern und
einer der Klasse der Festbesoldeten anzugehören. Mit alleiniger Ausnahme

dieses leotgrdachte Mitgliedes der- bezeichneten Fonmisten müssen alle Mit-olieder derselben das Bürgerrechtder Stadt Greiz besiben.Außer diesen zwölfsüeweencchuglen Mitgliedern abn die Bezirksvorsteher
mit berathender Stimme regelmäßig den Sitzungen der Commission beizuwohnen.

Diese Verordnung tritt mit der Publikation derselben in Krast.
Greiz, am 1. Februar 1881.

Fürslich Reuß-Pl. Landesregierung. Geldern, Crispend
C. Perthes.

3. Regierungs-Verordnung vom 24. Februar 1881,
eine Abänderung der auf die Zuständigkeits= undGeschäftsverhältnisse sowie
die richterliche Verwaltung der Abtheilung für nichtstreitige Rechtssachen am

Amtsgerichte Greiz bezüglichen Regierungs-Verordnung
vom 3. September 1879 betreffend.

Mit Höchster Genehmigung Sorcnissimi wird hierdurch, nachdem sich der S. 14
der Regierungs-Verordnung vom 3. Septlember 1879, die Zuständigkeit und Geschäfts-
verhällnisse, sowie die richterliche Verwaltung der Abtheilung für nichtstreitige Rechtssachen
beim Amisgerichte Greiz betreffend, als unzulänglich zur dentlichen Bestimmung der ört-
lichen Zuständigkeit der gedachten Amtsgerichtsabtheilung erwiesen hat, verordnet was folgt:



Art. 1.

Der 8. 14 der Regierungs-Verordnung vom 3. September 1879 ist aufgehoben.
Art. 2.

An die Stelle dieses 8. tritt ein 8. 14 in folgender Fassung:
Der Amtsgerichtsbezirk Greiz wird in Rücksicht auf die Thätigkeit der in

§. 1 bestimmten Abtheilung in zwei örtlich begrenzte Unterabtheilungen zerlegt.
Die Unterabtheilung I umfaßt den Gemeindebezirk Greiz und die mit der

Flur dieser Stadt vermessenen, aber nicht zum Gemeindebezirke gehörigen Grund-
besihungen des Fürstlichen Kammervermögens (die neue Burg, das ObergreizerSchloß mit Schloßberg, den Obergreizer Lustgarten mit Palais, Küchengarten

und Gewächshaus, das Grundstück des Fürstlichen Marstalls und den Unter-
greizer Lustgarten).

Die Unterabtheilung ll umfaßt die Gemeindebezirke der übrigen zum Amts-
gerichtsbezirke gehörigen Ortschaften, die Bezirke der mit den Fluren einzelner
dieser Orte vermessenen excommunalisirten Rittergüter, die Bezirke der Fürst-
lichen Kammergüter Dölau mit Rothenthal, Grochlitz, e das UntergreizerWaldhaus mit Kalkhütte und alle sonstigen innerhalb der zum Amtsgerichts-

bezirke Greiz gehörigen dörflichen Flurbezirke gelegenen Grundbesitzungen des
Fürstlichen Kammervermögens und sämmtliche Domanialforsten der Herrschaft
Greiz mit Einschluß des Lunziger Forstes.

Art. 3.
Diese Verordnung tritt mit ihrer Publikation in Kraft.
Greiz, den 24. Februar 1881.

Fürstlich Reuß- E#, Landesregierng.Fab
C. Perthes.

A. Regierungs-Bekanntmachung vom 26. Februar 1881,
die Abänderung der Arzneitaxe betreffend.

Unter Berücksichtigung der in den Einkaufspreisen mehrerer Droguen und Chemi-
kalien eingetretenen Veränderungen und der hierdurch nothwendig gewordenen Aenderung
in den Taxpreisen der betreffenden Arzneimittel hat eine Revision der auch für die hier-
ländischen Apotheken maßgebenden Königlich Preußischen Arzneitaxe stattgefunden. Dem-
gemäß ist eine neue Auflage dieser Arzneitaxe ausgearbeitet worden, welche mit dem
1. Januar dieses Jahres in Kraft getreten ist.

Unter Bezugnahme auf F. 21 der Apothekerordnung vom 10. Juni 1859 und die
Regierungsverordnung vom 18. Februar 1873 sowie unter Verweisung auf die im Ver-
lage von Rudolph Gärtner in Berlin erschienene Königlich Preußische Arzneitaxe wird
dieß zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, am 26. Februar 1881.

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.Faber.
C. Perthes.



Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

"(2.
(Ausgegeben am 12. März 1881.)

*' gierungs Verordnung vom 3. —1881,
issühinseihnehter# zu dem letzten Absatze von §. 11 des auf die

Tagegelder, Nachtquartier= und Transportkosten der aus Staatsmitteln
Besoldung oder Vergütung empfangenden Beamten und der Notare bei

Dienstreisen bezüglichenGesebes vom 11. Dezember 1880 betreffend.
Mit Höchster Oenehmigmg Sercnissimi wird in Ausführung des im letzten Ab-

sabe von F. 11 des Landeögesetes vom 11. Dezember 1880 ausgedrückten Vorbehalts
und auf Grund der ebendaselbst Fürstlicher Landesregierung ertheilten Ermächtigung ver-
ordnet, was folgl:

8. 1.
Aus Anlaß von Dienstreisen der in §. 1 des in derUeberschrift bezeichneten

Landesgesetzes unter Ziffer VIII gedachten Beamten kommen die in §. 6 desselben
unter I. 3 und II. 4 bestimmten resp. die sich nach S. 8 eben dieses Gesetzes bemessen-
den Trausporlkosten-Vergütungen sewohl der Staatskasse, als kostenpflichtigen Dritten

egenüber nur dann in Ansatz, wenn die Beamten dieser Kalegorieen nach Maßgabe ihrer
Instruktionen oder nach besonderer schriftlich ertheilter und durch Vorlegung des bezüg-
lichen Schriftslückes nachweisbarer Anmweisung des einer Justiz= oder staatlichenVerwaltungs-
behörde des Landes vorgesetzten bzw. die Strasjustiz übenden richterlichen Beamten im
einzelnen in Belracht kommenden Falle zum Gebrauche eines dabei seiner Art nach be-
zeichneten Transportmittels bei Ausführung einer Dienstreise ermächtigt waren, kezuhmnge-
weise insoweit eine selche Anweisung wit Bezug auf eine beslimmte, auf der beklreffenden
Dienstreise zurückzulegende Wegestrecke ertheilt war.

Eine solche Anweisung soll regelmäßig nur daun erfolgen, wenn sie durch die
Entlegenheit des auf der Dienstreise zu erreichenden Beslimmungsortes, durch den be-
sonderen Zweck des auszuführenden Dienstgeschäfts beziehentlich eine dabei anzuwendende
Beschleunigung, durch sehr ungünstige Wilterungsverhältnisse oder durch den Gesundheits-
zustand des betreffenden Unterbeamten gerechtferligt wird.

Abgesehen von obgedachten Jällen besteht ein Anspruch der in 8. 1 des
gezogenen Landesgesebes unter Ziffer VIII gedachten Beamten auf Nransportfoftn-Vor-
hütung überhaupt nicht.
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Einem kostenpflichtigen Vetheiligten gegenüber sind aber Dienstreisen eines solchen
Beamten, die er zu Fuß ausführt, insofern der auf der Dienstreise zu erreichende Be-
stimmungsort mehr als 2 Kilometer vom Wohnsihe des betreffenden Veamten entfernt
liegt, mit 5 Pfennigen für jedes angefangene Kilometer des Hin= und Rückweges zu
Gunsten der Staatskasse zu berechnen.

8. 2.
Was Diäten und Nachtquartiergelder anlangt, so haben Kanzlei= und Bureau-

diener auf solche überhaupt nur in dem Falle Anspruch, wenn die von ihnen unter-
nommene Dienstreise in Begleilung eines vorgesetzten Beamten ausgeführt wurde.

Gerichtsdiener und Gefangenenwärter, sowie die Hülfsbeamten dieser Kategorieen
haben ebenso in dem vorgedachten Falle, außerdem aber nur dann auf Empfang von
Diäten und Nachtquartiergeldern Auspruch, wenn die Dienstreise, auf welche sich die be-

treffende zrer bezieht,u. zum Zwecke des Transportes von ihnen dazu landesbehördlich überwiesenenPorsenen,
b. zuum Zwecke der von einer zuständigen Behörde angcordneten Durchsuchung,

Beschlagnahme, Aufsuchung von Spuren eines Verbrechens oder Vergehens,vorläufigen Festnahme, Verhaftung oder der Vevachung eine# Gefangenen
anßerhalb des gewöhnlichen hierzu bestimmten Gewahrsams

unternommen worden war.
In allen bezeichueten Fällen bemißt sich sodann der Anspruch auf Diäten und

Nachtanartiergelder den Dieners, Gesangenenwärters oder der Hülfsbeamten dieser Kate-
Vgorieen nach Maßgabe der in F. 1 unter VIII., sowie in S§. 2 und 5 des Gesetzes vom
II. Dezember 1880 enthaltenen Vestimmungen. Die Vorschristen des §F. 8 desselben
Gesetzes finden auf die Zehrungs- und Nachtauarlierkosten der gedachten Beamten nur
dann Anwendung, wenn die betreffende Dienstreise in Begleitung eines vorgesehten er
amten außerhalb des Fürstenthums ausgeführt ward, beziehungsweise in dem im
dieser Verordnung gedachten Falle.

Ein Auspruch auf irgend welche von Beamten der bezeichneten Kategorieen oder
deren Vertretern für ihre Person zu beziehende Gebühr besteht neben dem Anspruche
die gesehlichen Diäten und Nachtquartiergelder nicht.

5. 3.
Der Auspruch eines Gensdarmeb auf Gewährung von Tage- und Nachtquartier-

geldern ist nur in den Fällen stakthaft, die sich im ersten Absatze von 8. 2 undunterlit. a in demselben Paragraphen bezeichnet finden, sowie in dem Falle der Vewachung
eines Gefangenen außerhalb des gewöhnlichen Gewahrsams.

Der Auspruch eine# Gensdarmes auf Tage- und Nachtgnarliergelder ist Wberdem
aber von der Voraussehung abhängig, daß die Dienstreise, in Bezug auf welche .spruch erhoben wird, den Gensdarmes, und zwar länger als durch vier sich secgend
Stunden, außerhalb seines Dienstbezirks geführt hat, und daß er sich dabei zugleich u
einer Entfernung von nicht weniger als zwei Kilomelern von seinem Wohnsitze aufzuhalten
genöthigt war.
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Im Uebrigen richtet sich das Maaß der im einzelnen Falle zu berechnenden
Diäten und Plchtuartiergelder, wenn ein zulässiger Anspruch auf solche besteht, ebenfallsnach den in 55.1, 2 und 5 des Gesehes vom 11. Dezember 1880 gegebenen bezüg-

lichen Vorschistn,Die Anwendbarkeit der in F. 8 desselben Gesetzes enlhaltenen. Vestimmung tritt
nur in den im vorstehenden §. 2 dieser Verordnung beregten Fällen

st ein Gensdarmes zufolge diansüicher Veranlassung, aber lechalb derim Ein-
gange dieses Paragraphen begeicheten Fälle, sich von seinem dienstlichen Wohnsitze nachGreiz zu begeben genöthigt, so hat er Diäten und beziehungsweise auch Nachtquartiergelder
nach Maßgabe der Bestimmungen in 99. 1, 2 und 5 des Gesetzes vom 11. Dezember
1880 dann zu erhalten, wenn sein dienstlicher Wohnsitz in einer Entfernung von mehr
als 18 Kilometern von Greiz gelegen ist.

Neben dem Anspruche auf Diäten und Nachtquartiergelder besteht ein solcher
auf eine von dem Gensdarmes für seine Person aus Anlaß des betreffenden Dienstgeschäfts
zu beziehende Gebühr oder Vergütung nicht.

Auf Ersatz von Nachtguartierkosten haben Beamte der in F. 1 des oftgedachten
Gesetzes unter Nr. VIlI. bezeichneten Kategorieen auch in den Fällen, in welchen ihnen
solche nach den S§. 2 beziehentlich 3 dieser Verordnung an sich zukommen, — abgesehen
von dem Falle, wenn einer dieser Beamten einen Vorgesetzten auf der betreffenden Dienst-
reise begleitet und dieser hierbei ein auswärtiges Nachtqguartier nimmt — nur dann An-
spruch, wenn sie bei der von ihnen unternommenen Dienstreise zur Uebernachtungin einem
Gast= oder Logirhause außerhalb ihres Wohnsitzes durch die bei dem begzüglichen Dienst-
geschäfte zu erfüllende Aufgabe oder durch die sonstigen im Einzelfalle obwaltenden Ver-
hältnisse genöthigt oder durch den vorgesetzten Beamten, welcher die Dienstreise anordnete,
zum auswärtigen Uebernachten angewiesen waren.

vesrostenhstichtigen Deheiiaten werden T#gegeheer und Nachtquartierkosten der in
· fenLOzbrlssounterNrVlllaufgeInhrtenBeamtennur

insoweit in Ansatz gebracht, als dieselben solche nach Maßgabe der in 88. 2, 3 und 4
vorstehends aufgeflellten Grundsäbe aus der Staatskasse empfangen.

In Bezug auf Gefongenentrauoporte, bei denen auf dem Heimwege eine Ent-sernung von mehr als 30Kilometer zurückzulegen ist, kann dem Transporteur (gleichviel
ob dieser Gensdarmes, Gerichtsdiener oder Gefangenemwärter beziehentlich der zeitweilige
Stellvertreter eines Beamten dieser Kategorieen ist) rucksichtlich der Berechnung der Reise-
kosten für die ganze hrücktulegende Ausdehnung oder eine Thiilstrecke nach dem Urtheile
des Beamten, von dem die Anordnung des Transports ausging, die Anwendung der
Bestimmung in §. 8 des Gesetzes vom 11. Dezember 1880 nachgelassen werden, dafern
der Beamte dies nach den Verhällnissen des Einzelsalles gerechtferligt erachtet. Kommen
hiernach die Vorschristen von §. 8 des angcezogenen Gesetzes auf die Berechnung der

Reisekosten in uweendu, so bemißt sich darnach auch die Ersahverbindlichkeit einerkostenpflichtigen Partei



S. 7.
Die über Diäten und Nachiquartiergelder solcher in dem vorstehenden §. 6

bezeichneten Beamten, von welchen Sträflinge behufs der Einlieferung in die dem Fürsten-
thume mit anderen thüringischen Staaten gemeinsamen Strafanstalten transportirt werden,
im erreinbarungömeg. hergestellten Bestimmungen werden durch die Vorschristen in den55. 2 bis 6 dieser Verordnung nicht berührt.

Die gegenwärtige Verordnung, nach welcher auch die seit dem 1. Januar 1881
bereits entstandenen Forderungen der in S. 1 Nr. VIII des Gesetzes vom 11. Dezember
1880 bezeichneten Beamten auf Ersatz von Reisekostenaufwand beurtheilt werden sollen,
soweit dieselben nicht bereits Befriedigung erhalten haben, tritt mit dem Tage ihrer
Müblikation in Kraft.

Greiz, den 3. März 1881.

FürstlichNeuß #pl. bLondesregierung.
aber. C. Perthes.

6. Patent vom 9. März1
die für das Jahr 1881 zu entrichtende Erkelsolageuer betreffend.

Unter Bezugnahme auf das unterm 13. Dezember vorigen Fahres erlassene Patentbezüglich der im Jahre 1881 zu entrichtenden Landegabgaben (Ges. S. 1880 S. 109)
werden die im laufenden Jahre zu enlrichtenden eilf Termine Einkommenstener wie folgt
ausgeschrieben:

zwei auf den 16. April,
einer auf den 16. Mai,
zwei auf den 15. Juni,
einer auf den 15. Juli,
einer auf den 15. August,
einer auf den 15. September,
einer auf den 15. Oktober,
einer auf den 15. November,
einer auf den 15. Dezember.

Greiz, am 9. März 1881. Or

Fürstlich W- Landesregierung.aber.
C. Perthes.



Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

(Autgegeben am52.3.o%1881.)
7. LandeoherrlicheVerordnung vom 29. Murz *

die Ausführung des Reichsgesetzes über Abwehr und Unterdrückung von
Viehseuchen vom 23. Juni 1880 betreffend.

Wir Heinurich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie, sonveräuer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 1c. 2c.
verordnen zur Ausführung des nachstehend unter A. abgedruckten Reichsgesetze# über die
Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen vom 23. Juni 1860 (Reichsgesebblatt S. 153) — —
und der vom Bundesrathe bierzu crlassenen gleichsalls nachstehend unter B. abgedruckten n

Instruktion orkhaltli der Zustimmung des Landtages zu den Bestimmungen in S. 14 a. «
ctstdl)§§.)lb12,22,23ntd27bezwatquunddeshadkoqkfcycdvvm
l. September 1868 §. 17 Nr. 3 und §. 19 sowie §. 58 des gedachten Reichsgesetzes,
was folgt:

l. Berfahren 1½ Behörden.
Die Anordnung und Ueberwachung 0% Abwehr= und Unterdrückungomahregeln

liegt unter Oberleitung der Landeeregierung einem zu ernennenden ständigen Regierungs-
kommissar oder einem Stellvertreter desselben, dem Landrathsamte und den für den ein-
zelnen Seuchenfall etwa zu beauftragenden Orlepolizeiverwaltungen (Gemeindevor-
ständen 2c.) ob.

. 2.

Die spezielle Fürsorge für die rWs Aueführung und Ueberwachung der von
der Landeregierung und dem Regierungskommissar und in den im F. 4 des Reichsgesetzes
bezeichneten Fällen von dem Reichskanzler oder dem von ihm eiwa bestellten Reichskommissar
angeorducten Maßregeln liegt dem Landrathsamteo

Der Landesregierung bleibt vorbehalten, mit W.Sahrnehmung der dießfallsigen Ob-
liegenheiten des Landrathbamtes im Amtögerichtsbezirke Burgk einen dortigen Beamten
ständig zu beauftragen.

3



8. 3.
Die in dem Reichsgesetze und in den zu dessen Ausführung voen dem Bundesrathe

erlassenen Instruktionen den Polizeibehörden überwiesenen Obliegenheiten werden, in-
soweit nicht in gegemwärtiger Verordnung etwas Anderes bestimmt oder im einzelnen
Seuchenfalle von der Landesregierung nicht die Ortspolizeiverwaltung beauftragt wird,
von dem Landrathsamte beziehentlich dem beanftragten Beamten in Burgk wahrgenommen.

Vom Landrathöamte beziehungsweise von den in den gedachten Zällen an dessen
Stelle in Wirksamkeit tretenden Beamten haben diejenigen polizeilichen Maßnahmen
auszugeben, von denen in zahlreichen Stellen des angezogenen Reichogesezes und der ge-
dachten Instruktion des Bundesrathes unter der Vczeichmung „polizeiliche Anordnungen",
„polizeiliches Einschreiten“, „polizeiliche Erlaubnih“ und in ähnlicher Weise die Rede ist.

In den Zällen des §F. 9 und des S. 12 Abs. 1 und 2 des Reichegesebes ist
jedoch unter der Polizeibehörde, welcher die Besictzer von Hausthieren die dort näher be-
zeichneten Anzeigen unmittelbar zu machen haben, die örtliche Polizeiverwaltung (Gemeinde-
vorstand u. s. w.) zu verstehen. Von lepzterer ist das Landrathöamt, für den Amtgerichts-
bezirk Burgk der elwa beauftragte dorlige Beamie von dem Inhalle der erstatteten An-
zeige beziehentlich unter Beigabe weitern Berichto auf die schnellste und sicherste
Weise zu unterrichten.

Die in den §§. 64 und 123 der hierbei abgedruckten Instruktion des Bundes-

Wl der höheren Polizeibehörde zugewiesenen Funktionen werden von dem nach§. dieser Verordnung zu ernennenden ständigen Regierungskommissar beJziehentlich dessenSoelelern ausgeübt (vergl. §. 9 dieser Verordnung).

Gegen eine bestimmte Anordnung Regierungokommissars oder eines Stellver-
treters desselben, des Kandrathsamtes beziehentlich des beauftragten Beamten zu Burgk
oder der für den einzelnen Seuchenfall beanftragten Ortepolizeiverwaltung findet die Be-
schwerde bei der Landcoregierung binnen einer vom Tage der Eröffnung der Anordnung
zu berechnenden ausschliehlichen Frist von 3 Tagen statt.

Einc solche Beschwerde ist allfällig bei der behördlichen Stelle, von welcher die
anzusechtende Anordnung aueging, schriftlich oder mündlich anzubringen, zuhert aber in

allen Fällen, in denen rücksichtlich der Ausführung der Anordnung Gefahr beim Verzuge

obwaltet, aesshihen Wirkung nicht.ee Beschwerde ist sofort unter Beisügung etwa ergangener Akten an die Landes-vegierung. Engusender.
P. 5.

ie zur Abwehr der Seucheneinschleppung aus dem Auslande in Gemäßheit der
 7 und 8 des Reichogesetzes zu erlassenden Anordnungen sind von dem Regierungs-

kommissar nach eingeholter Genehmigung der Landeeregierung zu treffen.
Derselbe ist auch verpflichtet, die in §. 7 des Reichsgesetzes vorgeschriebene Mit-

theilung dem Reichskanzler zu machen und die dortselbst erwähnten öffentlichen Bekannt-
machungen zu erlassen.
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8. 6.
Die Anordnung der Tödtung eines verdächtigen Thieres in dem Falle des F. 13

des Reichsgejebes steht dem Negierungotonniser zu.
Von wem das thierärztliche Oberhela sien in den Fällen der §5. 14 und 16 des

Reichsgesebes abzugeben ist, wird von der s durch Bekanntmachung bestimmt.8. 8
Innerhalb der im F. 17 des Reichögesee gegebenen Grenzen hat der Regierungs-

kommissar darüber zu befinden, inwieweit außer den Vieh= und Pferdemärkten zusammen-
gebrachte Viehbeslände oder zu Zuchtzwecken öffentlich aufgestellte männliche Zuchtthiere
vom Landesthierarzte oder dessen bestellten Verkreter beaussichtigt werden sollen.

8.9
Die Anordnung der Einstellung der Vieh- und ferdemärkte, der öffentlichen

Thierschaucn innerhalb des Seuchenorts oder dessen Umgegend, sowie des Ausschlusses ein-
zelner Viehgaktungen von den Märkten (5. 28 des Reichsgesetzes) steht dem Regierungs-
kommissar zu.

8. 10.
In den Fällen, in denen es an der landedthierärztlichen Erklärung des wahrschein-

lichen Vorhandenseins der Robkrankheit fehlt, steht die Anordnung der Tödtung eines dieser
Krankheit verdächtigen Thieres (s. §. 42 des Reichsgesepes) nicht dem Landrakhsamte bezw.
dem beaustragten Beamien in Vurgk, ). dem Regierungskommissar zu.

8.Die Anordnung der Tödtung von Aluseet in Gemähheit von §F. 45 des Reichs-

gesebes steht hinsichtlich erkrankter Thiere dem Landrathsamte bezw. dem beauftragten
Beamten in Burgk, hinsichtlich verdächtiger iert dem Regicrungskommissar zu.

Die Anordnung. einer allgemeinen Aizustiun in der Zulassung von Pferden
zur Begattung in Gemäßheit des F. 51 des Reichsgesetzes steht dem Regierungs-
kommissar zu.

Für den Zeitpunkt, zu welchem elwa Schlachtviehhöfe und öffentliche Schlachthäuser im
Fürstenthume errichtet werden, bleibt es der Regierung vorbebalten, Bestimmungen darüber
zu treffen, in welcher Weise die veterinarpolizeiliche Kontrole der gedachten Schlachtvieh-
höfse und Schlachthäuser ausgeübt und von welchen Stellen die in Gemäßheil der S§. 53
bis 56 des Reichogesepes bezüglich solcher Anstalten und des daselbst aufgestellten Schlacht-
viehes erforderlichen besonderen polizeilichen Amtoverrichtungen wahrgenommen werden
sollen.

II. Entschädigung.
14.

in Gemäßheit dar Vestimmungen in 6§. 57 bis mit 63 des Reichsgesetzeszu essee Entschädigungwi
Aa. für das auf pntisiche Anordnung getödtete oder nach dieser Anordnung an

*



der Seuche gefallene Pferde-, Rind- und Schasvieh von der Landeskasse vor-
schußweise geleistet und es werden dieEntschädigungen
an. für Pferde von sämmtlichen Besiyern der im Fürstenthume befindlichen

Pierde, soweit nicht die in F. 64 des Neichsgesebe gedachten Ausnahmenin Bekracht kommen, in vollem Ma
bb. für Rindvieh von sämmtlichen Desten des im Fürslenthume befind-

lichen Rindviches, soweit nicht die in F. 64 gedachten Ausnahmen zu be-
rücksichligen sind, vollständig

cc. für Schafvieh von den Velteen der im Fürstenthume befindlichen Schaf-
heerden zur Hälfte

nach Maßgabe des betr. Viehbestandes zur Landeskasse wieder eingezogen,
b. in allen anderen Fällen aucschliehlich von der Landeskasse gewährt.

S. 15.In den Fällen des S. 62 des — wird ebensowenig Entschädigung ge-

währt, wie in den Fällen der §§. 61 und * daselbst.
9.Der gemeine Werih der auf heseus. Anordnung getädteten oder nach dieser

Anordnung an der Seuche gefallenen Thiere muß —in ersteren Fällen vor der Tng
—behufs Ermittelung der Entschädigung durch Schätzung feslgestellt werden. Die Schä
ung der dem Besitzer zur Verfügung bleibenden Theile erfolgt sogleich nach Fesistllung

des ranrheithustane der Thiere (§ 20Sieht fest, daß in Gemahheit deb §. 15 keine Entschädigung gewährt wird, so
ist die Schäung nicht vorzunchmen.

. 17.

Die Schätung ersolgt durch eine aus dem Landesthierarzte oder dessen bestellten
Vertreter und zwei Schiedomännern gebildete Kommission.

ür jeden Amtsgerichtsbezirk sollen von dem Landesausschusse aus den sach-
verständigen Eingesessenen des Bezirks alljährlich diejenigen Personen in der erforderlichen
Zahl bezeichnet werden, welche für die Dauer des laufenden Jahres zu dem Amte eines
Schiedemanneo, zugezogen werden können.

Die also erwählten Personen werden vom Landrathsamte — beziehentlich, soweil
sie im Amtögerichtsbezirke Burgk wohnen, von dem dortigen beanftragten Beamten —
für die von ihnen zu übenden Schähungsfunktionen im Allgemeinen zum Voraus eidlich
in Pflicht genommen.

6 der Zahl derselben ernennt das Landrathsamt bezw. der beauftragte Beamte
in Burgk die Schiedomänner für den einzelnen Schähungsfall.

Ein an Suelle des Landesthierarztes zugczogeuer nicht beamteter Thierarzt ist
ebenfalls eidlich zu verpflichten, sofern derfelbe nicht bereils im Allgemeinen als Sach-verständiger becideti

S. 18.
Personen, bei welchen für den einzelnen Fall eine Befangenheit zu besorgen ist,

dürfen zu Schiedsmännern nicht ernannt werden.



Ausgeschlossen von der Theilnahme an der Schähung ist Jeder,
I. in eigener Sache,
2. in Sachen seiner Chefrau, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht,
3. in Sachen einer Person, mit welcher er in herader Linie verwandt, ver-schwägert oder durch Adoption hartunden in der Seitenlinie bis zum dritten

Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verschwägert ist, auch wenn

die ee durch welche die Schwägerschaft begründet ist, nicht mehr besteht.ersonen welche sich nicht im Besive der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, sind
unfähig, an einer Schätung theilzunehmen.

§. 19.
Die Kommission hat über das Ergebniß der Schähung eine von den Mitgliedern

derselben zu unterzeichnende Urkunde aufzunehmen und dieselbe bei dem Landrathsamte
bezw. dem beauftragten Beamten in Burgk einzureichen. Diese Urkunde ist an die Lau-

- kaen welche die Auszahlung der Entschädigung anordnetDas Ergebniß der Schähung ist im Falle der Entschädigungsleistung für beide
Theile verbindlic

Hat eine ausgeschlossene oder unfähige Person (5. 18 Abs. 2 und 3) an der
Schätzung theilgenommen, so ist die Schäbung nichtig und zu wiederholen.

g. 20.
Soweit eine Schähung stattfindet (SF. 16), muß sofort nach der auf polizeiliche

Anordnung vollzogenen Tödlung oder möglichst bald nach dem Eingehen eines Thieres

der Arankheitezustand desselben rücksichtlich der zascsbinnese ihug festgestellt werden.Die Untersuchung erfolgt, soweit erforderlich, nach zuvoriger Oeffnung des Kadavers
und sachverständiger protokollarischer Aufnahme des Befundes durch den Landesthierarzt

oder dessen bestelten Vertreter und den von dem Besiher etwa zugczogenen Sachverstän-digen (# R.
Die mmb.'e haben sich gutachtlich darüber zu erklären, ob durch den

Gesammibefund ein Fall der Notkrankheit oder der Lungenseuche oder eine sonstige Krank-
heit bei dem gelödleten Thiere festgeslellt ist, welche nach der Vorschrift in Ziffer 1 des
5. 62 des Reichgesetzes in Verbindung mit der Bestimmung in §. 15 der gegenwärtigen
Verordnung eine Entschädigung ausschlieErgiebt sich hierüber eine aWtelt, peanshiedenden zwischen dem Landesthierarzte
oder dessen bestellten Vertreter und den elwa von dem Besiher zugezogenen Sachverständigen,
so ist ein thierärztliches Obergutachten (. 7) einzuholen.

Durch die gutachtliche Erklärung des Landesthierarztes oder deisen bestellten Ver-
treters und der von dem Besitzer zugczohenen Sachversländigen, bezw. durch das thier-
ärztliche Obergutachten wird der Krankheilszustand des getödteten Thieres in Beziehung
auf die Entschädigungefrage endgültig festgestellt.

§. 21.
Hinsichtlich vorschußweiser Entschädigungsleistung aus der Landeskasse und der

Wiedereinziehung der Vorschüsse von den Besivern der betreffenden Thiergattung wirdFolgendes bestimmt:



Die zu leistenden Entschädigungen werden vorschußweise aus der Landeskasse ge-
währt, und für jedes einzelne Kalenderjahr im folgenden Jahre von den sämmtlichen
Perde-, Rind- und Schafviehbesitzern im Lande auf Grund der Consignationen (lit c.)
wieder eingezogen.

b.
Zu diesem Behnfe schreibt die Landesregierung allzährlich im Monat Januar im

Amtsblatte diejenigen Beiträge aus, die zur Wiedererstattung der in dem vorhergehenden
Jahre aus der Landeskasse vorschußweise geleisteten Entschädigungen für Pferde-, Rind-
oder Schafvieh und r- Destreitung der durch das Entschädigungsverfahren erwachsenenAuslagen nach Maßgabe der im vorhergehenden Jahre erfolgten Consignationen (lit c.)
von den Besitzern des ronscgnireen Viehes dio Stück zu leisten sind.

Alljährlich während der letzten 14 Tage des Monats Dezember ist von den Ge-
meindevorständen resp. den Vorständen der selbstständigen Gutsbezirke eine genaue Con-

signation der in den betreffenden Gemeinde- bezw. Guksbezirken vorhandenenPierde, einschließlich der Fohlen,
. Rinder, — ohne Unterschied des Geschlechts und des Alters —
cc. Schafe, gleichfalls ohne solchen Unterschied

nach den Kategorien au., bb. und cc. getrennt, vorzunehmen.
In diesen Consignationen sind die in F. 64 des Reichsgesezes aufgeführten Pferde-

und Nindpichstäme nicht mit zu verzeichnen.Eonsignationen haben nach dem unter O angedrückten Formulare zu erfolgen,
welches 5 in den Columnen 1, 2 und 3 auszufüllen isl.

iu den Columnen 1, 2 und 3 ausgefülllen Consignationsformulare sind von
denGemeindevorsländen unmittelbar nach der Consignation und späteslens bis zum 8. Jannar
des darauf folgenden Jahres bei dem Landrathoamte einzureichen, welches hierauf unver-

züglich die Gesammtzahlen der in den - Consignationen verzeichnetenferde
bb. Rinder
cc. Scha

zusammenzustellen und der Landesregierung berichtlich anzuzeigen hat. Gleichgeitig hat
dasselbe die Consignationen abgestempelt an die belr. Gemeindevorstände zurückzugeben.

d
Alsbald nach der Ausschreibung der Jahresbeilräge durch die Landesregierung

(lit. b.) sind durch die Gemeindevorslände auf Grund der nach lit. c. an sie zurückgelangten
Consignalionen die nach Maßgabe der gedachten Ausschreibung der Landesregierung (lit. b.)
von den Besitzern der consignirten

an. Pferde

m RinderS
auf das vorausgegangene Jahr zu heskenden Beiträge unter Ausfüllung der Columnen
4, 5 und 6 der Consignationsformulare (Beilage suh O) einzuheben und die ein-
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gehobenen Beträge, unter Beischluß der Consignationen und des Restverzeichnisses bis zum
I. April jeden Jahres an das Landrathsamt kenehengeweise an den beauftragten Beamten
in Vurgk (Behufs der Uebermittelung an das erstere) einzuzahlen

andrathsamt liefert die also empfangenen trsge alebald an die Landes-
kasse mittesst Lieferscheinesa

n Rest gebliebene Beitrãge hat es nach den für die zwangsweise Beitreibungößenulcchen Abgaben im Verwaltungewege beslehenden Vorschristen unverzüglich beizu-
treiben.

Ueber die Gesammtheit der also an das Landrathsamt eingezahlten Beiträge für
aa. Pferde
bb. Rinder

stellt es eine Nachweisung unter Bezeichnung der innerhalb jeder von den drei Kategorieen
unter an., bb. und cc. auf die zu leisten gewesenen Beilräge etwa verbliebenen Rückstände

auf und sendet diese Achweisug spätestens bis zum 3. Juli jeden Jahres an die Landes-regierung berichtliche
Es bleibt der Landesregierung Se zum Zwecke der Vermeidung einer

zu großen Belastung der Viehbesitzer in einzelnen Jahren die Entrichtung regelmäßiger,
nicht nach dem Betrage einer bestimmten Cntschädigungsleistung der Landeskasse bemessener
Jahresbeiträge Seiten der Besitzer von Pferde-, Rind= und Schafvieh anzuordnen.

III. Kosten . Frlehe
Soweit durch die Anordnung, echte und Ueberwachung der Maßregeln zur Er-

mittelung und zur Abwendung der Seuchengefahr oder durch die auf Veranlassung der
Polizeibehörden ausgeführten thierärztlichen Amtsverrichtungen besondere Kosten erwachsen,
sind dieselben aus der Landeskasse zu bestreiten.

Dasselbe gilt von der den in F. 17 gedachten Schiedsmännern als Ersatz für Reise-

kosten und Auslagen zubrwährenden Vergutung, welche im Verwaltungswege von dem
Negierungokommiffar (5. 1 Abs. 2) festgesetzt wird.

Korbehalten bleibt jedoch V Wiedereinziehung derdurch! das Entschädigungsver-fahren enisiasenen Auslagen (5F.20 h) und der in den 5§. 24—27 bezeichneten Auf-
wände, soweit eg sich um bezügliche Verläge - Landeskasse baktan.

8.2Die Veaufsichtigung der Vieh- und — gehört zu den dienstlichen Ob.

rgenbeiten des Landesthierarztes.Die Kosten jedoch, welche aus der durch den vandesthierarzt zu führenden Be.
anssichtigung der — außer den Vieh= und Pferdemärkten — zusammengebrachten Vieh.
bestände und der öffentlich ausgestellten Zuchtthiere erwachsen (§. 17 d. R. G. und F. 8
der gegenwärtigen Verordnung) sallen dem Unternehmer zur Last und sind in Ermange-
lung gütlicher Einigung von dem Regierungskommissar festzuseyen und nöthigenfalls deren
Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren zu veranlassen.



5.

Die Gemeinden und die selbstständigen Gutobezirke haben
die zur wirksamen Durchsührung der angeordneten Echuhmahregeln in ihremBezirke n verwendende Wachtmanuschaft auf ihre Kostenzu stellen
Denselben fallen ferner die Koslen derjenigen P6.uheien,d zur Last, welche

zur wirksamen Durchführung der Orts= und Feldmarkssperre in ihrem Bezirke vorgeschrieben
werden.

3. Ist die Tödtung kranker oder verdächtiger Thiere oder die unschädliche Be-
seitigung der Kadaver oder einzelner Theile derselben eder die Impfung gefährdeter Thiere
angcordnet, so hat die Gemeinde des Seuchenorts bezw. der Besitzer des selbstständigen
Gutsbezirks die zur Ausführung der Mahregel nöthige Hülfsmannschaft und die dazu er-
forderlichen Transporlmittel auf ihre Kosten zu slellen.

4. Fehlt es dem Besitzer der verendeten oder getödtetenKhiarean giuen, zurunschädlichen Veselgung der Kadaver oder einzelner Theile derselben, der Stren, des
Düngers oder anderer Abfälle geeigneten Raume, so ist derselbe von da —- des
Seuchenortes bezw. von dem Besitzer des selbstständigen Gutsbezirks ohne Vergütung zu
überweisen und mit den nöthigen Schutzvorrichlungen zu versehen.

Wenn die in §. 25 Nr. 1 und 2 bezeichneten Schuhmaßregeln eine ——
und einen selbstständigen Gutsbezirk in örtlich verbundener Lage gemeinsam umfassen,
sind die Kosten dieser Mahregeln gemeinsam aufzubringen und es ist hiezu von ie
des Besibers des einen selbstständigen Bezirk bildenden Gules nach dem Maßslabe beizu-
tragen, wie solcher für die Beilräge des selbstständigen Gutes zur Orlsarmenversorgungs-last der D#genemnde. festgestellt ist.

. 27.

Alle in den §§. 23, 24, 25 7 erwähnten, durch die angeordneten Schutz-
maßregeln veranlaßten Kosten fallen, der örtlichen Polizeiverwaltung bezw. der höheren
Polizeibehörde gegenüber — unbeschadet etwaiger privatrechtlicher Regreßansprüche — dem
Eigenthümer der erkrankten oder der Erkrankung verdächtigen, gefallenen oder getödteten
Thiere zur Last, außerdem auch demjenigen, in dessen Gewahrsam oder Obhut (Stall,
Gehöste, Weide rc.) sich die Thiere befunden, dem Begleiter derselben und, soweit die
Kosten durch Deoinfection von Ställen, Standorten oder beweglichen Gegenständen oder
durch Beseitigung der letzteren veraulaßt sind, dem Inhaber derselben.

Dafern beim Versuche der Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen des

EG i zur Dechung des Auspruchs genügende Pfandgegenstände nicht aufgefundenhat die betreffende Gemeinde den Betrag der vom Verpflichteten geschuldetencnn vorschußweise zu berichtigen und kann auch hiczu im Wege des Verwaltungs-
zwangsverfahrens angehalten werden.

8.2
Insoweit nach den Vorschriften der 9 22 bis mit 27 Koslen an eine sweatlie

Kasse zu entrichten oder dieser durch einen Verpflichteten zu erstatten sind, wirddie be-zügliche Verpflichtung und der Gegenstand derselben erforderlichen Falls durch Deene
des Landrathsamtes im Verwaltungswege festgesetzt.
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Auch auf Anrufen einer Partei kann wider die von derselben als bostenersapflichtig
bezeichnete Partei die Verpflichtung zum Ersatze des resp. Aufwandes im Verwallungs-
wege durch Verfügung des Landrathsamies ausgesprochen werden.

Die Vollstreckung solcher Verfügungen richtet sich nach den durch das Gesetz vom
3. Juli 1879 und der Ausführungsverordnung dazu vom 29. Juli 1879 ertheilten Vor-
schriften.

§. 22.
Die elwa im Wege der Ucbereinkunft zwischen den Besitzern selbsisländiger Guts-

bezirke und Gemeinden wegen gemeinschaftlicher Tragung der denselben obliegenden Kosten
des Versahrens und zur Anlegnng und Uunterhaltung gemeinschajtlicher Verscharrungspläbe
Behufs unschädlicher Beseitigung verendeter oder getödteter Thiere getroffenen Verein-
barungen bedürsen der Genehmigung der Landesregierung.

IV. Schlußbestimmung.
30

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. April dieses Jahres in Krast.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Vollziehung und Vordruckung Unse-

res ZFürstlichen Jusiegels.
Gegeben Greiz, den 29. März 1881.

(L. 8S.) Heinrich XXII.
Faber. v. Geldern-Crispendorf. Weidinger.

O

Fraurenth.
a. Pferde.

1. 2. ! 5 6.

z m Eiczohl Gesmme — Besitzer und Stand derselben. an unt 6 Bezablt. Riestt
5“ Plerde. 1 m · SeKKA— f1Ul. M. Vl. M. vVl.

.--.. li-
1. Friedrich McbeneGutsbesitzer 3 1 50% 650 — —

l
2.vmvimvktchllck,Haasbkiihckin l —50— — — 50

—

Sa.



b. Rindvieh.
1. 2. 3. 1.

—A — Silidzahl Lesanm-
28 Besitzer und Stand derselben. des “ W Nesie.
* Rudbiehes . . 1 1 u1§ -

1. Hermann Undeutsch, Gutsbesitzer 10 2.—

2. Wilhelm Kämpf, Häusler 1 — 20

lSa. —
« l l

c. Schall-ich.

1. 2. 4. 5. 6.

z 7 Wirianot #aaht. e
2rt Besiter und Stand derselben. anner *½ ·
gs,«-»»—»« ,«»·,S·««"sp«·"·« VIIILFIJLjJsszsppkLL

LVcInttchOttGuthcitpek 50 1| 4% 0 —

2. Wilhelm Brosius, Häusler 2 — 10 — l —

—
Dalum.

Unterschrift des consignirenden Gemeindevorstehers.



A.
Gesetz, betreffend die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen. Vom

23. Juni 1880.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen 2c.
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des
Reichstags, was folgt:

5. 1.
Das nachstehende Gesen regelt das Verfahren zur Abwehr und Unterdrückung über-

tragbarer Seuchen der Hauothiere, mit Ansnahme der Rinderpest
Als verdächtige Thiere gelten im Sinne dieses Geseb ed

Thiere, an welchen sich Erscheinungen zeigen, die den Ausbruch einer über-
tragbaren Seuche besürchten lassen (der Seuche verdächtige Thiere);

Thiere, an welchen sich solche Erscheinungen zwar nicht zeigen, rücksichtlich
deren jedoch die Vermuthung vorlicgt, daß sie den Austeckungostoff aufgenommen
haben (der Ansteckung verdächtige Thiere).

Die Anordnung der Abwehr- und ünerdrichgowahregen und die Leikung des
Verfahrens liegt den bandesregierungen und deren Organen ob.

Zur Leilung des Verfahrens können besondere Kommissare bestellt werden.
Die Mitwirkung der Thierärzte, welche vom Staate angestellt sind oder deren An-

stellung vom Staaie bestätigt ist (beamtele Thierärzte), richtet sich nach den Vorschriften
dieses Gesetzes. An Stelle derselben können im Falle ihrer Behinderung oder aus sonsti-
gen dringenden Gründen andere approbirte Thierärzte zugezogen werden. Die letzteren
sind innerhalb des ihnen ertheilten Auftrages befugt und verpflichtet, diejenigen Amts-
verrichtungen wahrzunehmen, welche in diesem Gesetze den beamteten Thierärzten über-
tragendfind.Die näheren Bestimmungen über das Verfabren, über die Zuständigkeit der Ve-
hörden und Beamten und über die Bestreitung der durch das Verfahren entslehenden
Kosten sind von den Einzelstaaten zu treffen.

3.
Rücksichtlich der Pferde und Provianithiere, welche der Militärverwallung angehören,

bleiben die Maßregeln zur Ermiktelung und Unterdrückung von Seuchen, soweit davon
nur das Eigenthum dieser Verwaltung betroffen wird, den Militärbehörden überlassen.

Dieselben Befugnisse können den Vorständen der militärischen Remontedepots auch
rücksichtlich der dazu gebörigen Rindvieh= und Schafbestände, sowie den Vorständen der
landesherrlichen und Staatögestüte rücksichtlich der in diesen Gestüten aufgestellten Pferde
von den Landesregierungen überlragen werden.

4.
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In den beiden Fällen (Absatz 1 und 2) finden die ferneren Bestimmungen dieses
Gesetzes siungemäße Anwendung.

Die Militärbehörden haben die Poligeibehörden der Garnison, der Kankonnemenis
und des Marschortes von dem Auftreten eines Seuchenverdachts und von dem Ausbruche
einer Seuche sofort zu benachrichtigen und von dem Verlaufe sowie dem Erlöschen der
Seuche in Keuntniß zu seben.

In gleicher Weise haben die Vorstäude der bezeichneten Remontedepots und Ge-
stüte die Polizeibehörde des Orls zu verständigen, wenn ihnen die Maßregeln zur Er-
mittelung und Unterdrückung von Seuchen übertragen worden sind.

8. 4.
Dem Reichskanzler liegt ob, die Ausführung dieses Gesetzes und der auf Grund

desselben Se Anordnungen zu überwachenTritt die Seuche in einer solchen Gesen des Reichsgebiets oder in solcher Aus-
dehnung auf, daß von den zu ergreisenden Mahregeln nothwendig die Gebiete mehrerer
Bundesstaaten betroffen werden müssen, so hat der Reichekanzler oder ein von ihm be-
stellter Reichskommissar für Herstellung und Erhaltung der Einheit in den seitens der
Landesbehörden zu treffenden oder gelroffenen Maßregeln zu sorgen und zu diesem Be-
huse das Erforderliche anzuordnen, nöthigenfalls auch die Behörden der betheiligten
Bundesstaaten unmittelbar mit Anweisungen zu versehen.

8. 5.
Die Behörden der Vundesslaaten sind verpflichtet, sich bei Ausführung der Maß-

regeln zur Abwehr und Unterdrückung der Seuchen gegenseitig zu unterstüzen.

I. Abwehr der Einschleppung aus dem Auslande.

a. Einfuhr= und Verkehrsbeschränkungen.

8. 6.
Die Einfuhr von Thieren, welche an einer übertragbaren Seuche leiden, ist ver-

boten
S. 7.

Wenn in dem Auslande eine überlragbare Seuche der Hausthiere in einem für

den inländiwer Viehbestand bedrohlichen Umfange herrscht oder ausbricht, so kann1. die Einfuhr lebender oder todter Thiere aus dem von der Seuche heimgesuchten
Auslande allgemein oder für bestimmte Grenzstrecken verboten oder solchen Be-
schränkungen unterworfen werden, welche die Gefahr einer Einschleppung aus-
schließen oder vermindern;
der Verkehr mit Thieren im Grenzbezirk solchen Bestimmungen unterworsen
werden, wesche geeignet sind, im Falle der Einschleppung einer Weiterverbreitung
der Seuche vorzubengen.

Die Einfuhr= und Verkehrobeschränkungen sind, soweit erforderlich, auch auf die
Einfuhr von thierischen Rohstoffen und von allen solchen Gegenständen auszudehnen,
welche Träger des Ansteckungestoffes sein können.

w
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Von dem Erlaffe, der Aufhebung oder Veränderung einer Einfuhr· oder Verkehrs-

beschränlang ist unverzüglich dem Reichskanzler Mittheilung zu machen.Die verfügten Einfuhr= oder Verkehrsbeschränkungen sind ohne Verzug öffentlich
bekannt zu machen.

b. Viehrevisionen.
8

Gewinnt die Seuche in einem Nachbarlande eine bedrohliche Ausdehnung, so kann
lür die Grenzbezirke eine Revision des vorhandenen Viehbestandes und eine regelmäßige
Kontrole über den Ab- und Zugang der durch die Seuche gefährdeten Thiere angeordnet
werden.

II. Anterdrüchkung der Biehseuchen im Inlkande.
1. Allgemeine Vorschristen.

a. Anzeigepflicht.

Der Besitzer von Hausthieren ist verpflichtet, von dem Ausbruche einer der in
§. 10 angeführten Seuchen unter seinem Viehstande und von allen verdächtigen Erschei-
nungen bei demselben, welche den Ausbruch einer solchen Krankheit befürchten lassen, so-
fort der Polizeibehörde Anzeige zu machen, auch das Thier von Orten, an welchen die

Gefahr ver Ansteckung fremder Thiere besteht, fern zu halten.Die gleichen Pflichten liegen demjenigen ob, welcher in Vertretung des Besigers
der Wirthschaft vorsleht, ferner bezüglich der auf dem Transporte befindlichen Thiere dem
Begleiter derselben und bezüglich der in fremdem Gewahrsam befindlichen Thiere demBesitzer der betreffenden Gehöste, Stallungen, Koppeln oder Weide

Zur sofortigen Anzeige find auch die Thierärzte und alle - Personen ver-
pflichtet, welche sich gewerbömäßig mit der Ausübung der Thierheilkunde beschäftigen, in-
gleichen die Fleischbeschauer, sowie dicjenigen, welche gewerbsmäßig mit der Beseitigung,
Verwerthung oder Vearbeitung thierischer Kadaver oder thierischer Bestandtheile sich be-
schäftigen, wenn sie, bevor ein polizeiliches Einschreiten stattgefunden hat, von dem Aus-
bruche einer der nachbenannten Seuchen oder von Erscheinungen unter dem Viehstande,
welche den Verdacht eines Seuchenausbruches begründen, Kenntniß erhallen.

S. 10.

Die , zuu elche sich die Anzeigepflicht (F. 9) erstreckt, sind folgende:der Mdie isrm
der Rot (Wurm) der Pferde, Esel, Maulthiere und Maulesel;
die Maul- und Klauenseuche busr NRindviche. der Schafe, Ziegen und Schweine;die Lungenseuche des Rindo
die Pockenseuche der Scha 66 ;

die Beschölseuche der Pferde und der Bläschenausschlag der Pferde und des
Rindviehs;

r. dieRände der Pferde, Esel, Maulthiere, Maulesel und der Schafe.ftReichskanzler ist befugt, die Anzeigepflicht vorübergehend auch für andere
Seuchen



8. Il.
Die Landesregierungen sind ermächtigt, für solche Vezirke, in welchen sich der

Milzbrand ständig zeigt, von der Anzeigepflicht (F. 9) insoweit zu entbinden, alo die
Seuche nur voreinzelt austritt. In diesem Falle müssen die Schubmaßregeln nach Maß-
habe des Gesetzes und der Ausführungs-Instruktion (F. 30) allgemein vorgeschrieben
werden.

b. Ermittelung der Srchenansbrüche,
Die Polizeibehörde bat auf die 7 Anzeige (I#. 9 und 10) oder wenn sie

auf irgend einem andern Wege von dem Ausbruche einer Seuche oder dem Verdachte
eines Seuchenausbruchs Kenntniß erhalten hat, sofort den beamteten Thierarzt behufs
sachverständiger Ermiltelung des Seuchenausbruchs zuzuziehen (vergl. jedoch §. 15). Der
Thierarzt hat die Art, den Stand und die Ursachen der Krankheit zu erheben und sein
Gutachten darüber abzugeben, ob durch den Befund der Auobruch der Seuche festgestellt
oder der Verdacht eines Sruchenausbrucho begründetist.

In eiligen Fällen kann derselbe schon vor polizeilichem Einschreiten die sofortige
vorläufige Einsperrung und Absonderung der erkrankten und verdächligen Thiere, nöthigen-
falls auch die Bewachung derselben anordnen. Die getroffenen vorlänfigen Anordnungen
sind dem Besiter der Thiere oder dessen Vertreter entweder zu Protokoll oder durch
schriftliche Verfügung zu eröffnen, auch ist davon der Polizeibehörde sofort Anzeige zu
machen.

Auf Ersuchen des Thierarzles hat der Vorsteher des Seuchenorts die vorläufige
Bewachung der erkrankten Thiere zu usa

Wenn über den Ausbruch einer Es nach dem Gutachten des beamleten Thier-
arztes nur mittelst Zerlegung eines verdächtigen Thieres Gewißheit zu erlaugen ist, so
kann die Tödtung dessfelben von der Folzeihrhärde angrordnel werden.

Auf die gutachtliche Erklärung der gurs Thierarztes, daß der Ausbruch der
Seuche festgestellt sei, oder daß der begründele Verdacht eincs Seuchenausbruchs vorliege,
hat die Polizeibehörde die für den Fall der Seuchengefahr in diesem Gesebe und den zur
Ausführung dosselben erlassenen Verordnungen vorgesehenen, den Umständen nach erforder-
lichen Schuhmaßregeln zu treffen und für die Dauer der Gejahr wirksam durchzuführen.
Hegt die Polizeibehörde Zweifel über die Erhebungen des beamteten Thierarztes, so kann
dieselbe zwar die Einziehung eines thierärztlichen Obergutachleus bei der vorgesezten Behörde
bcantragen, die Anordnung der erforderlichen Schuhmaßregeln darf jedoch hierdurch keinen
Aufschub erleiden.

. 15.

Ist der Ausbruch der Manl- zunSallapufnce (5. 10 Ziffer 4) durch das Gut-
achten des beamteten Thierarztes festgestellt, so kann die Polizeibehörde auf die Anzeige
neuer Seuchenausbrüche in dem Seuchenorte selbst eder in dessen Umgegend sofort die
ersorderlichen polizeilichen Schutzmahregeln anordnen, ohne daß es einer nochmaligen Zu-
ziehung des beamteten Thierarztes bedarf.
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Auch ist in solchen Bezirken, in welchen sich der Milzbrand sländig zeigt (8. 11),
die Zuziehung des beamteten Thierarztes nicht in jedem Falle dieser Seuche erforderlich.

F. 16.
In allen Fällen, in welchen dem beamteten Thierarzte die Feststellung des Krank-

heitszustandes eines verdächtigen Thieres obliegt, ist es dem Besier desselben unbenommen,
auch seinerseits einen approbirten Thierarzt zu diesen Untersuchungen zuzuziehen. Die
Anordnung und die Ausführung der Schuhmaßregeln wird hierdurch nicht aufgehalten.

ie vorgesehte Behörde hat jedoch im Falle erheblicher Meinungsverschiedenheit
zwischen dem beamteten Thierarzte und dem von dem Besißer zugezogenen approbirten
Thierarzte über den Ausbruch oder Verdacht einer Seuche, oder wenn aus sonstigen
Gründen erhebliche Zweifel über die Richtigkeil der Angaben des beamteten Thierarztes
obwalten, sofort ein thierärztliches Obergutachten einzuziehen und dem entsprechend das
Verfahren zu regeln.

S. 17.
Alle Vieh= und Pferdemärkte sollen durch beamiete Thierärzte beaufsichtigt werden.

Dieselbe Maßregel kaun auch auf die von Unternehmern behufs öffentlichen Verkaufe
in öffentlichen oder privaten Räumlichkeiten zusammengebrachten Viehbestände, auf die zu
Zuchtzwecken öffentlich aufgestellten männlichen Zuchtthiere, auf öffenkliche Thierschaurn und
auf die durch obrigkeitliche Anordnung veranlaßten Zusammenziehungen von Pferde- und
Viehbesländen ausgedehnt werden. Der Thierarz! ist verpflichtet, alle ven ihm auf dem
Markle oder unter den vorbezeichneten Pferde- und Viehbesländen beobachteten Fälle über-
tragbarer Seuchen oder seuchenverdächtiger Erscheinungen sogleich zur Kenntmiß der Polizei-
behörde zu bringen und nach soforkiger Untersuchung des FSallec die Anordnung der er-

forderlichen Pheiichen, Schutzmaßregeln zu beantragen.iegt Gefahr im Verzuge, so ist der Thierarzt bejugt, schon vor polizeilichem
Einschreiten die Absonderung und Bewachung der erkrankten und der verdächtigen Thiere
anzuordnen.

e. Schuymaßregeln gegen Seuchengefahr.
. 18.

Im Falle der Seuchengefahr (F. 14) und für die Dauer derselben können, vor-
behaltlich der in diesem Gesetze rücksichtlich einzelner Seuchen ertheilten besonderen Vor-
schriften, je nach Lage des Falles und nach der Größe der Gefahr, unter Berücksichtigung
der betheiligten Verkhreinterestn die nachfolgenden Schumaßregeln (50. 19 bis 29)polizeilich angeordnetwVeschwerden eetVesihero über die von der Polizeibehörde angeordneten Schut-
mahregeln haben keine aufschiebende Wirkung.

8. 19.
1. Die Absonderung, Bewachung oder polizeiliche Beobachtung der an der Seuche

erkrankten und der verdächtigen Thiere.
er Vesiter eines der Absouderung oder polizeilichen Beobachtung unterworfenen

Thieres ist verpflichtet, auf Erfordern solche Einrichtungen zu treffen, daß das Thier für
die Dauer der Absonderung oder Beobachtung die für dasselbe bestimmte Räumlichkeit
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(Stall, Standort, Hof· oder Weideraum u. s. w.) nicht verlassen kann und außer aller
Berhrung und Gemeinschaft. mit anderen Thieren bleibt.

2. Beschränkungen in der Art der Venuhung, der Verwerthung oder des Traus-
ports kranker oder verdächtiger Thiere, der von denselben slammenden Produkte oder
solcher Gegenstände, welche mit kranken oder verdächtigen Thieren in Berührung gekommen
oder sonst geeignet sind, die Seuche zu verschleppen.

eschränkungen im Traneport der der Suchengefohr ausgesehlen und solcher
Thiere, welche geeignet sind, die Seuche zu —m

3. Verbot des gemeinschaftlichen Melepang von Thieren aus verschiedenen
Stallungen und der Venutzung bestimmter Weideflächen, ferner der gemeinschaftlichen
Benutzung von Vrunnen, Tränken und Schwemmen und des Verkehrs mit seuchenkranken
oder verdächtigen Thieren auf öffentlichen oder gemeinschaftlichen Straßen und Triften.

Verbot des freien Umherlaufens der Hunde.
22.

4. Die Sperre des Stalles ode sonstigen Standortes seuchenkranker oder ver-
dächliger Thiere, des Gehöfts, des Orts, der Weide oder der Feldmark gegen den Ver-
kehr mit Thieren und mit solchen Gegenständen, welche Träger des Ansteckungssloffes sein
können.

Die Sperre des Gehöfts, des Orts, der Weide oder der Feldwark darf erst dann
versügt werden, wenn der Ausbruch der Seuche durch das Gutachten des beamieten Thier-

arztes Fleeng ist.Tce Sperre eines Orts oder einer Feldmark ist nur dann zulässig, wenn die
Seuche 3 Beschaffenheit nach eine größere und allgemeinere Gefahr einschließt, und

Thiere in größerer Zahl davon bereits befallen sind. Die Sperre kum auf einzelne
Straßen oder Theile des Orts oder der Feldmark beschränkt werden.

Die polizeilich angeordnete Sperre eines Stalles oder sonstigen Standortes, eines
Gehöfts oder einer Weide verpflichtet den Besitzer, diejenigen Einrichtungen zu treffen,
welche zur wirksamen Durchführung der Sperre vorgeschrieben werden.

5. Die Impfung der der Seuchengefahr ausgesetzten Thiere, die thierärztliche Be-
handlung der erkrankten Thiere, sowie Beschränkungen in der Befugniß zur Vornahme
von Heilversuchen.

Die Impfung oder die thierärztliche Behandlung darf nur in den Jällen ange-

ordnet werden, welche in diesem Gesetze auerüclih bezeichnet sind, und zwar nach Maß-
abe der doselet ertheilten näheren Vorschriftenpolizeilich angeordnete Impsung ersolgt unler Aufsicht des beamtelen Thier-

arztes * durch denselben.
8.2Die Tödtung der an der Seuche inenhten oder verdächtigen Thiere.

Hrre, darf nur in den Fällen angeordnet werden, welche in diesem Gesee aus-
drücklich vorgesehen sind.
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Die Vorschrist unverzüglicher Todtung der an einer Senche erkraukten oder ver-
dächtigen Thiere findet, wo sie in diesem Gesetze enthalten ist, keine Anwendung auf solche
Thiere, welche einer der Staatoaussicht mnterworfenen höheren Lehranstalt übergeben sind,
um dort für die Zwecke derselben verwendet * werd

Werden Thiere, wolche bestimmten iehre. oder Nutzungsbeschränkungen oder
der Absperrung unterworfen sind, in verbotwidriger Benutzung oder außerhalb der ihnen
angewiesenen Näumlichkeit, oder an Orten, zu welchen ihr Zutrilt verboten ist, betroffen,

so kann die Polizeibehörde die sofortige köhng derselben anordnen.
7. Die unschädliche Beseitigung der r-- solcher Thiere, welche an der Seuche

verendet, in Folge der Seuche oder in Folge des Verdachts getödtet sind, und solcher
Theile des Kadavers kranker oder verdächtiger Thiere, welche zur Verschleppung der
Seuche geeignet sind (Fleisch, Hänte, Eingeweide, Hörner, Klauen u. s. w.), endlich der
Streu, des Düngers oder anderer Abfälle kranker oder verdächtiger Thiere.

27.
8. Die Unschädlichmachung (Deinfeklion) der von den kranken oder verdächtigen

Thieren benutzten Ställc und Standorte und die Unschädlichmachung oder unschädliche
Beseitigung der mit denselben in Berührung gekommencn Gerathschaflen und sonsligen
Gegenstände, insbesondere auch der Kleidungestücke solcher Personen, welche mit den kranken
Thieren in Berührung gekommen sind.

Erforderlichenfalls kann auch die Dedinfizirung der Porsouen, welche mit seuchen-
kranken Thieren in Berührung gekommen sind, angeordnel nDie Durchsührung dieser Maßregeln muß nach norbenng des beamteten Tbhier=
arztes und unter polizeilicher Ueberwachung erfolgen.

5. 28

9. Die Einstellung der Vieh= und Pierdemärkee, sowie der öffentlichen Thierschauen

innerhalb des Seuchenortes oder dessen. Umzegend oder der Auoschluß einzelner Vieh-gattungen von der Benutzung der Mär

10. Die thierärztliche Untersuchung #ir am Seuchenorte oder in dessen Umgegend
vorhandenen, von der Seuche gefährdeten Thier

2. Besondere Vorschisten. aü einzelne Seuchen.
e näheren Vorschriften ber die Wonenn und Ausführung der zulässigen

# (55. 19 bis 29) auf die nachbenannten und alle übrigen einzelnen

Seuchen zwenen von dem Vundesrath auf dem Wege der Instruktion erlassen.
ollen jedoch bei den hierunter benannten Seuchen, vorbehaltlich -*' weiter er.

Wi Schumaßregeln, nachsolgend· besondere Vorschriften Plah greife
rand,8.3Thiere, welche am Milzbrande i oder dieser Seuche verdächtig sind, dürfen

nicht geschlachtel werden.
5



8. 42.
Die Vornahme blutiger Operationen an mitbrandkranken oder der Seuche ver-dächtigen Thieren ist uur approbirlen Thicrärzten geslattine Oeffnung des Kadavers darf ohne Fcn Erlaubniß nur von appro-

birten Thierärzten vorgenommen werden.
3.

Kadaver gefallener oder gelödteter milzbrandkranker oder der Seuche ver-

nchgerd Nees züsn #ofort ashälich r’m werden.Die Abhäutung derselben istvDie gleichen Lorlchrisen — kle Ausbruche des Milzbrandes unter Wild-
ständen auf die Kadaver des gefallenen oder getödteten Wildes Anwendung.

b. Tollwuth.
5. 34.

Hunde oder sonstige Hausthiere, welche der Seuche verdächtig sind, müssen von
dem Besier oder demjenigen, unter dessen Aufsicht sie slehen, sofort getödtet oder bis zu
polizeilichem Einschreiten in einem sicheren Behältnisse eingesperrt werden.

Vor polizeilichem Einschreiten dürfen bei wuthkranken oder der Seuche verdächtigen
Thieren keinerlei Heilversuche angestellt werden.

36
Das Schlachten wuthkranker oder der Seuche verdächtiger Thiere und jeder Ver-

kauf oder Verbrauch einzelner Theile, der Milch oder sonstiger Erzengnisse derselben ist
verboten.

S. 37.
Ist die Tollwulh an einem Hunde oder an einem anderen Hausthiere festgestellt,

so ist die sofortige Tödtung des wuthkranken Thieres und aller derjenigen Hunde und
Katzen anzuordnen, rücksichtlich welcher der Verdacht vorliegt, daß sie von dem wuthkranken

Thiere gebi sen sind.
iegt rücksichtlich anderer Hausthiere der bleiche Verdacht vor, so müssen dieselbensofort "zweste Beobachtung unlterworfenween sich Spuren der Tollwuth andensetten, so ist die sofortige Tödtung auch

bieser #ei anzuordnen.
Ausnahmsweise kann die mindestens dreimonatliche Absperrung eines der Tollwuth

verdächtigen Hundes gestattet werden, sofern dieselbe nach dem Ermessen der Polizeibehörde
mit genügender Sicherheit durchzuführen ist, und der Besitzer des Hundes die daraus
und aus der polizeilichen Ueberwachung erwachsenden Lasten trägt.

Ist ein wuthkranker oder der Souche verdächliger Hund frei umhergelaufen, so
muß für die Dauer der Gekahr die Festlegung aller in dem gefährdeten Bezirke vorhan-
denen Hunde polizeilich angeordnet werden. Der Festlegung ist das Führen der mit
einem sicheren Manlkorbe versehenen Hunde au der Leine gleich zu erachten. Wenn Hunde
dieser Vorschrist zuwider frei umherlaufend betroffen werden, so kann deren sofortige
Tödtung polizeilich angeordnet werden.
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 L
Die Kadaver der gefallenen oder getödteten wuthlranken oder der Seuche ver-

dächtigen Thiere müssen sofort unschädlich beseitigt werden.
Das Abhäuten derselben ist verboten.

c. Rot (Wurm) der Pferde, Esel, Maulthiere und Maulesel.
8. 40.

Sobald der Rotz (Wurm) bei Thieren festgeslellt ist, muß die unverzügliche Tödtuug
derselben polizeilich angeordnet werden.

Verdächtige Thiere unterliegen der Absonderung und polizeilichen Beobachtung
mit den nach Lage des zalleo erforderlichen Verkehrs= und Nutzungöbeschränkungen oder
der Sperre (59. 19bis22).

Die Tödtung verdächtigerTThiereduihvonder Polizeibehörde angeordnet werden,
wenn von dem beamiteten Thierarzte der Ausbruch der Rohkrankheit auf Grund

der vorliegenden Anzeichen für wahrscheinlich erklärt wird, oder
wenn durch anderweite, den Vorschriften dieses Gesetzes entsprechende Maßregeln

ein wirksamer Schutz gegen die Verbreilung der Seuche nach Lage des
alles nicht erzielt werden kann, oder

wenn ver Besiher die Tödtung beantragt, und die beschleunigte Unterdrückungftc Seuche im öffentlichen Interesse erforderlich ist.
S. 43.

Die Kadaver gefalleuer oder getödteter rotzkranker Thiere müssen sofort unschädlich
beseitigt werden.

Das Abhäuten derselben ist verboten.
. 44.

Die Polizeibehörde hat von jar ersten Seuchenverdacht und von jedem ersten
Seuchenausbruche in einer Ortschaft, sowie von dem Verlaufe und von dem Erlöschen der
Seuche dem Generalkommando desjenigen Armeekorps, in dessen Bezirk der Seuchenort
liegt, sofort schristlich Mittheilung zu machen. Befindet sich an dem Seuchenorte eine
Garnison, so ist die Mittheilung dem Gouverneur, Kommandanten oder Garnisonältesten
zu machen.

d. tungensenge de- Rindviehs.
Die Polizeibehörde hat die Tödtung * nach dem Gutachten des beamteten Thier-

arztes an der Lungenseuche erkrankten Thiere auzuordnen und kann auch die Tödtung
verdächliger Thiere anordnen.

Podtenfeuche,der Schafe.
Ist die Pockenseuche in einer echiuene festgestellt, so uu die Impfung aller

zur Zeit noch seuchenfreien Stücke der Herde angeordnet werden.
5
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Auf den Antrag des Besitzers der Herde oder dessen Vertreters kann für die
Vornahme der Impfung eine Frisl gewährt werden, wenn nach dem Gutachten des be-
amteten Thierarztes die sofortige Impfung nicht zweckmäßig ist.

Auch kann auf den Antrag des Besitzers oder dessen Vertreters von der An-
wendung der Impfung hanz Abstand genommen werden, sofern Maßregeln getroffen sind,
welche die Abschlachtung der noch seuchenfreien Stücke der Herde innerhalb 10 Tagen
nach Feststellung des Seuchenausbruchs sichern.

ß. 47

Gewinnt die Seuche eine größere Ausdehnung oder ist nach den örtlichen Ver-
hältnissen die Gefahr einer Verschleppung der Seuche in die benachbarten Schafherden
nicht auezuschließen, so kann die Impfung der von der Seuche bedrohten Herden und
aller in demselben Orte befindlichen Schafe polizeilich angeordnet werden.

. 46.

Die geimpften Schafe sind rücksichilich der polizeilichen Schutzmaßregeln den pocken-
kranken gleich zu behandeln.

§. 40.
Außer in dem Falle polizeilicher Anordnung (55. 46 und 47) darf eine Pocken-

impfung der Schafe nicht vorgenommen werden.
s. Beschälseuche der Pferde und Bläschenausschlag der Pferde und

des Rindviehé.
H. 50.

Pferde, welche an der Beschälseuche, und Pferde oder Rindviehslücke, welche an
dem Bläochenausschlage der Geschlechtotheile leiden, dürsen von dem Besitzer so lange
nicht zur Begatiung zugelassen werden, als nicht durch den beamteten Thierarzt die voll-

ständige Heilung und Unverdächtigkeit der Thiere festgestellt ist.
Tritt die Beschälseuche in einem Vau- in größerer Ausdehnung auf, so kann

die Zulassung der Pferde zur Begallungfür die Dauer der Gesahr allgemein von einer

vorgängigen Uniersuchung derselben durch den beamleten Thierarzt abhängig gemacht
wer

K.r Näude der Pferde, Esel, Maulthiere, Maulesel und der Schafe.

Wird die Rändekrankheit bei AsbnEieln, Maulthieren, Maulejeln (Sarcoptes-
oder dermatocoptes Räude) oder Schafen (dermatocoptes Rände) festgestellt, so kann
der Besizer, wenn er nicht die Tödtung der räudekranken Thiere vorzieht, angchalten
werden, dieselben sofort dem Heilverfahren eines approbirten Thierarztes zu unterwerfen.

3. Besondere Vorschriften für Shtssuerhtite und ösfenkliche Schlachthäuser.
Aus die einer geregelten aerinrhihzn Kontrole unterstellten Schlachlviehhöfe

und öffentlichen Schlachthäufer und das daselbst aufgestellte Schlachtvieh finden die vor-
stehenden Bestimmungen dieses Gesetzes mit denjenigen Aenderungen Anwendung, welche
sich aus den nachfolgenden besonderen Vorschriften ergeben.
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8. 5Wird unter dem daselbst aufgestellten — der Ausbruch einer übertrag-
baren Seuche ermittelt, oder zeigen sich Erscheinungen bei demselben, welche nach dem
Gutachten des beamteten Thierarztes den Ausbruch einer solchen Seuche befürchten lassen,
so sind die erkranlten und alle verdächtigen Thiere sofort in polizeiliche Verwahrung zu
nehmen und von jeder Berührung mit den übrigen auszuschließen.

55.
Soweit die Art der Krankheit es gestattet (vergl. §§. 31, 36, 43), kann der

Vesitzer des erkrankten oder verdächtigen Schlachtviehs oder dessen Vertreter angehalten
werden, die soforlige Abschlachtung desselben unter Aussicht des beamteten Thierarztes in
den das bestimmten Räumen vorzunehmen.

Diese Maßregel kann in dringenden Fällen auf alles andere, in der betreffenden
Räumlichkeit vorhandene, für die Seuche enpfängliche Schlachtvieh ausgedehnt werden.

56.
Nach Feststellung des Seuchenausbruchs können Schlachtviehhöfe oder öffentliche

Schlachtbäuser für die Dauer der Seuchengefahr gegen den Abtrieb der für die Seuche
empfänglichen Thiere abgesperrt werden.

treugere Absperrungsmaßregeln dürfen nur in dringenden Fällen angewendet
werden.

4. Eutschädigung füe, gelödtete Thiere.
Für die auf polizeilicheAnordnung rrcchte oder nach dieser Anordnung an der

Seuche gefallenen Thiere muß vorbehaltlich der in diesem Gesehe bezeichneten Ausnahmen
eine Entschädigung gewährt werden.

S. 58.
Die Bestimmungen darüber

I. von wem die Enischädigung zu gewähren und wie dieselben aufzubringen ist,
2. wie die Entschädigung im einzelnen Falle zu ermitteln und festzustellen ist,

sind von den Einzelstaaten zu treffen.
Die in dieser Hiusicht in den Einzelstaaten bereits bestehenden Vorschriften bleiben

unberührt. Insoweit solche Vorschriften nicht entgegenstehen, sind die Landeöregierungen
befugt, zu bestimmen, daß die Entschädigung für getödtete Pferde und Rinder bis zum
Eintritt einer anderweiten landesverfassungsmäßigen Regelung durch Beiträge der Besiher
von Pferden und Rindvieh nach Maßgabe der über die Vertheilung und Erhebung der
Beilräge von der Landesregierung zu treffenden näheren Anordnung ausgebracht werden.

In allen Fällen sollen jedoch die Vorschriften der §5. 59 bis 64 dieses Gesebes
dabei maßgebend sein.

Als Entschädigung soll der gemeine Werth des Thieres gewährt werden, ohne
Nücksicht auf den Minderwerth, welchen das Thier dadurch erleidet, daß es mit der Seuche

bebastet ist. Bei den mit der Roykrankheit behafteten Thieren hat jeroch die Enischädig.
4%% bei dem mit der Lungenseuche behafteten Rindvieh 15 des so berechneten WerthszuAeis



Auf die zu leistende Entschädigung werden angerechnet:
1. die aus Privatverträgen zahlbare Versicherungssumme, und zwar bei Roß

zu drei Viertel. bei TFungenseuche zu vier Fünfteln, in allen anderen Zällenzum vollen Betra
2. der Werth vechenen Theile des getödteten Thieres, welche dem Besitzer nach

Maßgabe der polizeilichen Anordnungen zur Verfügung bleiben.
60.

Die zu leistende Entschädigung wird, sofern ein anderer Berechligter nicht bekannt
ist, demienigen gezahlt, in dessen Gewahrsam oder Obhut sich das Thier zur Zeit der

Tödtung befand
Mit dieser Zahlung ist jeder Gutschädigungbanspruch Dritter erloschen.
Keine Entschädigung wird gewährt:

1. für Thiere, welche dem Neich, den Einzelstaaten, oder zu den landesherr-
lichen Gestüten gehören

2. für Thiere, welche, vr Vorschrift des §. 6 zuwider, mit der Krankheit be-
haftet, in das Reichsgebiet eingeführt sind:

. für Thiere, bei welchen nach ihrer Einführung in das Reichsgebiet innerhalb
90 Tagen die Rotzkrankheit oder innerhalb 180 Tagen die Lungenfeuche

festgestellt wire- #e nicht der Nachweis erbracht wird, daß die Ansteckung.der nach Einführung derselben in das Reichsgebiet stattge-

x

funden hat.
§. 62.

Die Gewährung einer Enischädigung kann versagt werden:
. fr Thiere, welche mit einer ihrer Art oder dem Grade nach unheilbaren

und unbedingt tödtlichen me mit Ausnahme jedoch des Rotzes und
der bungenseuche, behaftet war. fr das in Schlachtvichhöfen uorrv in öffentlichen Schlachthänsern aufgestellte,
auf polizeiliche Anordnung geschlachtete oder getödtete Schlachtvieh;
für Hunde und Katen, welche aus Anlaß der Tollwulh gelödtet sind (5§. 34,
37 Abl 39).

—

ou-

F. 68.
Anspruch auf Entschädigung fällt weg:

. wenn der Besiger der Thiere oder der Vorsleher der Wirthschaft, welcher die
Thiere angehören, vorsätlich oder fahrlässig, oder der Begleiter der auf dem
Transporte befindlichen Thiere, oder bezüglich der in fremdem Gewahrsam
besindlichen Thiere, der Besiher des Gehöfts, der Stallung, Koppeloder
Weide vorsätlich, den Vorschriften der 55. 9 und 10 zuwider, die Anzeige

vom Ausbruche der Seuche oder vomHeuchenwerdacht unterläßt, oder länger
als 24 Slunden nach erhaltener Kenniniß verzögert
wenn der Besitzer eines der Thiere mit der Seuche behaftet gekauft oder
durch ein anderes Rechtsgeschäft unter Lebenden erworben hat und von diesem
kranken Zustande beim Erwerbe des Thieres Keuntniß hatte;

. im Falle des F. 25, oder wenn dem Besiher oder dessen Vertreter die Nicht-

—
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besolgung oder Uebertretung der wlheitch angeordneten Schutzmaßregeln
zur Abwehr der Seuchengefahr zur Last fäll

Wenn zur Bestreitung der Eulsadiccgen Beiträge nach Maßgabe des vorhan-
denen Pferde und Rindviehbestandes erhoben werden, dürsen diese Beilräge für Thiere,
welche dem Reich, den Einzelstaaten oder zu den landesherrlichen Gestüten gehören, und
im Falle des 2 für das in Schlachtviehhöfen oder in öffentlichen Schlachthäusern§. 62 Nr.
aufgestellte Schlachtvieh nicht beansprucht werden

III. Strasrorshristen.
Mit Geldstrafe von 10 bis 150 ar- oder mit Haft nicht unter einer Woche

wird, -efern nicht nach den bestehenden geseylichen Bestimmungen eine höhere Strafe ver-lraft:wirkt te 4. wer der Vorschrist des S. 6 zuwider Thiere einführt, welche an einer über-
tragbaren Senche leiden.

Neben der Strafe ist auf Einziehung der verbokswidrig eingeführten
** zu erkennen, ohne Unterschied, ob sie dem Verurtheilten gehören odert.

der Vorschrist der 88. 9 und 10 zuwider die Anzeige vom Ausbruch
der Senuche oder vom Seuchenverdacht unterläßt, oder länger als 24 Stunden
nach erhaltener Kenniniß verzögert, oder es unterläßt, die verdächtigen Thiere
von Orten, an welchen die Gefahr der Ansteckung fremder Thiere besteht,
sern zu haltel wer den Veuszzeifen der F§. 31 bis 33 zuwider an Milzbrand erkrankte,

oder der Krankheit verdächtige Thiere schlachtel, blutige Operationen an den-
selben vornimmt, oder die Kadaver derselben abhäutet oder vorschriftswidrig
eine Oeffnung derselben vornimmt, oder es unterläßt, dieselben sofort un-
schädlich zu beseitigen;

4. wer den zum Schutze gegen die Tollwuth der Hausthiere in den 88. 34,

5.

6.

7.1

35, 36 und 39 ertheilten Vorschriften zuwiderhandell;
wer den Vorschriften im §F. 43 zuwider die Kadaver gefallener oder getödteter
roykranker Thiere abhäutel, oder nicht sofort unschädlich beseitigt
wer außeer dem Falle polizeilicher Anordnung die Pockenimpfung eines Schafes
vornimmt;
wer gegen' die Vorschrift des §. 50 Pferde, welche an der Beschälseuche, Pferde
oder Viehstücke, welche an dem Bläschenausschlage der Geschlechtstheile leiden,
zur Begaltung zuläßt.

66.

MitGeldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird, Feier nt nach den
bestehenden Peschlichen Deummmogen eine höhere Strase verwirkt ist,b traft

den aufG des F. 7 dieses Gesetzes angrordneren Einfuhrbeschränk.ze Fla.



Neben der Strafe ist auf Einziehung der verbotswidrig eingeführten
Thiere oder Gprhensiände. zu erkennen, ohne Unterschied, ob sic dem Ver-urtheilten gehören oder nicht.
wer den auf Grund des §F. 8 dieses Gesetzes polizeilich angeordneten Kontrol=
maßregeln zuwiderhandelt;

4. wer den in den Fällen des §. 12 Absatz 2 und des §. 17 Absah 2 von dem
Toierarzte hetroffenen vorläufigen Anordnungen zuwiderhandel

. wer den im Falle einer Seuchengefahr polizeilich angeordneten Schuhmaß-

regeln (§5.19 bis 28, 38, * zuwiderhandelt.

*
—

Sind in den Zällen der 8§. 65, die Zuwiderhandlungen in der Absicht be-
gangen, sich oder einem Anderen einen Vermögensvortheil zu verschaffen oder einem An-
deren Schaden zuzusügen, so tritt, sofern nicht nach den bestehenden gesetzlichen Bestimm-
ungen eine höhere Strafe verwirktL Geldstrafe nicht unter 50 bis zu 150 Mark oder
Haft nicht unter drei Wochen ein

IV. Schlußbestimmungen.
8. 68.

Das Geseh, betreffend die Beseitigung von Ansteckungsstoffen bei Viehbeförderungen
auf Eisenbahnen, vom 25. Februar 1876 (Reichs-Gesetbl. S. 163) wird durch das
gegenwärtige Gesetz nicht berührt.

5S. 69.
Dieses Gesetz tritt mit dem 1. April1861 in Kraft.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen unterschrist und beigedrucktem Kaiser-

lichen Insiegel.
Gegeben Bad Ems, den 23. Juni 1880.

(L. 8.) Wilhelm.
Fürst v. Bismarck.



B.

Instruktion
zur

Ausführung der 88. 19 bis 29 des Gesetzes vom 23. Juni 1880, betreffend
die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen.

Auf Grund des F. 30 des Gesetzes vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr und
Unterdrückung von Viehlseuchen (Reichs-Gesetzbl. S. 153), wird zur Ausführung der

19 bis 29 des erwähnten Gesehzes das Nachstehende bestimmt:

Die nachfolgenden Vorschriften sind bei der Anwendung der nach den 55. 19 bis
29 des Gesehzes vom 23. Juni 1880 gegen Viehseuchen zu treffenden Schuhmmaßregeln
maßgebend, insoweit nicht durch die obersten Landesbehörden im Inleresse der wirksamen
Bekämpfung einzelner Seuchen weikergehende Maßregeln innerhalb der geseblichen Schranken
vorgeschrieben werden.

5. 2.
Auf die einer geregelten veterinärpolizeilichen Kontrole unterstellten Schlachtvieh-

höse und öffentlichen Schlachthäuser und das daselbst aufgestellte Schlachtvieh finden die
Vorschrifen dieser Instruktion nur insoweit Anwendung, als sie mit den Anordnungen

5§. 53 bis 56 des Gesetzes vereinbar sind. Insbesondere finden auf die genanntenr*P die Bestimmungen dicser Instruktion über die öffeulliche Bekauptmachung der
Seuchenausbrüche und über die Verkehrobeschränkungen in Betreff des Viehes und der
mit demselben in Berührung kommenden Personen keine Anwendung.

Die in dieser Instruktion vorgeschriebenen Deinfektionen sind nach Maßgabe der
als Anlage &amp; beigefügten „Anweisung für das Deoinfektionsverfahren bei ansteckenden e 4.
Krankheiten der Hausthiere“ auszuführen.

Die auf Grund des Gesetzes vom 23. Juni 1880 und dieser Instruktion auszu-
lührenden Zerlegungen von gefallenen oder auf polizeiliche Anordnung getödteten Thieren
haben nach Maßgabe der als Anlage B beigefüglen „Anweisung für das Obduktiousver--Anlager
fahren bei ansteckenden Krankheiten der Hausthiere“ zu erfolgen.

A. Miz
Ist der Milzbrand oder der #lch des Milzbrandes bei Thieren festgestellt

(5. 12 des Gesehes), so hat die Polizeibehörde die Absonderung, erforderlichenfallé auch
6
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die Bewachung der milzbrandkranken oder der Seuche verdächtigen (F. 1 Absatz 2 des
Gesetzes) Thiere anzuordnen (. 19 des Gesetzco).

Erfolgt die Ermittelung des ## oder des Seuchenverdachts in Ab-
wesenheit des leitenden Polizeibeamten, so hat der beamtele Thierarzt (F. 2 Absatz 3 des
Gesetzes) die sofortige Absonderung der milzbrandkranken oder der Seuche verdächtigen
Thiere vorläufig anzuordnen. Von einer solchen durch ihn getroffenen Anordnung, welche
dem Besitzer der Thiere oder dessen Vertreter entweder zu Protokoll oder durch schristliche
Verfügung zu eröffnen ist, hat der beamtete Thierarzt der Polizeibehörde sofort eine An-
zeige zu machen.

§S. 7.
Die Polizeibehörde und der beamtete Thierarzt haben dafür Sorge zu tragen, daß

der Besiter der milzbrandkranken oder der Seuche verdächtigen Thiere, beziehentlich der
Vertreter des Besihers, auf die Uebertragbarkeit des Milzbrandes auf Menschen und auf
die gefährlichen Folgen eines unvorsichtigen Verkehrs mit den erkrankten Thieren und der
Benuhung ihrer Produkte aufmerksam gemacht wird.

Personen, welche Verlehungen an den Händen oder an anderen unbedeckten Körper-
theilen haben, dürfen zur Wartung der erkrankten Thiere nicht verwendet werden.

Unbefugten Personen ist der Zutritt zu den für die kranken oder der Seuche ver-
dächtigen Thiere bestimmten Räumlichkeiten nicht zu gestatlen.

§. 8.
Thiere, welche am Milzbrande erkrankt oder dieser Seuche verdächtig sind, dürfen

nicht #elhichte werden (F. 31 des Gesetzes).Jeder Verkauf oder Verbrauch einzelner Tbeile, der Haare, der Wolle, der Milch
oder sonstiger Produkte von milzbrandkranken oder der Seuche verdächtigen Thieren ist
zu verbieten.

. 9.

Wenn in einem weniger als 20 - enthaltenden Rindvieh- oder Schafvieh-
bestande eines Gehöftes innerhalb acht Tagen mehr als ein Thier am Milzbrand erkrankt,
so dürfen innerhalb der nächstfolgenden 14 Tage Thiere des betreffenden Beslandes ohne
polizeiliche Erlaubniß weder todt noch lebend über die Grenzen der Feldmark autgeführt
werden.

Dieselbe Vorschrist findet Anwendung auf die Toiere eines 20 oder mehr Stück
enthaltenden Rindvirh= oder Schafviehbeslandes eines Gehöstes, sowie auf die Thiere einer
aus Rindern oder Schafen mehrerer Gehöfte bestehenden Herde, wenn in dem Beslande
beziehentlich in der Herde innerhalb 8 Tagen mehr als der zehnte Theil am Milzbrand
erkrankt. Wird die Erlaubniß zur Ueberführung der Thiere in einen anderen Polizei-
bezirk ertheilt, so ist die betreffende Poligeibehörde von der Sachlage in Kenntniß zu setzen.

F. 10.
Die Vornahme blutiger Operationen an milzbrandkranken oder der Seuche ver-

dächtigen Thieren ist nur approbirten Thierärzten gestattet und darf erst nach der er-
folgten Absonderung der Thiere stattfinden.
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Eine Oeffnung des Kadavers darf ohne Kunhe- Erlaubniß nur von approbirtenThierärzten vorgenommen werden (F. 32 des Gese
11.

Die Kadaver gefallener oder geiödteter milzbrandkranker oder der Soeuche ver-
dächtiger Thiere müssen durch Anwendung hoher Hitzegrade (Kochen bis zum Zerfall der
Weichtheile, trockene Deslillation, Verbrennen) oder sonst auf chemischem Wege sofort un-
schädlich beseitigt werden. Die hierdurch gewonnenen Produkte können frei verwendet
werden.

Wo ein derartiges Versahren nicht ausführbar ist, erfolgt die Beseitigung der
Kadaver durch Vergraben, nachdem die Haut durch mehrfaches Zerschneiden unbrauchbar
gemacht und die Kadaver mit roher Karbolsäure, Theer oder Petroleum begossen worden sind.

Zur Vergrabung der Kadaver sind solche Stellen auszuwählen, welche von Perden,
Wiederkäuern und Schweinen nicht betreten werden und an welchen Viehfutter weder ge-worben, noch vorübergehend aufbewahrtwi

Die Gruben sind von Gebäuden mindestens 30 m, von Wegen und Gewässern
mindestens 3 m entfernt und so tief anzulegen, daß die Oberfläche der Kadaver von einer
unterhalb des Randes der Grube mindestens 1 m starken Erdschicht bedeckt wird.

Die Abhäutung der Kadaver ist borbonn (5. 33 des Gesebes).
8.1Bis zu ihrer unschädlichen n sind die Kadaver so aufzubewahren, daß

ihre Verührung durch andere Thiere verhinderl wird.
Auch kann die Bewachung der Kadaver von der Polizeibehörde angeordnet werden.
Beim Transport müssen die Kadaver so bedeckt sein, daß kein Körperhheil sicht-

bar ist.
n Die Transportmittel (Wagen, Karren, Schleisen) müssen so eingerichtet sein, daß

eine Verschütlung von Blut, blutigen Abgängen oder Exkrementen nicht erfolgen kann.
5S. 13.

Die Vorschriften der §§. 11 und 12 finden auch beim Ausbruch des Milzbrandes
unter Wildständen auf die Kadaver des gefallenen oder getödteten Wildes Anwendung.

§S. 14.
Erkremente, Blut und andere Abfälle von milzbrandkranken oder am Milzbrand

gefallenen Thieren, die Streu und der durch Auswursstoffe kranker oder gefallener Thiere
verunreinigte Dünzer müssen sorgfältig gesommelt und verbrannt oder, wie die Kadaver,
vergraben werd

Die uch Absälle milzbrandkranker oder amMilzbrand gefallener Thiere verun-
reinigten Fußböden, Slallwände, Ständer, Krippen, Tröge u. s. w., desgleichen die Stall-
heräthschaflen und die zum Transport der Kadaver benutzten Fuhrwerke oder Schleifen
müssen ohne Verzug nach Anordnung des beamieten Thierarztes und unter polizeilicher
Ueberwachung desiufizirt werden (§. 27 des Gesetzes).

5S. 15.
In denjenigen Bezirken, für welche auf Grund der Bestimmung im S. 11 de

Gesetzes die Anzeigepflicht bezüglich des Milzbrandes von der Landesregierung für verein-
6



a. Hunde.
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zelte Fälle erlassen ist, müssen die Schutzmaßregeln von der Polizeibehörde allgemein vor-
ceschrieben und durch amtliche Publikation zur öffentlichen Kenntniß gebrachtwerden.

Zugleich ist auf die Uebertragbarkeit des MilzZbrandes auf Menschen und auf die
gefährlichen Folgen eines unvorsichtigen Verkehrs mit milzbrandkranken oder der Seuche
verdächtigen Thieren und einer Benuhung ihrer Produkte aufmerksam zu machen.

Die angeordneten Schutzmaßregeln müssen von dem Besitzer der Thierc oder dessen
Stellvertreter beim Anobruch des Milzbrandes oder beim Austreien verdächtiger Erschein-
ungen ausgeführt werden, ohne daß es in jedem Falle der Seuche der Znziehung des
beamteten Thierarzles bedarf (§. 15 des Gesebes).

B. Tollwuth.
16.

Hunde, welche von der Tollwuth befallen oder der Seuche verdächtig sind (F.
Absatz 2 des Gesehes), müssen von dem Besitzer oder demjenigen, unter dessen alsi
sie stehen, sosort getödtet oder bis zum polizeilichen Einschreiten abgesondert und in einem
sichern Behältnisse eingesperrt werden (§. 34 des Gesetzes).

der Transport eines erkrankten oder der Seuche verdächtigen Hundes zum
Zwecke der sicheren Einsperrung unvermeidlich, so muß derselbe in einem geschlossenen Be-
hältnisse erfolcen.

Wenn ein Mensch oder ein Thier von einem an der Tollwuth erkrankten oder der
Seuche verdächtigen Hunde gebissen ist, so ist der Hund, wenn solches ohne Gefahr ge-
schehen kann, vor polizeilichem Einschreiten nicht zu tödlen, sondern behufs c0 erarglicher

Feststellung seines Gesundheitszustandes einzusperren.
Die Polizeibehörde hat zu veransen daß der wegen Verdachts der Tollwuth

von dem Besitzer eingesperrte Hund sofort einer Untersuchung durch den beamteten Thier-
arzt (§. 2 Absatz 3 des Gesetzes) unterzogen wird.

bäßt die thierärgtliche Untersuchung Zweifel über den Zustand des Hundes, so“
muß die Einsperrung destelben in einem sicheren Behältnisse auf den Zeitraum von acht
Tagen ausgedehnt werden.

Wenn der Besitzer vor Ablauf dieser Zeit durch schriftliche Bescheinigung des be-
amteten Thierarztes nachweist, daß der Verdacht beseitigt ist, so kann die Sperre wieder
aufgehoben werden.

§S. 18.
Ist ein der Seuche verdächtiger Hund gestorben oder getödtet worden, so kann

die Polizeibehörde die Zerlegung des Kadavers durch den beamteten Thierarzt anordnen.
Diese Anordnung muß getroffen werden, wenn der Hund einen Menschen oder ein Thier
gebissen hat.

8. 19.
Ist die Tollwuth eines Hundes festgestellt, so ist die sosortige Tödtung desselben

anzuordnen.
Auch hat die Polizeibehörde die sofortige Tödtung aller derjenigen Hunde und

Katzen anznordnen, welche von dem wuthkranken Thiere gebissen sind, oder rücksichtlich
welcher der Verdacht vorliegt, daß sie von dem wuthkranken Thiere gebissen sind.
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Ausnahmsweise kann die mindestens dreimonatliche Absperrung eines der Tollwuth
verdächtigen Hundes gestattet werden, sofern dieselbe nach dem Ermessen der Polizeibehörde
mit genügender Sicherheit durchzuführen ist, und der Besitzer des Hundes die daraus und
aus der polizeilichen Ueberwachung erwachsenden Lasten trägt (F. 37 des Gesebes).

Den Ausbruch der Tollwuth hat die Polizeibehörde auf ortsübliche Weise und
durch Bekanntmachung in dem für amtliche Publikationen bestimmten Blatte (Kreis.,
Amtsblatt u. s. w.) zur öffentlichen zemn zu bringen.

Ist ein wuthkranker oder ein der 2 verdächtiger Hund frei umhergelaufen,
so muß von der Polizeibehörde sofort die Fesllegung (Ankettung oder Einsperrung) aller
in dem gefährdeten Bezirke vorhandenen Hunde für einen Zeitraum von 3 Monalen an-
geordnet werden (§F. 38 des Gesebes).

Der GFestlegung gleich zu achten ist das Führen der mit einem sicheren Maulkorbe
versehenen Hunde an der Leine; jedoch dürfen die Hunde obne polizeiliche Erlaubniß aus
dem gefährdeten Bezirke nicht ausgefübrt werden.

Als gefährdet gellen alle Ortschaften, in weschen der wuthkranke oder der der
Seuche verdächtige Hund gesehen worden ist, und die 4 Kilometer von diesen Ortschaften
entsernten Orte einschließlich der Gewarkungen derselben.

Die Benutzung der Hunde zum Ziehen ist unter der Bedingung gestattet, daß
dieselben fest angeschirrt, mit einem sicheren Maulkorbe versehen und außer der Zeit des
Gebrauchs festgelegt werden

Die Verwendung von Hirtenhunden zur Begleitung der Herde, von Fleischer-
hunden zum Treiben von Vieh und von Jagdhunden bei der Jagd kann unter der Be-
dingung gestattet werden, daß die Hunde außer der Zeit des Gebrauchs (außerhalb des
Ingdreveer. sestgelegt oder, mit einem sicheren Maulkorbe versehen, an der Leine geführt
werden

Die Polizeibehörde hat anzuordnen, daß Hunde, welche der Vorschrift dieses
Paragraphen zuwider innerhalb des gefährdeten Bezirks frei umherlaufend betroffen werden,
sofort zu tödten sind.

8. 21.
Die auf Grund der Vorschrift des §. 20 von der Polizeibehörde getroffenen An-

ordnungen sind sofort auf ortsübliche Weise und durch Bekanntmachung in dem für amt-
liche Publikationen bestimmten Blatte (Kreis-, Amtoblatt u. s. w.) zur öffentlichen Kennt-
niß zu bringen. Die gefährdeten Gemeinden oder Ortschaften sind einzeln zu bezeichnen.

22.
Die Vorschriften der 88. 16 bis 21 finden auf Katzen, welche von der Tollwuth

befallen, oder der Seuche oder der Ansteckung verdächtig sind (§. 1 Absatz 2 des Gesetzes),
sinngemäße Amvendung.

§. 2
Andere Hausthiere, von wolchen sheh oder rücksichtlich welcher der Verdacht

vorliegt, daß sie von einem wuthkranken oder einem der Seuche verdächtigen Thiere ge-
bissen sind, ohne daß sie bereits der Seuche verdächtig geworden sind, müssen von der
Polizeibehörde sofort und für die Dauer der Gefahr unter polizeiliche Beobachtung ge-

b. Katz#n.

e. Andere

VDauothietre.
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kum werden 6. 5 des Gesetzes). Die Abschlachtung solcher Thien ist gestattet (vergl.edoch ). In lebhterem Falle müssen vor weiterer Verwerkhung des Thieres die-jenigen ine an welchen sich Bißwunden befinden, ueschzoch beseitigt werden.

Die Dauer der Gefahr ist für Pferde auf 3 Monate, ** Rindvich auf 4 Monate,
für Schafe, Ziegen und Schweine auf 2 Monaie zu bemesse

Während der Dauer derpeeine Frobachtung, dürfen die Thiere ohne polizei-
liche Erlaubniß ihren Standort (Gehöft) nicht wechseln. Im Falle des mit polizeilicher
Erlaubniß erfolgten Wechsels ist die Beobachlung in dem neuen Standort fortzusetzen.

Wenn die Erlaubniß zur Ueberlührung der Thiere in einen anderen Polizeibezirk
ertheilt wird, so muß die betreffende Polizeibehörde behufs Forlsebung der Beobachtung
von der Sachlage in Kenntniß gesetzt werden.

2

Die Benutung der unter polizeiliche Beobachtung gestellten Thiere, sowie der
Weidegang derselben, ist gestattet. Der Besitzer der Thiere oder der Verteeter desselben
ist aber anzuhalten, von dem etwaigen Auftreten solcher Krankheitserscheinungen, welche
den Ausbruch der Tollwulh befürchten lassen, ungesäumt der Polizeibehörde Anzeige zu
machen. Lebhtere hat hierauf die sofortige Untersuchung der erkrankten Thiere durch den be-beamteten Thierarzt zu veranlassen und, sofern sichdasVorhondenseindes Seuchenverdachtesstätigt, die Stallsperre für die erkrankten Thiere unioorbe, wenn der Vesiher nicht die
Tädtung derselben vorzieht.

8.2
Ist die Tollwuth bei einem Thiere •1 9 hat die Polizeibehörde die so-

fortige Tödtung desselben anzuordnen (F. 37 des Gesebes)28
d. Ale Arien Vor polizeilichem Einschreiten dürfen bei wuthkranken oder der Seuche verdächtigen

bon kieren- Thieren keinerlei Heilversuche angestellt wade 9 35 des Gesehed).
Das Schlachten wuthkranker oder der —— verdächtiger Thiere, sowie jeder Ver-

kauf oder Verbrauch einzelner Theile, der Milch oder sonstiger Erzeugnisse derselben ist
verboten (§. 36 des Gesetzes).

.30.
Die Kadaver der gefallenen oder getödteten wuthkranken oder der Seuche ver-

dächtigen Thiere sind durch Anwendung hoher Hibgrade (Kochen bis zum Zerfall der
Weichtheile, trockene Destillation, Verbrennen) oder sonst auf chemischem Wege sofort un-
schädlich zu beseitigen. Die hierdurch gewonnenen Produkte können frei verwendet werden.

Wo ein derartiges Verfahren nicht ausführbar ist, erfolgt die Beseitigung der Ka-
daver durch Vergraben, nachdem die Haut durch mehrfaches Zerschneiden unbrauchbar

emacht ist.6 Das Abhäuten der Kadaver ist verboten (§F. 39 des Gesehes).
Die Sektion eines Kadavers darf nur von approbirten Thierärzten vorgenommen

werden.
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. 31.

Die Ställe, in welchen sich runsn Thiere befunden haben, die Geräthschaften erseretin
und sonstigen Gegenstände, die mit kranken Thieren in Berührung gekommen sind, müssen «
vokfchktflsnmßtgdesinfiztktwckdknDtectkeuwuthkkankekodekdckSeItchevcks
dachttgcksztmdcnnddtevonsolchenbenuplenVandehulten,sowettftcvonholzoder

Stroh fo, müssen verbrannt werden.Die Desinfektion muß nach Anordnung des beamteten Thierarztes und unter

polizeilicher leberuachung erfolgen (§. 27 des Gesebe).
Der Besitzer der zu desinfizirenden Gegenstände oder der W* des Besitzers

ist anzuhalten, —8 Verzug die Decinfeltiondarbeilen ausfhren zu lassen.Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion hat der Sialen Thierarzt der

Polizeibehörde Gins Bescheinigung einzureichen.C. Rot (Wurn) der Plerde, Esel, Maulthiere und Maulesel.

Wenn bei einem Pferde die Rotz- (Wum.) Krankheit oder der Verdacht der Seuches.Algemeine
(5. 1 Absah 2 des Gesetzo) festgestellt ist (§. 12 des Gesebes), so isl von der Polizei- *r risten.

behörde und dem beamteten Thierarzt (§. 2 Absab 3 des Gesetzes) möglichst zu ermitteln,
wie lange die verrächligen Erscheinungen schon bestanden haben, ob neuerdings Pferde
aus dem Gehöfte verkauft oder in verdächtiger Weise entfernt sind, ob die kranken oder
der Seuche verdächtigen Pferde mit anderen Pferden in Berührung gekommen, ob und
wo dieselben erworben sind, und wer der frühere Besitzer war.

Nach dem Ergebniß dieser Ermittelungen sind die elwa erforderlichen Maßregeln
ohne Verzug zu treffen, und nöthigenfalls die anderen betheiligten Polizeibehörden von
dem Ergebniß der Ermittelungen in Kenntniß zu seen.

bäßt sich nach den ermiktelten Thatumständen annehmen, daß eine größere Ver-
breitung der Nobkrankbeit in einer Gegend oder in einem Orte slattgesunden hat, so kann

eine Revision sämmtlicher Pferdebestände der Gegend oder des Ortes oder einzelner Orts-
theile durch den beamteten Thierarzt von der Polizeibehörde angeordnet werden.

.34.
Die Polizeibehörde und der beamiel- Thierarzt haben dasr Sorge zu tragen,

daß der Besitzer oder der Vertreter des Vesibers eines rohlranken oder der Seuche ver-
dächtigen Pferdes auf die Gefahr der Ausleckung durch unvorsichligen Verkehr mit dem
kranken Thiere aufmerksam gemacht wird.

Der Wärter eines solchen Pserdes ist von jeder Dienstleistung bei anderen Pferden
auczuschließen und darf nicht in dem Krankenstalle schlasen. Personen, welche Verlezungen
an den Händen oder anderen unbedeckten Körpertheilen haben, dürfen zur Wartung des
erkranktes Thieres nicht verwendet werden.

F. 3
Erfolgt die Ermittelung des n oder des Seuchenverdachts in Ab-

wesenheit des leitenden Polizeibeamten, so hat der beamtete Thierarzt die sofortige Ab-
sperrung der kranken und der der Seuche verdächtigen, sowie die polizeiliche Beobachtung
der der Ansteckung verdächtigen Pferde vorläufig anzuordnen. Von dieser Anordnung, welche
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dem Besitzer der Pferde oder dessen Verkreter durch protokollarische oder anderweitige schrift-
liche Erosfünng mitzutheilen ist, hat der beamtete Thierarzt sofort der Polizeibehörde eine

Anzeige r en45 Berichte an die Polizeibehörde hat derselbe die rotzkranken und die
armichd, (5. 1 Abs. 2 des Gesetzes) Pferde näher zu bezeichnen.

36.8.
Die Polizeibehörde hat von jedem ersten Seuchenverdacht und von jedem erslen

Seuchenausbruche in ciner Ortschaft, sowic von dem Verlaufe und von dem Erlöschen der
Seuche dem General-Kommando deejenigen Armeekorpo, in dessen Bezirk der Seuchenort
liegt, sofort schriftlich Miltheilung zu machen. Befindet sich an dem Seuchenorte eine
Garnison, so ist die Mittheilung dem Gouverneur, Kommandanten oder Garnisonältesten
zu machen (F. 44 des Gesetzes).

 37.

b. Robtranse Ist der Roh bei Pferden fesigestellt, so hat die Polizeibehörde, soweit erforderlich,
Vlrde, nach vorgängiger Ermittelung der zu leistenden Entschädigung, die unverzügliche Tödtung

der Wiere zn (§. 40 des Gesebeo).Ausbruch der Notkrankbeit hat die Polizeibehörde auf ortsübliche Weise unddurch Vekenntmachung in dem für amtliche Publikation bestimmten Blatte (Kreis-, Amts-
blatt u. s. w.) zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Der Stall, in welchem sich rohkranke Pferde befinden, ist an der Haupteingangs-
thür oder an einer sonstigen geeigneten Stelle mit der Juschrit: „Roby"“ zu versehen.

38

Bis zu ihrer Tödtung sind die rotzkranken Perde so abzusperren, daß sie mit
anderen (# nicht in Berührung kommen können.e zur Wartung rotzkranker Pferde benutzten Geräthschaften dürfen vor erfolgterDeoinsetln aus dem Absperrungsraume nicht entfernt werden.

r
Die Tödtung der rotzkranken Perde muß an abgelegenen oder an anderen, von-

der Polizeibehörde für geeignet erachteten Orten erfolgen. Bei dem Transporte nach
diesen Orten muß dafür Sorge getragen werden, daß jede Berührung der rotzkranken
Perde mit anderen Pferden vermieden wird.

F. 40.

Die Kadaver gefallener oder getödteter rotzkranker Pferde sind durch Anwendung
hoher Hitzegrade (Kochen bis zum Zersall der Weichtheile, trockene Destillation, Verbrennen)
orer sonst auf chemischem Wege sofort unschädlich zu beseitigen.

Wo ein derartiges Verfahren nicht ausführbar ist, sind die Kadaver an abgelegenen
Orten zu vergraben, nachdem die Haut durch mehrfaches Zerschneiden unbrauchbar ge-
macht ist

Die Gruben sind so tief aleben, daß die Oberfläche der Kadaver von einer
miindestens 1 9 starken Erdschicht bedecktDas Abhäuten der Kadaver, sewe die Benugung der Haare und Huse ist



41

. 41.

Die Polizelbehörde hat die Todln und Zerlegung der der Seuche verdächligen
Perde anzuordnen (F. 42 des Gesebes):

1. wenn von dem beamteten Thierarzte der Ausbruch der Notkrankheit auf
Grund der vorliegenden Anzeichen für wahrscheinlich erklärt wird. Der be-
amtete Thierarzt hat dabei zu beachten, ob die der Seuche verdächtigen
Pferde der Ansleckung durch roykranke Pferde nachweislich ausgesebt gewesen
sind, ob verdächtiger Nasenausfluß, harte Drüsenanschwellungen, namentlich
im Kehlgange, verdächtige oumphgefäßanschwellungen, verdächlige Knoten in
der Haut, verdächtige Anschwellung einzelner Gliedmaßen bestehen, besonders
aber ob zwei oder mehrere dieser Erscheinungen gleichzeitig vorhanden sind,
oder neben einem einzelnen der genannten Krankheitszeichen Dämpfigkeit oder
schlechte Beschaffenheit des Haares wahrgenommen wird;

4l wenn durch anderweite, den Vorschriften des Gesetzes entprechende Maßregeln
ein wirksamer Schutz gegen die Verbreikung der Seuche nach Lage des Falles
nicht erzielt werden kann;

. wenn der Besiber die Tödtung beantragt, und 5tbeschleurigte Unterdrückung
der Seuche im öffenllichen Interesse erforderlich ist

#

er Seuche verdächtige Pferde müssen bis dahin, daß entweder ihre Tödtung er-
folgt *kiht vollständige Genesung oder Unverdächtigkeit von dem beamteten Thierarzte
auf Grund sorgfältiger Untersuchung bescheinigt ist, unter Stallsperre gehalten werden, so
daß jede Verührung oder Gemeinschaft mit anderen Pferden wirksam verhindert wird.

Die Polizeibehörde hat zu diesem Zwecke das Erforderliche anzuordnen und den
Besitzer des Stalles zu solchen Einrichtungen anzuhalten, welche die wirksame Durchführung
der vorgeschriebenen Sperre sicher stellen (F. 22 des Geseheo).

Eine Entsernung des der Stallsperre unterworsenen Pferdes aus dem Absperrungs-
raume darf ohne auedrückliche Erlaubniß der Polizeibehörde nicht stattfinden. Zerner
dürfen die zur Wartung des abgesperrien Perdes benutzten Stalluleufilien, Rrippen,
Naufen und sonstigen Geräthschaften vor erfolgler Desinfektion aus dem Absperrungs-
raume nicht entfernt werden.

S. 4
Die Polizeibehörde hat die unter * bestelten Pferde mindeslens alle 14

Tage ur den beamteten Thierarzt untersuchen zulassen der beamtete Thicrarzt nach dem Ergeboast dieser Untersuchungen den Aus-
bruch der Nogtrenulen bei einem als der Seuche verdächtig abgesperrten Pferde für fest-
gestellt oder aouf Grund der vorliegenden Anzeichen für wahrscheinlich erklärt oder die
Unverdächtigkeit eines solchen Pferdes bescheinigt, so hat die Polizeibehörde ohne Verzug
die vorschristsmäßigen Anordnungen zu treffen.

44.
Ist ein wegen Seuchenverdachtes unter Sperre gestelltes Pferd gefallen oder auf

Veranlassung des Vesitzers getödtel worden, so hat die Polizeibehörde die Zerlegung des
Merdes durch den beamteten Thierarzt anzuordnen.

7

e Der Seuche
e

Plerde.
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nach dem Ergebnisse der Zerlegung erforderlichen anderweiligen Anordnungensind von2 Polizeibehörde ohne Verzug 4%treffen
Werden die unter Sperre seltelhen Plerde in verbolwidriger Benußung oder

außerhalb der ihnen angewiesenen Räumlichkeit oder an Orten, zu welchen ihr Zutritt
verboten ist, betroffen, so kann die Polizeibehörde die sofortige Tödtung derselben an-
ordnen (F. 25 des Gesetzes).

. 46.

. i Alle Pferde, welche mit rohkranken oder der Seuche verdächtigen Pferden gleich-
rhacl-n zeitig in einem Stalle gestanden haben oder sonst in nachweisliche Berührung gekommen
v lind, aber noch keine verdächtigen Krankheitserscheinungen zeigen, sind in besonderen Stall-

räumen unter polizeiliche Beobachtung zu slellen. In diese Stallräume dürfen andere
ierde nicht eingeslellt werden.

S. 4

Die Polizeibehörde hat die unter n*ä AAstllen ferde mindeslens alle
14 Tage durch den beamteten Thierarzt mmiersuchen zu lassen

Der Besitzer der unter Veobach aggestellten ferde oder dessen Vertreter ist
anzuhalten, von dem Auftreten verdächtiger Krankheitberscheinungen an einem Pferde, ins-
besondere von Nasenausfluß, Drüsenanschwellungen im Kehlgange oder Anschwellungen in
der Haut der Volizeibehörde ohne Verzug eine Anzeige zu machen und das erkrankte
Pird sofort von den übrigen Pferden abzusondern und unter Stallsperre zu halten.

DiePolizeibehörde hat auf diese Anzeige unverzüglich eine Untersuchung desPerdes deenht den beamteten Thierarzt zu veranlassen.
49

So lange die unter Beobachtung slehenden Pferde bei der thierärztlichen Unter-
suchung frei von rotverdächtigen Krankheitserscheinungen besunden werden, ist der Gebrauch
derselben innerhalb der Grenzen des Ortes und der Feldmark zu gestatten.

Der Gebrauch der Perde außerhalb des Ortes und der Helrmark darf nur mit
auodrücklicher Erlaubniß der olizeibehörde stattfinden. Diese Erlaubniß ist nur unter
der Bedingung zu erlheilen, dah die Pferde nicht in andere Siallungen eingestellt und
daß für dieselben fremde Fukterkrippen, Tränkeimer oder Geräthschaften nicht benußzt
werden.

8. 50.
Die Dauer der polizeilichen Beobachtung ist mindestens auf sechs Monate fest-

zusetzen.
Während dieser Zeit dürfen die Pferde ohne schriftliche Erlaubniß der Polizei-behörde nicht in andere Stallungen oder Räumlichkeiten gebracht weIm Falle der mit poligzeilicher Erlaubniß erfolglen geeer . die Beobachtung

in den neuen Siallungen oder Räumlichkeiten fortzusehen.
Wird die Erlaubniß zur Ueberführung. der Perde in einen anderen Polizeibezirk

ertheilt, so muß die betreffende Polizeibehörde behufs Forksetzung der Beobachtung von der
Sachlage in Kenntniß gesetzt werden.
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8. 51.
Wird den polizeilichen Anordnungen von dem Besitzer der unter Beobachtung ge-

stellten Pferde nicht pünktlich Folge geleistet, so sind die betreffenden Pferde sofort der
Stallsperre zu unterwerfen.

5. 52.
Ist ein wegen Verdachtos der Ansteckung unter Beobachtung (F. 46) oder Stall-

sperre (F. 51) gestelltes Pferd gefallen oder auf Veranlassung des Besitzers gelödtet
worden, so hat die Polizeibehörde die Zerlegung des Pferdes durch den beamteten Thier-
arzt anzuordnen.

dem Ergebnisse der Zerlegung erforderlichen anderweitigen Anordnungen
sind von der Polizeibehörde ohne Verzug zu kreffen.

53
Die Polizeibehörde hat die Tödtung von Pferden, welche der Ansleckung verdächtig

sind, anzuordnen, wenn der Besitzer die Tödtung beantragt und nach dem Ermessen der
höheren Behörde die beschleunigte Unterdrückung der Seuche im öffentlichen Interesse er-
sorderlich ist.

5. 54.
Die Deßinfektion der Stallungen und Ränmlichkeiten, in welchen rothkranke oder 5(° *

der Seuche verdächtige Pferde gestanden haben, sowie der Krippen, Raufen, Tränkeimer eltion
und Geräthschaften, welche bei den Thieren benuht worden sind, der Geschirre, Decken,

Sältel, sowie der Deichseln, an denen solche Pferde gearbeitet haben, zußfe A Anord-
nung G beamtelen Thierarztes und unter polizeilicher Ueberwachung erfolDie Polizeibehörde hat den Besieer anzuhalten, die ersorderlichen Sbiuselliond-
arbeiten ohne Verzug ausführen zu lassen.

eber die erfolgte Ausführung der Dehinfektion hat der beamtete Thicrarzt der

Polizeibehörde eine Bescheinigung einzute den
e Seuche gilt a erloschen und 'ue angeordneten Schuyhmaßregeln sind vonk.Aushebungder Pasckalsen aufzuhebe h
. wenn die Miten Pferde gefallen oder getödtet sind

wenn die der Seuche verdächtigen Pferde gefallen, 4 oder von dem
beamteten Thierarzt für gesund erklärt worden sind;

4l wenn die der Ansleckung verdächtigen Pferde gefallen oder getödtet sind oder
während der Dauer der Beobachtung keine rotzverdächtigen Erscheinungen

czeigt haben,
und wenn in allen Hällen die vorschriftsmäßige Desinfektion erfolgt ist.

Das Erlöschen der Seuche ist auf orlsübliche Weise und durch Bekanntmachung
in dem für amtliche Publikationen bestimmten Blatte (Nreis--, Amtsblatt u. s. w.) zur
öffentlichen Kenntniß zu bringen.

————*i

56.

Die für Perde in den 55. 32 bio 55 ertheilten Vorschriften finden auch aufs.F
Esel, nr und Maulesel Anwendung.

7-



D. Maul= und Klauenseuche des wrwie, der Schafe, Ziegen und Schweine.
S. 5

Ist der Ausbruch der Maul- und Gsinhuce durch das Gutachten des beam-

e - hüten Thierarztes (F. 2 Absatz 3 des Geletzto) festgestellt (§. 12 des Gesetzes), so kann
ie Poligeibehörde auf die Anzeige neuer Seuchenausbrüche in dem Seuchenorte selbst oder

in dessen Umgegend sofort die erforderlichen polizeilichen Schuhmaßregeln anordnen, ohne
daß es in jedem Falle einer vorgängigen sachverständigen Ermiktelung durch den beamteten
Thierarzt bedarf (§. 15 des Gesetze#).

. 68.

Der erstmalige Ausbruch der Maul- und Klauenseuche in einer bis dahin seuchen-
freien Ortschaft ist nach erfolgter Feststellung von der Polizeibehörde auf ortsübliche Weise
und durch Bekanntmachung in dem für amtliche Publikationen bestimmten Blatte (Kreis,
Amtsblatt u. s. w.) zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

DasSeuchengehöft ist am Haupteingangsthor oder an einer sonstigen geeigneten

Stelle mit der Inschrift: „Maul= und laucsenche“ zu versehen.
Die kranken und die verdächligen i- und Schweine unterliegen der

Gehöftsperre mit den nachstehend ausgeführten Erleichterungen. Als verdächtig (S. 1 Ab-
sab 2 des Gesetzes) gelten alle Wiederkäuer und Schweine, welche mit kranken Thieren
in einem und demselben Stalle aufgestellt sind.

Benntzung kranker Thiere zur Feldarbeit und der Weidegang derselben darf
unter der Bedingung gestaitet werden, daß die Thiere dabei keine Wege und keine Weiden
betreten, welche von gesunden Wiederkäuern und Schweinen aus anderen Gehöften benutzt
werden, und daß sie auf der Weide mit solchen Wiederkäuern und Schweinen nicht in
Berührung kommen. Im Falle unverhältnißmäßiger wirthschaftlicher Nachtheile können
von der höheren Behörde weitere Erleichterungen unter entsprechenden Vorsichtsmaßregeln
zugestanden werden.

ie verdächtigen Thierc können zur Feldarbeit benutzt werden. Der Weidegang
derselben ist aber nur dann zu gestalten, wenn auf der Weide eine Verührung mit seuche-
freiem Vieh aus anderen Gehöften verhindert werden kann.

Ersorderlichenfalls hat die Polizeibehörde dafür Sorge zu tragen, daß auf gemein-
schaftlichen Weiden die Hutungsgrenzen für das gesunde und für das kranke oderver
dächtige Vieh regulirt werden. Die von den kranken oder verdächtigen Thieren benutzten
Weideflächen sind durch Tafeln mit der Inschrift: „Maul= und Klauenseuche“ kenntlich
zu machen.

Die Ueberführung der unter Gehöftsperre stehenden Thiere in ein anderes ehest
derselben Ortschaft darf ansnahmsweise genehmigt werden, wenn damit eine Gefahrder

Weiterverbreilung der Seuche nicht verbunden ist. Dabei müssen die kranken Thiere zu
Wagen oder in solcher Weise transportirt werden, daß sie die von gesunden Wiederkäuern

oder öt aus anderen Gehöften benutzten Wege nicht betreten. Ausführung der verdächtigen Thiere aus dem Seuchenorte zum Zwecke derseianerr Laöschlachm ist zu gestatten. Wird die Erlaubniß zur Ueberführung der
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Thiere in einen anderen Polizeibezirk ertheilt, so ist die betreffende Polizeibehörde von der
Sachlage in Kenntniß zu sezen.

60.
Die Absonderung oder die Stallsperre der erkrankten und der verdächtigen Thiere

des Seuchengehöfsts kann von der Polizeibehörde angeordnet werden, wenn der Besiter
die poligeilich angeordneten Verkehrs= und Nutungsbeschränkungen übertrikt.

Das Weggeben der Milch von franken Thieren in rohem ungekochten Zustande
behufs unmittelbarer Verwendung zum Genusse für Menschen und Thiere ist verboten.

Häute von gefallenen oder getödteten kranken Thieren dürfen nur im vollkommen

trockenen Zustande aus dem Snchenhehöste ausgeführt werden, sofern nicht die direkte
Ablieferung derelben an die Gerberkter und Stroh, welcher boch- dem Orte seiner Lagerung als Träger des
W anzusehen ist, darf aus dem Seuchengehöfte nicht entfernt werden.

ger, welcher während des Auftrelens der Senche im Seuchenstalle gelegen hat,
darf auf olen Wegen und nach solchen Grundstücken, welche von seuchefreien Wieder-
käuern oder Schweinen aus anderen Gehöften betreten werden, nicht abgefahren werden.
Kann auf diese Weise die Abfuhr des Düngers nicht bewirkt werden, so darf dieselbe
nur unter Einhaltung der für einen solchen Fall angwerdnenden polizeilichen Vorkehrungen
erfolgen.

S. 6
Der Besitzer oder dessen Vertreter 6 anzuhalten, das Betreten des Seuchenge-

höfts durch fremde Wiederkäuer und Schweine“ nicht zu geftalten
Gewinnt die Seuche in einer aarschen eine größere und allgemeinere Verbreitung,

so ist die Abhaltung vonViehmärkten, mit Ausnahme der Pferdemärkte, in dem Seuchen-
orte und nöthigenfalls auch in den benachbarten Ortschaften von der zuständigen höheren
Polizeibehörde zu verbicten

Die Polizeibebörde kann in diesem Halle den Seuchenort und dessen Feldmark
gegen das Durchtreiben von Wiederkäuern und Schweinen absperren und bestimmen, daß
die Anoführung von Thieren dieser Arten aus dem Seuchenorle und dessen Feldmark nur
mit polizeilicher Erlaubniß erfolgen darf. Diese Erlaubniß soll der Regel nach nicht ver-
sagt werden, wenn gesunde Thiere ausgeführt werden sollen, und wenn der Nachweis er-
brachl wird, daß die Ausführung zum Zwecke sofortiger Abschlachtung erfolgt. Wird die
Erlaubniß zur Ueberführung der Thiere in einen anderen Polizeibezirk ertheilt, so ist die
betreffende Polizeibehörde von der Sachlage in Kennkniß zu sehen.

Ist der Seuchenort und dessen Beldmark gegen das Durchtreiben von Wieder-
käuern und Schweinen gesperrt, so ist die Abfuhr von Viehdünger aus den Seuchenställen
(5F. 62 Abs. 3), der Weidegang kranker oder verdächtiger Thiere, sowie die Benutzung
kranker oder verdächtiger Thiere zur Zeldarbeit mit solchen Beschräukungen zu gestatten,
welche erforderlich sind, um eine Uebertragung der Seuche in die seuchefreien Viehbestände
der benachbarten Ortschaften zu verhindern.
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An der Grenze der verseuchten Ortschaften sind eeigneten Orts Tafeln anzu-bringen, * . bie Inschrift: „Maul- und Klauenseuche“führen.
e Anwendung der Vorschriften dieses Paragraphen ist in größeren geschlossenen

Snnchaste in der Regel auf einzelne Straßen oder Theile des Orts oder der Feldmark
zu beschränken (5. 22 des Gesetzes).

S. 6Bricht die Seuche auf der Weide sehn- unter solchem Vieh aus, welches ständig
auf der Weide gehalten wird, so bat die Polizeibehörde die Weidefläche gegen den Abtrieb
des Weideviehes und gegen den Zutrieb von Wiederkäuern und Schweinen abzusperren.

Die abgesperrte Weidefläche ist mit Taseln zu versehen, welche die Iuschrift:
„Maul= und Klauenseuche“ führen.

er Abtrieb verdächtiger Thiere zum Zwecke sofortigerAblchlachin ist zu gestatten.A#herdem darf der Abtrieb der Thiere nur gestaltet werden, wenn deren Ver-
pflegung oder die Witterung einen Wechsel der Weidefläche eer eine Aufstallung neth-
wendig macht. Dabei müssen die kranken Thiere zu Wagen trausporlirt oder auf solchen
Wegen abgelrieben werden, die von seuchefreien Thieren anderer Bestände von Wieder-
käuern oder Schweinen nicht benutzt werden.

F. 66.
ird die Seuche in Treibherden oder bei Thieren, die sich auf dem Transporte

befinden, festgestellt, so hat die Polizeibehörde die Weiterbeförderung zu verbieten und die
Absperrung der Thiere anzuordnen.

Im Falle die Thiere binnen 24 Stunden einen Standort erreichen können, wo

dieselben durchseuchen, oder abgeschlachtet werden sallen kann die Polizeibehörde dieWeiter
beförderung unter der Bedingung gestatlen, daßdieThiere unterwegs fremde Gehöstenicht betreten, und daß die kranken Thiere zu WMagen transportirt werden

Wird die Erlaubniß zur Ueberführung der Thiere in einen anderen Polizeibezirk
ertheilt, so ist die betreffende Polizeibehörde von der Sachlage in Kenntniß zu setzen.

S. 67.
Die von kranken Thieren beuuhten Räumlichkeiten sind nach dem Erlöschen der

Seuche oder nach der Entfernung der kranken Thiere gründlich zu reinigen
Die von fremden kranken Thieren benutzten Räumlichkeiten auf Viehhöfen oder in

Gasthöfen sind der Anordnung des beamteten Thierarztes entsprechend sofort unter polizei-
licher Ueberwachung zu desinfiziren. Ausnahmsweise kann eine solche Desinfektion auch

in aner bälen angeordnet werden.Besitzer der betreffenden Räumlichkeit oder der Vertreter des Besitzers istzunil iie erforderlichen Desinfektiongarbeiten ohne Verzug ausführen zu lassen.
Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion hat der beamtete Thierarzt der

Polizeihörde eine Bescheinigung einzureichen.

Die Vorschriften der §5. 58 bis 67 dieser Instruktion erstrecken sich nicht auf
diejenigen Thiere, welche sich mit den krankhaften Folgezuständen der Maul= und Klauen-
seuche behaftet zeigen.
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Die Seuche gilt als erloschen tdieangeordnetenSchutmaßregeln sind husee
heben, wenn in dem Gehöste, der Ortschaft oder dem weiteren Umkreise, auf welche die maßregeln.Schutzmaßregeln sich beziehen, innerhalb 14 Tagen kein neuer Erkrankungsfall *
kommen ist.

Die Polizeibehörde hat dem Führer einer nach Vorschrift des S. 66 abgesperrten
Treibherde auf seinen Antrag eine Bescheinigung darüber auszustellen, daß die angeord-
neten Schutzmaßregeln wieder ausgehoben sind.

Nach Aufhebung der Schugmaßregeln ist das Erlöschen der Seuche durch amt-
liche Publikation in gleicher Weise, wie der Ausbruch der Seuche (5. 58), zur öffentlichen
Kenntniß zu bringen.

KE. Lungenseuche des Rindviehs.

Ist der Ausbruch der aungenseuche festgestelt (F. 12 des Gesetzes), oder liegt der-.—
Verdacht eines Seuchenausbruchs vor, so muß von der Polizeibehörde und von dem be- ausber7
amteten Thierarzte (§F. 2 Absatz 3 des Gesetzes) möglichst ermittelt werden, wie lange die
verdächtigen Erscheinungen schon bestanden haben, ob das kranke oder der Seuche ver-
dächtige Bieh mit auderem. Rindvieh in Verührung gekommen, ob Rindvieh aus demGchöse neuerdings geschlachtet, ausgeführt oder in verdächtiger Weise entfernt, ob und
wo das kranke oder der Seuche verdächtige Vieh elwa angekauft ist, und wer der frühere
Besiher war. Nach dem Ergebniß dieser Ermittelungen sind die etwa erforderlichen
Maßregeln ohne Verzug -' treffen und nöthigenfalls die anderen betheiligten Polizeibe=
hörden von der Sachlage in Kenntniß zu seben

Wenn in einem bisher seuchenfreien Gihe ein Thier unter Erscheinungen, welche
den Ausbruch der Lungenseuche befürchten lassen, erkrankt, nach dem motivirten schriftlichen
Gntachten des beamtelen Khierarzies aber nur mittelst Zerlegung des Thieres Gewihheit
darüber zu erlangen ist, ob ein Fall der Lungenseuche vorliegt, so hat die Polizeibehörde
die Tödtung und Zerlegung des Thieres anzuordnen.

72.
 sich nach den ermittelten Thatumständen annehmen, daß eine größere Ver-breitung an Lungenseuche in einem Orte slaltgefunden hat, so kann eine Revision sämmt-

licher Rindviehbestände des Ortes oder einzelner Ortstheile durch den beamteten Thierarzt
von der Polizeibehörde angeordnet werden.

. 73.

Erfolgt die Ermiltelung des Seuchenausbruchs ober ded Seuchenverdachts in Ab-
wesenheit des leitenden Polizeibeamten, so hat der beamtete Thierarzt die sofortige vor-
läufige Einsperrung und Absonderung der erkrankten und verdächligen Thiere, nöthigen-
falls auch die Bewachung berieben anzuordnen. Von dieser Anordnung, welche dem
Besiber des Rindviehes oder dem Vertreter des Besitzers durch protokollarische oder
anderweitige schriftliche Eröffnung mitzutheilen ist, hat der beamiete Thierarzt sofort der
Polizeibehörde eine Anzeige zu machen.
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Zugleich hat der beamtete Thierarzt in seinem Verichte an die Polizeibehörde die
erkrankten, die der Seuche verdächtigen, sowie die übrigen auf dem Seuchengehöste befind-
lichen Thiere näher zu bezeichnen.

5.7hWerdochtee Der Rindviehbestand eines bisher serchenpreim Gehöstes ist unter polizeiliche Ve-
bede obachtung * stellen, wenn durch amtliche Erhebungen festacstellt ist:

dah sich unter dem Viehbestande ein der Seuche verdächtiges Thier befindet,
oder

2. daß innerhalb der lehzten 60 Tage sich unter dem Viehbestande ein der
Seuche verdächtiges Thier befunden bat.

Die polizeiliche Beobachtung soll sich auf eine Frist von 60 Tagen erflrecken, die
im Falle zu l. mit dem Tage beginnt, an welchem die verdächtigen Krankheitserscheinungen
Fnn slind, und im Falle zu 2. mit dem Tage, an welchem das der Seuche verdäch-
tige Thier aus dem Viehbestande enkfernt ist.

Wird der Verdacht durch weitere Ermittelungen des beamteten Thierarztes vor
Ablauf der 60 lägigen Frist beseitigt, so muß die Beobachtung sofort wieder aufgehoben
werden.

§. 75.
Die Polizeibehörde hat von dem beamteten Thierarzte ein Verzeichniß des unter

Beobachtung gestellten Rindviehbestandes aufnehmen zu lassen und den Besiter oder dessen
Vertreter anzuhalten:

anderes Rindvieh nicht in die Näumlichkeiten einzustellen, welche für die
unter Beobachtung gestellten Thiere bestimmt sind; auch ohne polizeiliche Ge-
nehmigung kein Thier des Bestandes in andere Stallungen, beziehentlich Gehöfte
zu bringen oder schlachten zu lassen;

Verkehr mit fremdem Rindvieh auf dem Gehöfte nicht zu gestatten;
von dem ciwaigen Auftreten verdächtiger Krankheitserscheinungen bei einem

Thiere des Bestandes sofort der Polizeibehörde eine Anzeige zu machen.
So lange die unter Beobachtung gestellten Thiere keine verdächtigen Krankheits-

erscheinungen zeigen, ist der Gebrauch derfelben zur Arbeit zu gestalten. Der Weidegang
dieser Thiere ist nur unter der Bedingung zu geslatten, daß eine BVerührung des ver-
dächtigen Viehes mit dem Rindvieh anderer Gehöfte auf der Weide durch entsprechende
Vorkehrungen verhindert wird.

8. 76.
Auf die Anzeige von dem Auftreten verdächtiger Krankheitserscheinungen bei einem

der unter polizeiliche Beobachtung gestellten Thiere hat die Polizeibehörde ohne Verzug
die Untersuchung desselben durch den beamteten Thierarzt zu veranlassen.

Pvunee Ist der Ausbruch der Lungenseuche festgestellt, so hat die Polizeibehörde denselben
auf ortsübliche Weise und durch Bekanntmachung in dem für amtliche Publikationen be-
stimmten Blatte (Kreis, Amtsblalt u. s. w.) zur öffentlichen Kenntniß zu bringen

Das Seuchengehöft ist an Haupleingangsthor oder an einer sonstigen geeigneten
Stelle mit der Inschrift „Lungenseuche“ zu versehen.
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8. 178.
Der beamtete Thierarzt ist zu beauftragen, unverzüglich den Viehbestand des

Seuchengehöftes aufzunehmen und die Thiere zu ermitteln, welche mit der Lungenfeuche
behaftet oder der Seuche verdächtig sind. Alles übrige auf dem Seuchengehöft befindliche
Rindvieh, einschließlich derjenigen Stücke, welche abgesondert in besonderen Stallungen
aufgestellt sind, gilt als der Ansteckung verdächti .

llebkkdiestaunt-finianEnniltklungmhatderbeamleteThictarzteineschrift-
liche Aufnahme zu machen und der Polizeibehörde zu übergeben.

§. 79.
Die Polizeibehörde hat, soweit ersorderlich nach vorgängiger Ermittelung der zu

leistenden Entschädigung, die sofortige Tödtung sämmtlicher Thiere anzuordnen, welche
nach der Fehsuuchen Erklärung des beamteten Thierarztes an der Lungenseuche erkrankt sind.

wuße Tödtung verdächtiger Thiere kann nach dem Ermessen der höheren Behördeungeorbuet werden.
Ist eine völlig sichere Absperrung ausführbar, so kann die Polizeibehörde auf

Antrag des Besitzers für das Abschlachten der erkrankten oder verdächtigen Thiere (Ab-
sab 1 und 2) eine Frist von höchstens 14 Tagen gestatten (vergl. auch 8§. 88 und 89).

 680.
Das auf dem Seuchengeheft * verdächtige Rindvieh unterliegt der Ge-

höltsperre mit den folgenden Maßgaben:
1. Eine Ueberführung der verdächtigen Thiere in andere Stallungen desselben oder

eines anderen Gehöstes darf ohne ausdrückliche Erlaubniß der Polizeibehörde
nicht staltfinden.
 Der Gebrauch der Thiere zur Feldarbeit kann von der Polizeibehörde gestattet

werden, so lange dieselben keine verdächtigen Krankheitserscheinungen zeigen.
Auch kann der Gebrauch solcher Thiere zu anderen Arbeiten von der

Polizeibehörde gestatlet werden, wenn damil nach Lage des Falles die Gefahr
einer Verschleppung der Seuche nicht verbunden ist.

er Gebrauch der Thiere zur Arbeit ist zu verbieten, wenn anzunehmen
ist, daß die Thiere dabei in fremde Stallungen oder Gehöfte, oder auf Futler-
plähze, zu welchen anderes Rindvieh Zutritt hat, gebracht werden.
 Der Weidegang der verdächtigen Thiere ist zu gestatten, wenn die zu beweidende

Fläche von dem Rindvieh seuchefreier Gehöfte nicht benutzt wird und wenn
Vorsorge getroffen ist, doß auf der Weide eine Verührung dieser Thiere mit
gesundem Rindvieh aus anderen Gbesten nicht stattfinden kann.Rauhfutter oder Stroh, welches nach dem Orte seiner Lagerungals Träger des
Ansteckungsstoffes anzufehen ist, darf aus dem Seuchengehöft nicht entfernt werden.

8

2

*'

8.8Der Besitzer der unter Gehöftsperre Micllten Thiere, oder der Vertreter desselben
ist anzuhalten, von dem Austreten verdächtiger Krankheitgerscheinungen bei einem Thiere

Lefort der Polizeibehörde eine Anzeige zu machen und die erkrankten Thiere im Stalle zuehalten.
8
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Auf diese Anzeige hat die Polizeibehörde unverzüglich eine Untersuchung der Thiere
durch den beamtelen Thierarzt zu veranulassen.

Die Einführung von gesundem Rindvieh in das Seuchengehöft darf ohne aus-
drückliche Erlanbniß der Polizeibehörde nicht statlsinden. Diese Erlaubniß ist nur dann
zu ertheilen, wenn die einzuführenden Thiere in einem isolirten und zasernerkceufatevorher vorschriftsmäßig deoinfizirten Stalle untergebracht werden, und wenn nach der
der Verwendung und Verpflegung dieser Thiere jede unmistelbare: oder mittelbare ½
rührung derselben mit dem verdächtigen Vieh auggeschlossen werden kann.

k B3.

Gewinnt die Seuche in einer Ortschaft eine größere Verbreitung, so kann die
Polizeibehörde den Seuchenort oder einzelne Ortstheile gegen die Ausführung von Rind-
vieh absperren. In diesem Falle ist von der Polizeibehörde für die Dauer der Orts-
sperre die Abhaltung von Rindviehmärkten in dem Seuchenorte zu verbieten.

8. 84.
Bricht die Seuche auf der Weide unter solchem Rindvieb aus, welches ständig

auf der Weide gehalten wird, so hat die Polizeibehörde die Tödiung der erkrankten
Thiere nach der Vorschrift im S. 79 anzuordnen und wenn die Umstände des einzelnen
Falles es zulassen, die Weidefläche gegen den Abtrieb des Weideviehes und gegen den

Zutrieb von Ni#due abzusperren.ei der Anordnung der Weidesperre ist dafür Sorge zu tragen, daß das ab-
gesperrie Vich mit dem Rindvieh anderer Weiden nicht in Verührung kommen kann.

Dieabgesperrte Weidefläche ist mit Tafeln zu versehen, welche die Inschrift „Lungen-seuche" *-
Ist die Absperrung der Weidefläche nicht ausführbar, so ist das verdächtige Weide-

vieh der Absperrung in anderweiten Oertlichkeiten zu unterwerfen.

Wird die Seuche bei Thieren, welche ich auf dem Transporte befinden, festge-
stellt, so hat die Polizeibehörde das Weitertreiben zu verbieten die Tödtung der erkrankten

und die S#bsperrung der verdächtigen Thiere anzuordnBeim Transport auf Eisenbahnen kann die Wrtierbesörderung bis zu dem Orte
gestattet werden, an welchem die Thiere durchseuchen oder abgeschlachtet werden sollen;
jedoch ist dafür Sorge zu tragen, daß eine Berührung mit anderem Rindvieh ausge-
schlossen wird.

. 86.

Die Polizeibehörde kann die idsh6. des der polizeilichen Beobachtung oder
den Absperrungsmahregeln unterworfenen, der Ansteckung verdächtigen Rindviehs zum
Zwecke soforliger Abschlachlung gestatten:

1. nach benachbarten Ortschaften;
2. nach in der Nähe liegenden Eisenbahnstationen behufs der Weiterbeförderung

nach solchen Schlachlviehhösen oder öffentlichen Schlachthäusern, welche unler
beregelter veterinärpolizeilicher Aufsicht stehen, vorausgeset, daß die Thiere
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diesen Anstalten direkt mittelst der Eisenbahn oder doch von der Abladestation
aus mittelst Wagen zugeführt werden.

Durch vorgängige Vereinbarung mit derEisenbahnverwaltung oder durch unmittel-
bare polizeiliche Begleitung ist dafür Sorge zu tragen, daß eine Berührung mit anderem
Rindvieh auf dem Transporte nicht staktfinden kann.

Auch ist der Polizeibehörde des Schlachtortes zeitig von der Zuführung des der

Austeckung. berrhechtigen Viehes Kenntniß zu geben. Abschlachten des der Ansleckung. verrächüigen Viehes muß unter polizeilicher

AufsichtPurgenßmU durch die Vorschriften dieses Paragraphen den Polizeibehörden ertheilte Er-ächnue erstreckt sich nicht auf das an der Lungenseuche erkrankte oder der Seuche ver-
dächtige Rindvieh.

5. 87.
Werden verdächtige Thiere in verbotswidriger Benutzung oder außerhalb der ihnen

angewiesenen Räumlichkeit, oder an Orten, zu welchen ihr Zutritt verboten ist, betroffen,
so kann die Polizeibehörde die sofortige k2½ derselben anordnen (F. 25 des Gesetzes).

Die an der Lungenseuche elranden hiere, deren Tödtung von der Poliz
behörde angeordnet ist, sind unter polizeilicher Aufsicht im Bereiche des heen a

oder in anderen geeigneten Gehösten des Sehdenortes zu schlachten und abzuhäuten.
Die Lungen der getödteten oder Schen lungenseuchekranken Thiere müssen be-

hufs ihrer unschädlichen Beseitigung mindestens 1 m tief vergraben werden. Das Fleisch
solcher Thiere darf vor völligem Erkallen aus dem betreffenden Gehöste nicht ausgcführt
werden.

Hänte lungenseuchekranker Thiere dürsen aus dem betreffenden Gehöfte oder dem
Schlachthause (F. 86) nur in vollkommen getrockuctem Zustande ausgeführt werden, so-
fern nicht die direkte Ablieferung derselben an eine Gerberci erfolgt.

. 90.

Die Desinfektion der Stallungen und Räumlichkeiten, in welchen Jungenfece. 4ukranke Thiere gestanden haben, der Krippen, Raufen und Stallgeräthschaften, muß nach «
Anordnung desbcmntctenchtckakztesnndnntkkpolizeilicherUrbmoachnngerfolgen

denevatnsktcnSenchenflallendksGkhoflesmnßditDesinfcllionlchonvok
Aufhebung der Schutzmaßregeln vorgenommen werden.

Abfuhr und Unterpflügung des Düngers der an der Lungenfeuche erkrankten
oder von2% verdächtigen Thiere sind fremde Rindviehgespaune nicht zu benntzen.

Die Polizeibehörde hat den Besiter anzuhalten, die erforderlichen Desinfektions-
arbeiten ee Verzug ansführen zu lassen.z die ersolgte Ausführung. der Desinfektion hat der beamtete Thierarzt der
Fenhnbe. eine Bescheinigung einzureichen.

Die Seuche gilt als erloschen und die angeorbneten Schutzmaßregeln sind von der frchten
Polizeibehörde aufzuheben: mahregeln.

*i17
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b. Ausbruch
der Seuche.

wenn der ganze Viehbestand getödtet oder zum Schlachten ausgeführt ist, oder
wenn das erkrankte Rindvieh beseitigt und unter dem verdächtigen Vieh
(5. 75) 6 Monate nach dem letzten Erkrankungsfalle keine neuen Er-
krankungen vorgekommen sind, und

wenn die vorschriftsmäßige Desiufektion erfolgt ist.
Das Ekrtsschen der Seuche ist, wie der Ausbruch derselben, zur öffentklichen Kennt-niß zu bringen (§. 77)

F. Pockenseuche der Schafe.
§. 92.

Wenn ermittelt wird, daß der Verdacht der Erkrankung oder der Ansteckung bis-
her seuchefreier Schafe mit Nüchsicht auf eine nachgewiesene unmittelbare Verührung der-
selben mit pockenkranken Schafen oder aus anderen Ursachen vorliege, ein Ausbruch der
Schaspockenseuche jedoch zur Zeit nicht festgestellt werden kann, so hat die Polizeibehörde
die betreffenden Schafe unter polizeiliche Beobachtung zu stellen.

Erklärt der beamtete Thierarzt (5. 2 Absah 3 des Gesezes) nach Ablauf von
14 Tagen den Verdacht für beseiligt, so ist die polizeiliche Beobachlung wieder außzu-
heben.

*
Ist der Ausbruch der Schaspocken festgestellt (§. 12 des Gesetzes), so hat die

Polizeibehörde denselben unverzüglich auf ortsbliche Weise und durch Bekanntmachung
in dem für amtliche mrhsatne bestimmten Blatte (Kreis-, Amtsblatt u. s. w.) zuröffentlichen Kennkniß zu brin

as Seuchengehöft 1an dem hauyteingangethor oder einer soustigen geeigneten
Stelle mit der Inschrift: „Schafpocken" zu reben

Zugleich hat die Polizeibehörde für senuce auf dem Seuchengehöfte befindliche
Schafe die Gehöstosperre anzuordnen, sofern der Besitzer nicht die sofortige Tödtung der
Thiere vorzieht.

§. 95.
Der Weidegang der unter Gehöstssperre gestellten Schafe ist unter der Bedingung

zu gestatten, daß dieselben dabei keine Wege und keine Weiden betreten, die von seuche-
freien Schafen aus anderen Gehösten benutzt werden, und daß sie auf der Weide mit
solchen Schafen nicht in Berührung kommen.

Erforderlichen Falles hat die Polizeibehörde dafür zu sorgen, daß die Benutung
der Weide und der Zugangewege für gesunde Schafe einerseits und für kranke oder ver-
dächtige Schafe andererseits diesen Bestimmungen entsprechend regulirt werde.

Ein Wechsel des Standorts (Gehöstea) kann für die unter Gehöstssperre gestellten
Schafe von der Polizeibehörde gestaltet werden, wenn damit nach der Erklärung des be-
amteten Thierarztes die Gefahr einer Verschleppung der Seuche nicht verbunden ist.

Dem Besitzer des Seuchengehöftes oder dem Vertreter des Besibzers ist die Durch-
führung der nachfolgenden weileren Verkehrsbeschränkungen aufzuerlegen:
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— die Abfuhr von Schafdünger aus dem Seuchengehöfte auf solchen Wegen
und nach solchen Grundstücken, welche auch mit Schafen aus seuchenfreien
Gehöften betrieben werden, ist zu verbieten, sofern die Gefahr der Ver-
schleppung der Seuche durch anderweilige polizeilich anzuordnende Vorkehr-
ungen nicht beseitigt werden kann;

 lRauhfutter oder Stroh, welches nach dem Orte seiner Lagerung als Träger

2 Ansteckungsstoffes anzusehen ist, darf aus dem Seuchengehöfte nicht ent-ernt werden;
Schäfer und andere Personen, welche mit den kranken Schafen in Berührung
kommen, dürfen zur Abwarkung und Plege von Schafen in seuchefreien
Gehöften nicht verwendet werden;
die zu den unter Gehöftssperre stehenden Herden gehörigen Hunde müssen,
soweit sie nicht zur Begleitung der Herden benutzt werden (55. 95, 96 und
106) festgelegt werden;

. unbefugten Personen ist der Zutritt zu den kranken oder verdächtigen Schafen
und deren Ställen nicht zu gestattefremde Schafe dürfen das Sbackengehönt nicht betreten;

 gemeinschaftliche Schafwäschen dürfen von den der Sperre unterworfenen

afen nichtbeuuct werden;Versonen, welched Sperre unterworfene Schafe geschoren haben, dürfen
innerhalb der nächfsolgemen 8 Tage mit andern Schafen nicht in Be-
rührung kommen;

olle darf aus dem Skuchingehöste nur dann ausgeführt werden, wenn siein festen Säcken verpackt ist;
. Häute von gefallenen oder getödteten pockenkranken Schafen dürfen aus dem

Seuchengehöfte nur in vollkommen getrocknetem Zustande ausgeführt werden,
sofern nicht die direkte Ablieferung derselben an eine Gerberei erfolgt.

i*55do

—
*'
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Die Polizeibehörde hat die soforiige Impfung aller zin- Zest noch seuchefreien
Stücke der Herde anzuordnen, in welcher die Pockenseuche festgestellt

Auf den Antrag des Besihers der Herde oder dessen een kann für die Vor-
nahme der Impfung eine Frist gewährt werden, wenn nach dem Gutachten des beamtelen

Thierarztes mit Rücksicht auf den Zustand ven Schafe, oder auf andere äußere Verhäll-
nisse die solerlige Impfung nicht zweckmäßigistAuch kann auf den Antrag des phts oder dessen Vertreters von der An-

wendung der Impfung ganz Akstand genommen werden, sofern Mahregeln getroffen sind,
welche die Abschlachtung der noch seuchefreien Stücke der Herde innerhalb 10 Tagen nach
Feststellung des Seuchenausbruchs sichern (§. 8 des Gesebes).

Gewinnt die Seuche eine größere - oder ist nach den örtlichen Ver-
hällmissen die Gefahr einer Verschleppung der Seuche in die benachbarten Schafherden nicht
auszuschließen, so kann die Polizeibehörde die Impfung der von der Seuche bedrohten
Herden und aller in demselben Orte befindlichen Schafe anordnen (F. 47 des Gesetzee).
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9.
Die geimpften Schafe sind sulal 5 voieilichen Schutzmaßregeln den pocken-

kranken gleich zu behandeln (F. 48 des Ohte8.1
Die —N“eangrordnte Impfung Aln in allen Fällen unter Aussicht des be-

amteten Thierarztes erfo sofern sie nicht von ihm selbst ausgeführt wird (. 23dGesetzes). Die W*“ hat im ersterenFalle den beamteten Thierarzt zu. *m
tragen, die geimpften Schafe in der Zeit vom 9. bis 12. Tage nach der Impfung zu

untersuchen und, soweit erforderlich, die a#irie Nachimpfung derselben anzuordnen.
9.Außer in dem Falle polizeilicher Wn (5§. 98 und 99) darf eine Pocken-

impfung der Schafe nicht vorgenommen werden (§. 49 des Gesebes).

Im Falle des §. 99, wenn die Seuche im Orte selbst oder in dessen Umgegend
eine größere Verbreilung gewinnt, oder wenn die Impfung der bedrohten Herden ange-
ordnet ist, sind an Stelle der in den §5§. 94 bis 98 dieser Instruktion bezeichneten Schut-
maßregeln für den oder die von der Seuche befallenen Orte und deren Feldmarken nach-

folgende Iert rabeschränkungen anzuordnen:. die Ausführung von Schafen, von Schafdünger und von Rauhsutter oder
Stroh, welches nach dem Orte seiner Lagerung als Träger des Ansleckungs-
stoffes anzusehen ist, darf nicht stattfinden;
die Ein= oder Durchführung von Schafen darf nur mit Erlaubniß der
Polizeibehörde unter Beobachtung der von derselben vorzuschreibenden Schutz-
maßregeln erfolgen;

. Wolle darf nur mit Erlaubniß der Polizeibehörde und nur dann ausgeführt
werden, wenn sie in sesten Säcken verpackt ist;
Häute von gefallenen oder getödtelen pockenkranken Schafen dürfen nur in
vollkommen getrocknetem Zustande ausgeführt werden, sofern nicht die direkte
Ablieferung derselben an eine Gerberei erfolgt;
der Weidegang der Schafe innerhalb der Feldmark ist zwar zu gestaiten,
jedoch hat die Polizeibehörde rücksichtlich desselben diejenigen Einschränkungen
anzuordnen, welche erforderlich sind, um eine Uebertragung der Seuche in
die seuchefreien Viehstände der benachbarten Ortschaften zu verhindern.

Bei Seuchenausbrüchen in großen Ortschaften können die Vorschriften dieses Para-
graphen auf einzelne Theile des Orts oder der Feldmark beschränkt werden (F. 22 de
Gesetzes).

104.
Wird die Seuche bei Creithere oder bei Thieren, welche sich auf dem Trans-

porte befinden, festgestellt, so hat die Polizeibehörde das Weitertreiben zu verbieten und
die Absperrung der Thiere anzuordnen.

eim Transport auf Eisenbahnen kann die Weiterbeförderung bis zu demgestatiet werden, an welchem die Thiere durchseuchen oder abgeschlachtet werden *
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jedoch ist dafür Sorge zu tragen, daß eine Berührung mit anderen Schafen ausge-
schlossen wird.

H. 105.
In allen Fällen eines Seuchenausbruchs hat die Polizeibehörde den Vesitzer der

von der Pockenseuche befallenen Schafe, oder dessen Vertreter anzuhalten, von der erfolgten
Abtheilung der Pocken eine Anzeige zu machen. Auf diese Anzeige hat die Polizeibehörde

ohne Verzug giu-asich der Schafe durch den beamteten Thierarzt anzuordnen(vergl. auch F.1
Nach Abheilung der Pocken un 260ctPolizeibehörde die Ausführung der den Ab-
r unterworfenen Schafe zum Zwecke sofortiger Abschlachtung gestatten:

ach benachbarten Ortschaften;# a•h in der Nähe liegenden Eisenbahnstationen behufs der Weiterbeförderung
nach solchen Schlachtviehhöfen oder öffentlichen Schlachthäusern, welche unter
geregelter veterinärpoligeilicher Aussicht stehen, vorausgesetzt, daß die Thiere
diesen Anstalten direkt miltelst der Eisenbahn oder doch von der Abladestation
aus mittelst Wagen zugeführt werden.

Durch vorgängige Vereinbarung mit der Eisenbahnverwaltung oder durch unmittel-
bare polizeiliche Vegleitung ist dafür Sorge zu tragen, daß eine Berührung mit anderen
Schafen auf dem Transporte nicht stattfinden kann.

uch ist der Polizeibehörde des Schlachkortes zeitig von der Zuführung der Schafe

Kenntnih geben.6 Abschlachten der Schafe muß u polizeilicher Aussicht erfolgen.
Die Dezinfektion der Stallungen 4 Näumlichkiten, in welchen pockenkrankee.Deoinsek.

oder geimpfte Schafe gestanden haben, puub nach Angabe des beamteten Thierarztes und f#on.
unter vollzeilcher Ueberwachung erfolgeDer Besitzer der Stallung — dessen Vertreter ist anzuhalten, die erforderlichen

Dinselliongarbeiten ohne Verzug ausführen zu lasseneber die erfolgte Ausführung derDeoinfektion hat der beamtete Thierarzt der
Polizeibehörde eine Bescheinigung einzureichen.

’mv* Die Seuche gilt als erloschen zund die angeordneten Schuhmaßregeln sind auf-a.stt
ium nach der Erklärung de beamteten Thierarztes die Pocken bei den minSchasemt Vänzlich abgeheilt sind,#n

wenn nach der Abheilung 7*t Pocken noch ein Zeitraum von 60 Tagen
verflossen ist.

8. 109.
Nach Aufhebung der Schutzmaßregeln hat die Polizeibehörde das Erlöschen der

Seuche durch amtliche Publilation in gleicher Weise wie den Ausbruch der Seuche (8. 93)
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Dem Führer einer nach F. 104 abgesperrten Treibherde ist auf seinen Antrag
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eine Seschriuillung darüber auszustellen, daß die angeordneten Schutmaßregeln wiederaufgehoben sind
6. n- der vp05 und Bläschenausschlag der F und des Rindviehs.

eschälseuche der Pfer
8. 110.

Ist der Ausbruch der Beschälseuche oder ein Verdacht der Seuche(§F. 1 Abs.2*7 * des Gesetzco) festgestellt (S. 12 des Gesetzes), so ist von der Polizeibehörde und dem be-
amteten Thierarzt (§. 2 Abs. 3 des qestseh, Möglichst zu ermitteln, welche Pferde mit
den erkrankten oder der Seuche verdächtigen Pferden innerhalb der lehten 6 Monate in
geschlechtliche Verührung gekommen sind

on dem Ergebniß dieser Ermittelungen ist, soweit erforderlich, den betheiligten
anderen Polizeibehörden Mittheilung zu mache

5. 111.
Die Polizeibehörde hat den Ausbruch der Beschälkrankheit auf ortsübliche Weise

und durch Vekanntmachung in dem für amtliche Publikationen bestimmten Blatte (Kreis-,

Amtsblatt u. s. w.) zur öffentlichen #enatuiß' nt bringen.
Die an der Beschälseuche srree n der Seuche verdächtigen Hengste und

Stuten, desgleichen diejenigen Pferde, welche innerhalb der lezten 6 Monate nachweislich
mit erkrankten oder der Seuche verdächtigen Hengsten oder Stuten bbegattt worden sind,müssen von der ferneren Begattung (s. . 114) ausgeschlossenwe

Ein Wechsel des Standorts „Gebest) dieser Pferde darf une vorgängige Anzeige
bei der Polizeibehörde nicht staktfinde

Auderweile Beschränkungen 5 der Venutzung der Perde sind den Besigern nicht
aufzuerlegen.

Wenn der leitende Polizeibeamte bei der Untersuchung nicht zugegen ist, so hat
der beamtete Thierarzt die sofortige Einsperrung und Absonderung der erkrankten und
verdächtigen Thiere bio zum poligeilichen Einschreiten anzuordnen. Die getroffenen An-
ordnungen sind dem Besitzer der Thiere oder dessen Vertreter entweder zu Protokoll
oder durch schriftliche Verfügung zu eröffnen, auch hat der beamtete Thierarzt davon der
Polizeibehörde sofort Anzeige zu wachen.

. 118.

Tritt die Beschälseuche in einem Bezirke in größerer Ausdehnung auf, so kann
die Zulassung der Pferde zur Begaltung in dem gefährdeten Bezirke für die Dauer der
Gefahr allgemein von einer vorgängigen Untersuchung. *’ Perde durch den beamtetenss abhängig gemacht werden (F. 51d esetzesIn diesem Falle müssen die Hengste ach den schãsialienen und alle übrigen
Deckhengste in dem gefährdeten Bezirke von 14 zu 14 Tagen einer thierärztlichen Unter-
suchung unterzogen werden.

8.1bi chtbung Die nach Vorschrift des F. 112 uan ntancten Schutzmaßregeln isind wieder auf-
— zuheben
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. rücksichtlich derjenigen Pferde, welche mit erkrankten oder der Seuche verdäch-
tigen Hengsten oder Stuten begattet worden sind, wenn sie innerhalb
6 Monate nach der Begattung keine verdächtigen Erscheinungen zeigen,
und ihre Unverdächtigkeit durch den beamteten Thierarzt feslgestellt ist;

 rücksichtlich der der Seuche verdächtigen Pferde, wenn sich nach dem Gut-
achten des beamtelen Thierarztes der Verdachl als nicht begründet heraus-
gestellt hat, und örtliche Arankheitserscheinungen, Zeichen von Schwäche und
Abmagerung nicht mehr vorliegen;
rücksichtlich derjenigen Perde, bei welchen der Ansbruch der Beschälseuche
kestgestellt ist, 3 Jahre nach ersolgter und vom beamteten Thierarzt fest-
gestellter vollständiger Heilun. bei allen erkranklen und #efchiigen Hengsten sofort nach erfolgter Ka-
stration.

18.

. -).

DiesmchVorfchtiitdes§-llsangeordnctcnSchuhmaßkcgclnIindanfzuhebem
sobald die Krankheit erloschen oder auf vereinzelte Fälle beschränkt isl.

Die Polizeibehörde hat das Erlöschen der Krankheit durch amtliche Publikation
zur öffentlichen Keuntniß zu bringen und dabei brkannt zu machen (F. 111), welche
Hengste und Stuten auf 3 Jahre von der Zulassung zur Begattung ettn sind.

II. Bläschenausschlag der Pferde und des Rindviehs.

Ist der Bläschenausschlag bei Pferden oder bei dem Rindvieh durch die amtliche

Mersuchung (5. 12 des Gesetzes) festgestellt, so muß der Besitzer der kranken Thiereoder dessen Vertreter angehallen werden, die Thiere bis zu ihrer vollständigen Heilung
von der Begattung augzuschließen. Ein Wechsel des Standorts oder Gehöfts ist während
der Daucr der Krankheit verboten.

Nach Feststellung * uurt hn ist von der Polizeibehörde und dem
beamteten Thierarzie (F.2Abs.3des Gesetzes) möglichst zu ermitteln, wie lange die
Krankheitserscheinungen schon beslanden haben und ob neuerdings Pferde bezw. Rindvieh-
stücke mil den kranken Thieren in geschlechtliche Berührung gekommen sind.

Von dem Ergebnis, dieser Ermittelungen ist, soweit erforderlich, den betheiligten
anderen Polizeibehörden Mittheilung zu wachen

Die Seuche gilt als erloschen und zisn nach §. 117 angcordnete Schumaßregel
ist aufzuhrben, wenn nach der Erkläiung des beamielen Thierarztes der Ausschlag bei
den erkrankten Thieren vollssenang abgeheilt ist.

I. Rände der Wae und Schase.
Ist der Ausbruch der Rände bei W (Sureoptes oder dermatocoptes Mäuhe) d. h h

oder Schafen (dermatocoptes Räude) festgestellt (§. 12 des Gesees), so ist derfelbe
von der Polizeibehörde auf ortsübliche Weise und durch Bekanntmachung in dem für amt-

9
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liche Publikationen bestinunten Blatte (Kreis., Amtsblatt u. s. w.) zur öffentklichen Kennt-
niß zu bringen.

Alle Schafe der Herde, in welcher sich die Räudekrankheit zeigt, gelten als ver-
dächlig.

. 121.

Rändekranke Pferde oder NN7 sofern nicht der Besitzer die Tödtung
derselben vorzieht, dem Heilverfahren eines approbirten Thierarztes unterworfen werden
(5. 52 des Gesetzes).

Der Besiber räudekranker Pferde und Schafe ist anzuhalten, gleichzeitig mit dem
Heilverfahren eine Desinfektion der Stallungen, der Geräthschaften, des Geschirres, der

Decken, d Putzzeuge u. s. w. ausführen zu lassen.e Polizeibehorde hat dem Besitzer ferner aufzugeben, von der Veendigung des
Heilversahrnn eine Anzeige zu machen.

Auf diese Anzeige hat die Polizeibehörde eine Untersuchung der Pferde oder Schafe
durch den beamteten Thierarzt (§. 2 Abs. 3 des Gesetzes) zu veranlassen.

Wenn bei dieser Untersuchung noch Erscheinungen der Räude wahrgenommen
werden, so ist der Besiher der Thiere zur horlsezung des Heilversahrens anzuhalten.

Ist das Heilverfahren bei rande Pferden nicht innerhalb zweier Monate
und bei räudekranken Schafen nicht innerhalb dreier Monate beendet, so müssen die Thiere
der Stallsperre (§. 22 des Gesetzes) unterworfen werden.

u größeren Stärten können räudekranke Pferde von der Polizeibehörde sogleich
nach der Feststellung der Räudekrankheit bis zur Beendigung des Heilverfahrens unter
Stallsperre gestellt werden.

Auf den Antrag des Besitzers einer räudekranken Schafherde oder des Vertreter#s
des Besitzero kann für die Ausführung des Heilverfahrens eine längere Frist# gewährt
werden, wenn nach der motivirten schriftlichen Erklärung des beamieken Thierarztes mit
Nachsicht auf den Zustand der Schafe oder auf andere äußere Verhältnisse die sofortige
Ausführung der Kur nicht zweckmäßigist.

Hat die Räude bei Schafen in 2 Vozirke eine allgemeinere Verbreitung ge-
funden, so ist von der zuständigen höheren Polizeibehörde darauf zu hallen, daß das
Onlbersahren thunlichst gleichzeitig bei allen nlkanten Herden ausgeführt wird.

Häute geschlachteter oder gelödteler etrauler Pferde oder Schafe drfen aus
dem Seuchengehöfte nur in vollkommen getrocknetem Zustande aucgeführt werden, sofern
nicht die direkte Ablieferung derselben an eine Oerberei erfolgt.

Die räudekranken Pferde und die zu einer räudekranken Herde gehörigen Schafe
rürsen während des Heilverfahrens und bis zur Aufhebung der Schupmaßhregeln nicht in
fremde Ställe gestellt oder auf eine Weide gebrach werden, welche mit gesunden Perden,beziebungsweise mit gesunden Schafen beweidelwErforderlichen Falles hat die Pohesteherde dafür Sorge zu tragen, daß auf ge-
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meinschaftlichen Weideflächen für das gesunde und für das kranke Vieh die Hükungsgrenzen
regulirt werden.

s da Beendigung des Heilverfahrens drfen räudekranke Pferde nur innerhalb der

deldmark zur Arbeit verwendet, aber nicht mit gesunden Pferden zusammengespannt oder
in unmiktelbare Berührung gebracht werden.

eschirre, Decken und Putzzeuge, welche bei kranken Pferden benutzt wurden,
dürfen vn erfolgter Desinfektion zum Gebrauche gesunder Pferde nicht verwendet werden.

au Wechsel des Standortes (Gehöftes) der räudekranken Pferde oder der zu
einer x..2 Herde gehörigen Schafe darf obne Erlaubniß der Polizeibebörde nin
stattfiuden. Diese Erlaubniß ist nur dann zu ertheilen, wenn mit dem Wechseld
Standorts die Gefahr einer Seuchenverschleppung nicht verbunden ist.

. 126.

Die Polizeibehörde kann die Ausführung der zu einer räudekranken Herde gehörigen
Schafe zu Zwecke sofortiger Abschlachtung Cestatten.

benachbarten Ortschaften:;1. nach in der Nähe liegenden Eisenbahnstationen behufs der Weiterbeförderung
nach solchen Schlachtviehhösen oder öffentlichen Schlachthäusern, welche unter
geregelter veterinärpolizeilicher Aufsicht stehen, vorausgesetzt, daß die Thiere
diesen Anstalten direkt mittelst der Eisenbahn oder doch von der Abladestation
aus mittelst Wagen zugeführt werden.

Durch vorgängige Vereinbarung mit der Eisenbahnverwaltung oder durch unmittel-
bare polizeiliche Begleitung ist dafür Sorge zu kragen, daß eine Berührung mit anderen
Schafen auf dem Transporte nicht statifinden kann.

Auch ie, der Polizeibehörde des Schlachtortes zeitig von der Zuführung der Schafelemut gebe* oschlachten der Schafe muß unter polizeilicher Aussicht erfolgen.
12

Wird die Seuche bei Pferden ober bei Schafherden, welche sich auf dem Trans-
porte oder im Gaslställen befinden, festgestellt, so hat die Polizeibehörde die Absperrung
derselben bis zur Beendigung des Heilverfahrens anzuordnen, sofern nicht der Besier
das Schlachten der Thiere vorzieht.

Nach Beendigung. des Heilverfahrens dürfen die Thiere mit Gnehwigung der
Polizeibehörde in andere Stallungen oder Gehöfte gebracht werden. Wen "1 zu diesemZwecke die Ueberführung der Thiere in einen anderen Polizeibezirk srufinre, so ist die
betreffende Polizeibehörde von der Sachlage in Keuntniß zu setzen.

Auf den Antrag des Besitzers oder seines Verkreters kaun die Yolizeibehörde ge-
statten, daß die auf dem Transporte oder in Gastslällen betroffenen räudekranken Pferde
oder Schafherden zum Zwecke der Heilung oder der Abschlachtung nach ihrem bieherißen
oder einem anderen Standorte gebracht werden, falls die Gesahr einer Seuchenverschlep-

pung bei dem Transporte durch greeiguete Mahreveln beseitigt wird.
Wolle von räudekranken Schafen r47 vrbr„ der Dauer der Schuhwahregeln

nur in festen Säcken verpackt aus dem Seuchengehöfte ausgeführt werden.
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Versonen, welche bei der Wollschur räudekranker Schafe verwendet sind, dürfen
vor einem Wechsel der Kleider oder vor genügender Reinigung derselben die Wollschur
gesunder Schafe nicht vornehmen.

§. 129.
v. Derinsek. Stallungen oder andere Räumlichkeiten, in welchen räudekranke Pferde oder Schafe

lion. vorbergehend aufgestellt gewesen sind, oder in welchen die vor der Einleitung eines Heil-
versahrens getödtelen Pferde oder Schafe gestanden haben, müssen nach Angabe des
beamleten Thierarztes und unter polizeilicher Ueberwachung desinfizirt werden.

Der Brsitzer solcher Stallungen beziehungsweise Räumlichkeiten oder der Vertreter
des Besitzers ist von der Polizeibehörde anzuhalten, die erforderlichen Desinfektionsarbeiten

ohne I ausführen zu lassen.leber die erfolgte Ausführung der Desinfektion hat der beamtete Thierarzt der

Polizeibehörde eine Bescheinigung eingureichen,)
„ebung Die Seuche gilt als erloschen und 1 onperrbnche Mahregeln sind aufzuheben:

nahteguns. wenn die räudekranken Pferde oder die zu einer räudekranken Herde gehörigen
Schafe getödtet sind und

wenn im Falle des §. 129 die vorschriftsmäßige Deginfektion erfolgt ist;
oder

wenn nach der Erklärung des beamteten Thierarztes bei den betreffenden Pfer-
den innerhalb 6 Wochen, bei den Schafen oder Schafherden innerhalb acht
Wochen nach Meendigung des Heilverfahrens sich keine verdächtigen Krank-
heitserscheinungen gezeigt haben.

131.

Das Erlöschen der Seuche ist nach Aufhebung der Schußmaßregeln durch amk-
liche Publikation wie der Ausbruch der Seuche (F. 120) zur öffentlichen Kenutnih zu
bringen.

5. 132.
nen Die für Perde in den §§. 120 bis 131 ertheilten Vorschriften finden auch auf

Einhuser. Esel, Maulesel und Maulthiere Anwendung.

Anlage 4.
Anweisung

für das

Desinfektionsverfahren bei ansteckenden Krankheiten der Hausthiere.

8.In denjenigen Fällen, für welche dun das Reichsgese, betreffend die Abwehr
und Unterdrückung von Viehseuchen, vom 23. Juni 1880 (Reichs-Gesebbl. S. 153) und
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durch die zur Ausführung desselben erlassene Instruktion die Vornahme der Desinfektion
angcordnet ist, sind nachstehend aufgeführte Mittel in der unten vorgeschriebenen Weise
zur Anwendung zu bringen.

I. Die Desinfekltionsmittel.
Chemikalien.

. Kali= und Natronlauge. Käufliche Seifensiederlauge von einem spezi-fischen Geuich von l.obeziehentlich von der Stärke, daß ein frisches Ei darin
schwimmt.

Erforderlichenfalls geschieht die Bereitung der Kalilauge in der Weise, daß ein
Gewichtstheil roher Pottasche mit zwanzig Theilen Wasser aufgekocht und nach und nach
ein Theil gelöschter Kalk hinzugesetzt wird. Statt der Pottasche kann die vierfache Menge
Holzasche genommen werden.

Natronlange wird in gleicher Weise aus Soda und gelöschtem Kalk dargestellt.
2. Frischgelöschter Kalk. In trockener Form, oder mit 10 bis 15 Raumtheilen

Wasser zu einer dicken, oder mit 60 bis 80 Naumtheilen Wasser zu einer dünnen Kalk-

milch angerabt3. Eiienvitriol (schwefelsaures Eisenoxydul) in der Verdünnung von 1 Ge-

wichtstbei des krystallisirten Eisenvitriols zu 30 Gewichtstheilen WWasser.Kochs alpeter. In trockener Form oder in einer gesätligtenLösung 1un 1 Gewichistheil in 10 Gewichtstheilen Wasser.
5. Schwefliche Säure (Schwefeldämpfe). Dieselbe bildet sich beim Verbrennen

des Schwefels: Stangenschwefel wird in kleinere Stücken zerschlagen, in ein flaches Ge.

sfäß aus glasirter Alwlerwaure Gpebracht und mit Fadenschwefel durchzogen, um das An-
zünden zu erleichtern. Das Gefäß ist zur Sicherung gegen Feuerögefahr bei etwaigem
Zerspringen auf eine feuerfeste Unterlage (auf das Pflaster, in sleinerne oder eiserne
Krippen rc. oder auf feuchten Sand) zu stellen.6. Chlo

u) Chiuctriimnuch. Dieselbe wird bereitet durch Uebergießen von Chlorkalk mit
der zehnsachen Menge Wassers und durch tüchtiges Umrühren.

b) Chlorgas. Am schnellsten und leichtesten erhält man dasselbe durch Uebergießen
von Cblorkalk mit der doppelten Gewichtsmenge käuflicher, roher Salzsäure
oder, falls Salzsäure nur schwer zu beschaffen ist, mit der doppellen Gewichts-
menge Schwefelsäure.

7. Uebermangan saures Kali und übermangansaures Natron. Sie
werden in Wasser gelöst und in 4. bis 5prozentigen Lösungen besonders zum Waschen
der Hände und Instrumente verwendet.

8. Karbolsäure. Sie wird wegen ihres Geruches, welcher lange anhaftet, dort
zu vermeiden sein, wo die zu desinfizirenden Gegenstände mit Schlachtvieh in Berührung
sommen.

on einer Karbolsäure des Handels. welche etwa 50 Prozent reine Karbolsäureenthält, r bei der Herstellung der erforderlichen Lösung 1 Theil auf 50 Theile Wasser.
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zu rechnen. Zur Desinfektion von Holz und Eisen eignet sich als Anstrich eine Mischung
von roher Karbolsäure mit der 4- bis 6fachen Menge Oel oder mit Kalkwasser.

Auch Steinkohlentheer oder Holzkohlentheer laene wegen 1#rc6 Gehalts an Kar-
bolsäure oder dieser in ihrer Wirkung ahnlichen Stoffen (Krcosot) zuweilen zweckmäßig
als desinfizirender Anstrich Verwendung finden.

Höhere Hitzegrade.
3

. Trockene Hitze, heiße kuft in abgeschlossenen Räumen. Stark ge-
heizte etr G. B. Backöfen) mit einer Temperatur von mindesteus 1200° C. (960’ K.)

Siedendes Wasser und heiße Wasserdämpfe. Durch mindestens
Nestundhro Kochen der Gegenstände mit Wasser werden die daran haftenden Ansteckungs-
stoffe zerstört. Wasserdämpfe wirken nur dann deoinfizirend, wenn sie eine Temperatur
von mindestens 1000 C. (800 R.) haben.

3. Flammenfeuer und Glühhitze. Schon durch Ansengen können verschie-
dene Gegenstände desinfizirt werden. Feuerfeste Gegenstände werden in Feuer — Flammen-
feuer oder glühender Kohle —sehr schnell desinfizirt.

Die atmospbärische Luft.
4

Die flüchtigen Ansleckungsstoffe werden, je weiter sie sich in der Lust ausbreiten,
desto weniger wirksam, so daß eine Ansteckung auf gröhere Entfernungen von dem er-
krankten Thiere oder den josizietn Gegenständen nicht mehr stattfindet. Ebenso werdenauch Aunsteckungsstoffe an der Oberfläche infizirter Gegenstände durch die Luft allmälich
zerstört. Am schnellsten und vollständigsten desinfizirt bewegte Luft. Ausbreitung der
infizirten Gegenstände an der freien Luft und Luftzug in infizirten Ställen unterstützen
wesentlich die Desinfektion.

II Das Desinsektionsverfahren.
1. Allgemeine Vorschriften.

 5.

In besetzten Seuchenställen ist sortwährend für gule Lüstung zu sorgen. Der
Dünger ist möglichst oft zu entfernen; kann die Entfernung desselben nicht ohne unver-
hältnißmäßige Schwierigkeit erfolgen, so ist für moglichste Trockenlegung der Wüger.schichten durch reichliche Streu zu sorgen. Wo die Umslände es gestatten, istd ußboden täglich mit Wasser abzuspülen oder mit Chlorkalk oder Kalkmilch bguschlänmen.

Personen, welche in Seuchenställen mit den erkrankten Thieren in Berührung ge-
kommen sind, müssen beim Verlassen der Ställe die Fußbekleidung oder die bloßen Füße
reinigen. Auch ist darauf zu halten, daß Personen, welche mit Thieren, die an der Notz=
krankheit, dem Milzbrande, oder der Tollwuth erkrankt sind, oder mit den Kadavern oder
Kadavertheilen solcher Thiere in Berührung gekommen sind, möglichst schnell die Hände
und andere etwa beschmuhte Körpertheile gründlich waschen, und zwar womöglich mit
Karbolwasser, oder mit einer Lösung von übermangansaurem Kali.
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. 7.

Kleidungsstcke von solchen ariond. die sich mit seuchekranken Thieren in deren

Ställen beschäftigt haben, sowie Decken der kranken r*01m owerden am schnellsten undsichersten durch trockene Hite von mindestens 1205% C. (96° R.), der sie freihängend
oder in lockerer Schichtung in geschlossenen Näumen (in Backöfen) mehrere Stunden hin-
durch auczusetzen sind, desinfizirt. Soweit trockene Hitze keine Anwendung finden kann,
tritt an ihre Stelle die Desinfektion durch mindestens ½stündiges Kochen mit Wasser
oder durch gründliche Räucherung mit schwefeliger Säure oder Chlorgas oder durch
wenigstens dreitägiges Auslüsten im Freien. In letzterem Falle sind die Kleidungsstücke
oder Decken schließlich stark auszuklopfen und rein abzubürsten.

6
Die Siren der seuchenkranken Thiere und kleinere Quantitäten von Dünger aus

dem Seuchenstalle, sowic die von dem Fußboden abgestoßene oder abgegrabene Erde, werden
am besten verbrannt, oder vergraben, oder durch Uebergießen mit Kalkmilch oder mit einer
Lösung von Giiriret bis zur gänzlichen Durchnässung desinfizirt.

Sind die Düngermassen so groß, daß eine genügende Desinfektion derselben nicht
stattfinden kann, so müssen dieselben auf den Acker gefahren und möglichst bald unter-
gepflügt werden.

Bei der Absuhr und beim Unterpflügen des Düngers sind womöglich nur solche
Thiere zu benuhen, welche für die betreffende Seuche nicht empfänglichsind.

ie in den Jauchegruben angesammlte Jauche ist erforderlichen Falls unter An-
wendung der oben (Absah 1) bezeichneten Mittel zu desinfiziren.

9.
In evaknirten Senchenställen genugt in dem Falle, wenn der Ansteckungsstoff,

deffen Zerstörung das Deeinfektionsverfahren bezweckt, leicht zerslörbar ist, in der Regel
eine gründliche Reinigung und Auslüftung der Ställe, Entfernung des Düngers, Ab-
schlämmen des Jußbodens und Uebertünchen der Wände, sowie der Stallgeräthschaften
mit Kalk. oder Chlorkalkmilch. Daneben ist womöglich die Entwickelung von schwefeliger
Säure oder von Chlorgas in den Ställen anzuwenden; die Entwickelung von schwefeliger
Säure jedoch nur in den Fällen, in welchen nicht Chlorkalkmilch, sondern Kalkmilch zum
Abschlämmen des Fußbodens und zum Uebertünchen der Wände u. s. w. verwendet
worden ist.

Bei der Schwefelung werden 20 Gramm Schwefel auf 1 Kubikmeter Luftraum
herechnet. In größeren Ställen wird die ersorderliche Menge Schwefel behufs der leich-
teren Verbrenuung aus mehrere Gefäße verlheilt. Bei der Entwickelung von Chlorgas
sind mindestens5Gramm frischer Chlorkalk und 10 Gramm Salzsäure auf 1 Kubikmeter

Lustraum 7 rechnen.e Ställe müssen bei der Ausräucherung wenigstens 8 Stunden lang möglichst
dicht vrschaffen und hinterher gut gelüftet werden.

l
Ist der Ansteckungsstoff seiner Natur nach schwer zerstörbar, so müssen neben der

gründlichen Reinigung und Auslüftung der Ställe und neben der Entwickelung von schwef-
licher Säure (5. 9 Absah 2) oder von Chlorgas folgende strengere Maßregeln Platz greifen.
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1. Hölzerne Geräthschaften, hölzerne Raufen, Krippen und Bretterverschläge sind
in dem vom beamteten Thierarzt für nöthig erachteten Umfange abzunehmen und aus dem

Stalle zu snsere
Vepflasterter Fußboden muß, soweit er von den flässigen Agleerungender kranken 2 durchfeuchlet ist, abgegraben und an den trockenen Stellend Ab-

stoßen der obersten Schicht gründlich hereinigt werden. Ist der Fußboden ut hoben
Schichten Strohdünger bedeckt (wie in den Schafställen gewöhnsich der Fall ist), so ist das
Abgraben nicht ersorderlich. Schlechtes Pflaster und hölzerne Fußböden müssen aufge-
nommen, und alödann die darunter befindliche, von den Exkrementen der kranken Thiere
durchgefeuchlete Erde abgegraben werden. Das alte Material an Steinen kann nach
Neinigung und Abschlämmen mit Kalkmilch, gesundes Holzwerk der Fußböden, in welches
die Feuchkigkeit nicht tief eingedrungen ist, nach erfolgter Reinigung und Uebertünchen mit
Chlorkalkmilch oder Beslreichen mit Karbolsäure wieder benußt werden. Zestes Pflaster
wird mil heißem Wasser oder Lauge gereinigt oder mit Ralk oder Chlorkalkmilch geschlämmt.

3. Feste massive Wände werden mit Kalkmilch überküncht. Von den Lehmwänden
wird eine dickere oder dünnere Schicht, je nachdem sie defekt sind oder nicht, abgesloßen,
worauf dieselben mit Kalkmilch bestrichen werden. Hölzerne Wände und feste Bretterver-
schläge werden mit heißer Lauge gereinigt und mit Karbolöl, Karbolsäurelösung mit Kalk-
milch, Chlorkalkmilch oder auch mit Theer angestrichen.

Ist die Oberfläche des Holzwerks stark zerrissen oder zerfasert, so ist dieselbe durch
Abstahen einer genügend dicken Schicht zu glälten, bevor das Deoeinfektionomittel ausge-tragenw

4. Decken, Balken, Sulen u. s. w. werden wie die aus gleichem Matlerial be-

stehenden Wände behandelt. Fehlt im Stalle einc dichte Decke, und lagert über demselben

auf den an Stelle der Decke handenen Breklern, Stangen, Latten k. Rauhfutter oder
Streumaterial oder Getreide, so muß eine starke Entwickelung von schwefeliger Säure
(§5. 9 Absatz 2) oder von Chlorgas bei verischlossenen Oeffnungen und darauf eine gründ-
liche Durchlüftung wiederholt angewendet werden, falls nicht eine unschädliche Beseiligung
aller an Stelle der Decke etwa vorhandenen Bretter, Stangen. Latten u. s. w. geringere
Kosten verursacht und die untersten Schichlen des über dem Stalle lagernden Rauhfutters
oder Streumaterials oder Getreides für solche Thiere verwendet werden können, welche für
die betreffende Seuche nicht empfänglich sind.

5. Stallgeräthschaften aller Art, Geschirr u. s. w. von Eisen oder anderem Metalle
—Ketten, Gebisse, Striegeln, eiserne Käfige, Blechgesäße u. s. w. — werden durch

Feuer de#infizirt und zu diesem Zwecke der Wirkung glühender Kohlen oder des ölanmmen.
feuers kurze Zeit ausgesebt. Kann das Feuer keine Anwendung finden, wie 3. B. bei
festsitzenden eisernen Raufen und Krippen, so werden diese Gegenstände mit heißem Wasser
gereinigt und mit Karbolöl angestrichen.

6. Stallgeräthschaften u. s. w. von Holz sind, wenn sie werthlos sind oder wenn
das Holz bereits angefault ist, zu verbrennen. Ist das Holzwerk gesund und fest, so
wird dasselbe mit heißer Lauge gescheuert, gewaschen und nach dem Trocknen mit Karbolol
oder Chlorlalkmilch angestrichen.
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7. Lederzeug, Halfter, Trensen, Geschirre u. s. w. werden mit einer heißen Soda-
lösung von 50 Gramm Soda auf 10 Liter Wasser oder mit heißem Seifenwasser ab-
gerieben, abgewaschen und nach der Abtrocknung mit Karbolöl eingeschmiert. Das Polsterwerk
an dem Geschirr muß vor dieser Reinigung herausgenommen und verbrannt oder desin-
ftäirt werden, und zwar entweder durch Anwendung trockener Hite, oder durch gründliche
Räucherung mit schwefeliger Säure oder Cblorgas und darauf folgende mehrtägige

üftung.
Lederzeug, welches nicht abgewaschen und mit Karbolöl eingeschmiert werden kann,

wie Reitsättel 2c., wird einer gründlichen Schwefelung in einem geschlossenen Raume

unterwosen.Kadaver können zum Zwecke der Desinfektion in der Grube mit frisch gelöschtemKalk 3 werden9. Häutewerden durch wenigstens dreitägiges Liegen in dünner Kalkmilch desiuftzirt.
Außerdem kann die Desiusektion der Häute, sowie anderer thierischer Theile

(Rleisch, Gedärme, Gehörn, Klauen 2c.) durch Einsalzen, und zwar bei frischen Theilen
durch Einreiben und starkes Bestreuen mit Kochsalz, allein oder in Verbindung mit Sal-
peter, bei theilweise abgetrockneten Theilen durch Einschichten in eine gesättigte Losung
dieser Salze bewirkt werden. Häute müssen mindestens drei Wochen lang der Einwirkung
des Salzes ausgesetzt bleiben.

4 Haare, Wolle, Federn werden durch trockene Hitze oder durch Schwefelung in
einem geschlossenen Raume desinfizirt.

2. Vorschristen für die einzelnen Seuchen.
Mie

S. 11.

Das Milzbrandgift ist schwer gersterbar Es geht durch Eintkrocknen und — bei
trockenemarerlder Kadaver in der Erde — selbst durch die Verwesung nicht zu Grunde.chemischen Desinfektionsmittel müssen me#nchn konzentrirt zur Anwendung
uennmen bah- Hitegrade, Chlorkalk und frischgebrannter Kalk sind besonders wirksam.
Lagerstroh und Dünger von kranken Thieren muß verbrannt werden

Die von dem huhboden des Stalles abgestoßene oder abgegrabene Erde ist, wie
der Kadaver ([. S. 14 der Hauptinstruktion), zu vergraben.

Mlutige oder sonstige flüssige Abgänge ern verbrannt oder ebenfalls, wie die
Kadaver, vergraben.

Die von kranken Thieren benuten Theile der Ställe sind nach Vorschrift des
5. 10 dieser Insteutn zu desinfizireinfektion der Hände, ver Instrumente u. s. w. isl Karbolwasser oder eine
Lösung von eser Kali anzuwenden.

Wuthkrankheit.

Von wuthkranken oder seuchenverdächsigen Hunden benutzte Streu, Gerähhschaften:
Maulkörbe, Halständer und Hundehütten, — letztere soweit sie von Holz oder Stroh
sind —, müssen verbrannt oder souft vernichtet, die Stallutensilien anderer wuthkranker
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Hauskhiere und die sonst mit solchen Thieren in Verührung gekommenen Gegenstände
mit Seilenlauge oder siedendem Wasser gereinigt werden.

J3t übrigen erfolgt die Desinfektion nach den Bestimmungen im F. 9 dieserAnweisun36. Desinfektion der Hände, der Instrumente u. s. w. ist Karbolwasser oder eine
Lösung von übermangansaurem Kali anzuwenden.

Rotz.
5. 13.

Der Ansteckungsstoff ist lange Zeit wirksam und schwer zu zerstören.
Stallungen und Näumlichkeiten, oder wenigstens diejenigen Theile derselben, inwelchen rotkranke oder seuchenverdächtige Pferde gestanden haben, Krippen, Raufen, Tränk-

eimer und Geräthschaften, ferner die Geschirre, Sättel und Decken, welche bei solchen
Pmerden benutzt worden sind, werden nach den Vorschriften in 5§. 9 und 10 dieser An-
weisung desinfizirt. Benutzte Putlappen und Bürsten werden verbrannt, Striegeln aus-
geklüht; werthvolle Lederhalfter können wie das Geschirr desinfizirt werden, alle anderen
Halfter und die zum Anlegen benutzten Stricke werden —W. ebenso die Gurten mit
gepolsterten Kissen, die minderwerthigen Decken und Schabrack

Die Deichseln, an denen kranke oder seuchenverdächiig- Perde gearbeitet haben,
werden mit siedendem Wasser obgebrüht und mit Karbolöl oder mitChlorkalkmilch ange-
strichen. Das Kektenwerk an den Wagen, soweit es mit den kranten Perden in Be-
rührung gekommen ist, wird gleich den Halfterketten u. s. w. ausgeglüht.

Zur Dezinfektion der Hände, der Instrumente u. s. w. ist Karbolwasser oder eine
Lösung von übermangansaurem Kali anzuwenden.

Maul- und Klauenseuche.
S. 14.

Die Deginfektion auf dem Seuchengehöfte kann auf eine gründliche Reinigung der
Ställe beschränkt werden.

on fremden kranken Thieren benutzte Räumlichkeiten auf Viehhöfen oder in
Gasthöfen müssen nach Vorschrist des S. 9 dieser Anweisung desinfizirt werden.

Lungenseuche.
. 15.

Die Desinfektion der Ställe und senstigen Räumlichkeiten, in denen sich lungen-
leuchekrankes Vieh befunden hat, sowie der in denselben *—* Krippen, Raufen undStallgcräthschaften, wird nach Vorschrift der 5§. 9 und 10dieser Anweisung bewirkt.

SchafpockenS. 1
Die Dezinfektion der Stallungen u Räumlichkeiten, in welchen pockenkranke

Schafe gestanden haben, erfolgt nach den Bestimmungen im 8. 9 dieser Anweisung. Beie
großen Düngermassen genügt die Entsernung der oberen Schicht, welche während der
Dauer der Sauche enlstanden ist.



Beschälseuche und Blsschenausschlaz.17.
Bei der Beschälseuche und dem Blechenausschlag bedarf es keiner Deeinfektion.

Absube:
Bei der Rände ist die Darnhn ein integrirender Theil des Heilverfahrens.

Mit der Behandlung der Kranken beginnt die Desinfektion des Stalles; der Dünger
wird entfernt, — bei hohen Düngerschichten in Schafslällen genügt die Entfernung der
oberen Schicht—;dieStallwände werden bis zu einer Höhe von mindestens 2060 Mcter
mit Kalkmilch übertüncht, ebenso wird der Fußboden, wenn er nicht von Dünger bedeckt
gewesen ist, mit Kalkmilch abgeschlämmt.

lallgeräthe werden gründlich gereinigt und mit heißer Lauge gescheuert oder mit
Kalkmilch übert#ncht. Geschirr und Decken werden in geheizten Räumen gut ausgekrocket,
oder nach vorgängiger gründlicher Reinigung mit Karbolöl eingeschmiert (Lederzeug), oder
mit Wasser gekocht (Decken).

Bei der etwa der Radikalkur vorangehenden Schmierkur der Schafe bedarf es
einer gründlichen Desinfeklion nicht, sondern nur einer, je nach dem Grade der Krankheit
in kürzeren oder längeren Zwischenräumen zu wiederholenden Reinigung des Stalles und
der Stallutensilien.

Die Desinfektion der Stallungen und Räumlichkeiten, in welchen räudekranke
Pferde oder Schafe vorübergehend aufgestellt gewesen sind oder in welchen die vor der
Einleitung eines Heilversahrens getödteten Pferde oder Schafe gestanden haben, erfolgt nach
den Bestimmungen im §. 9dieser Anweisung.

–8—6 Anlege 3.

Anweisung
für das

Obduktionsverfahren bei ansteckenden Krankheiten der Hausthiere.

1Algemeinerue
Die dem beamteten Thierarzte unier —J der von dem Vesitzer etwa zu-

gezogenen Sachverständigen obliegenden Obduktionen sollen in Gegenwart des leitenden
Beamten der Polizeibehörde oder eines von demselben beauftragten Beamten ausgeführt
werden.

§. 2
Die Obduktionen müssen in der Regel so schnell als möglich, bei Rotz und Toll-

uheAnaber. wenn es angänglich ist, erst nach dem Erkalten der Kadaver vorgenommenwerd
10“
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Die von dem Tode der Thiere bis zur Obduktion verstrichene Zeit ist im Protokoll
zu erwähnen.

8. 8.
Die Sachverständigen haben dafür zu sorgen, daß die zur Verrichtung der Ob-

duktion nothwendigen Sektionsinstrumente zur Stelle und im gehörigen Zustande sind.
8. 4.

Die Obduktionen sind an einem passenden Orte auszuführen. Die Polizeibehörde
hat für die zur Ausführung der Obduktion etwa erforderliche Hülfsmannschaft zu sorgen.

II. Perfahren bei der Obduktion.
. 6.

Die Obduktionen haben den Zweck, über den Ausbruch einer Seuche Gewißheit
zu erlangen oder die Krankheit eines Thieres rücksichtlich der Entschädigungsleistung fest-
zustellen. Die Obduzenten haben diesen Zweck beim Erheben des Befundes zu beachten
und alle Mittel zur Erreichung dieses Zweckes zu erschöpfen.

. 6.

Die Obduzenten haben die Verpflichtung, über alle Verhällnisse (den Krankheits-
verlauf und die an den Thieren bcobachteten Krankheitserscheinungen), welche für die Ob.
duktion und das abzugebende Gutachten von Bedentung sind, sich vor und während der
Obduktion zu unterrichten. Die Ergebnisse dieser Ermittelungen sind entweder vor den
eigentlichen Obduktionsbesunden oder nach denselben, jedoch in allen Fällen getrennt davon,
zu Protokoll zu geben.

5S. 7.
In Fällen, wo ein beslimmtes Gutachten erst nach der weitleren Untersuchung ein-

zelner Theile abgegeben werden und diese Untersuchung aus äußeren Gründen nicht sofort
bei der Obduktion erfolgen kann, sind diese Theile zurückzulegen und möglichst schnell
nachträglich zu untersuchen. Sodann ist ein motivirtes Gutachten (§. 38 Absatz 2 und 3)
über den Fall einzureichen, in welchem auch die Zeit, wann die nachträgliche Untersuchung
erfolgt ist, angegeben und die bei dieser Untersuchung erhobenen Befunde genau beschrieben
werden müssen.

Die Obduktion.
. B.

Für die technische Ausführung 6s Sektion empfiehlt sich im allgemeinen das in

den S.,0 bis 26 angegebene Verfahren.. Bei der Tödtung und zerleoung eines Thieres, dessen Krankheitszustand voraus-
sichtlich die Verwerkhung des Fleisches zur menschlichen Nahrung gestattet, kann, insoweit
dadurch die Feststellung der Krankheit nicht beeinträchtigt wird, das beim Schlachten ge-
bräuchliche Verfahren in Anwendung kommen.

8.9
Die Dblton zerfällt in zwei Theile:

. ie äuhere Vesichtigung,#. de innere Beschicumg



. Die äußere Besichtigung.
10.

Die äußere Vesichtigung erftreck fich auf den Körper im allgemeinen und seine

einzelnen KbeileWas den Körper im allgemeinen betrifft, so sind zu ermitteln:
Alter, Geschlecht, Größe, Farbe der Haare, Abzeichen, Körperbau und all-

gemeiner Ernährungszustand.
Demnächst sind die einzelnen Theile zu untersuchen. Der Kopf mit seinen natür-

lichen Oeffnungen, der Hals, die Brust, der Bauch, Rücken, Schwanz, After, die äuheren
Geschlechtstheile, die Milchdrüsen und die Extremitäten. Jeder an den genannten Theilen
vorgefundene abnorme Zustand ist in Bezug auf Lage, Größe, Gestalt und sonstiges Ver-
halten genau zu prüfen.

2. Die innere Besichtig ung.
11

Zum Zwecke der inneren Vesichligung wwird der Kadaver in der Regel auf den
Rücken gelegt und in dieser Lage während der weiteren Obduktion belassen.

12.
Demnächst ist die Vauchhöhle, dorauf die Brusthöhle und dann die Kopfhöhle zu

öffnen. Schließlich folgt die Untersuchung der Exkremitälen.
iär allen Fällen, in welchenvon der Oeffnung der Wirbelsäule ein erheblicher

Befund erwartet werden kann, ist dieselbe nicht zu unterlassen.
In jeder Höhle ist die Lage der in derselben gelegenen Organe, der etwa vor-handene miglhönige Inhalt: Gas, fremde Körper, Flüssigkeiten, Gerinnsel und zwar in

den letzteren Fällen nach Maß oder Gewicht, die Farbe der vorliegenden Theile und
schließlich der Zustand eines jeden Organs zu ermitteln.

13.
Vor der Eröffnung der Höhlen wird entweder die Haut vom Kadaver ganz ab-

getrennt oder ein langer Hautschnitt gemacht, der am Kinn beginnt, in der Richtung der
Luströhre und links vom Nabel verläuft und bis zur Schambeinfuge sich erstreckt. Am
Bauche wird die Haut bis gegen die Wirbelsäule abgetrennt. Vom Halse wird die
Haut soweit abpräparirt, daß die Luftröhre, die Ohrspeicheldrüsen und der Kehlgang
freigelegt find. Die vorderen Erxtremitäten werden vom Thorax, die hinteren Extremitäten
von der #weren Seile des Beckens nach jeder Seite zurückgelegt.

dieser Arbeit ist der Grad der etwa schon eingetretenen Fäuluiß LestulteFerner s oleichzeitig die ekwaigen krankhasten Veränderungen der genannten Theile3

ermilteln undalrDbeschreiben.Bei Thieren, welche an Milzbrand, Tollwuth oder Rot (Wurm) gelitlen haben,
ist das Abziehen der Haut verboten (5§.33, 5# und 43 des Gesetzes).

Die Bauchhöhle wird durch Längs 14 Querschnitt eröffnet. Der bängeschnitt
erstreckt sich vom Schaufelknorpel des Brustbeins bis zur Schambeinfuge, der Querschnitt
von der letzten Rippe der einen bis zu der entsprechenden Rippe der anderen Seite. Bei
der Anlegung des bängeschnitts ist zuerst ein ganz kleiner Einschnitt hinter dem Schaufel-
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knorpel in das Bauchfell zu machen und beim Einschneiden darauf zu achten, ob Gas
oder Flüssigkeit austreten. In die Oeffnung wird zuerst der Zeige= und dann auch der
Mittelfinger der linken Hand eingeführt und zwischen den beiden Fingern der Schnitt bis

an die Schambeinfuge verlängert. Es ist überhaupt die größte Vorsicht zur Veomeidungeiner Verletzung der dicht an der Bauchwand gelegenen Organe anzuwenden. Nachd
röffnung der Bauchhöhle ist die Lage der Organe, der etwa vorhandene abnorme 3

halt, die Farbe der vorliegenden Theile und der Stand des Zwerchfells festzuslellen.
Nachdem die allgemeinen Verhältnisse der Vauchhöhle ermiltelt worden sind, ist

die Eröffnung der Brusthöhle vorzunehmen. Die Sektion der Bauchhöhle folgt in der
Regel erst der Untersuchung der Brusthöhle. Nur in den Fällen, wo bestimmte Gründe
vorhanden sind, die den Tod veranlassende Veränderung in der Bauchhöhle zu vermuthen,
ist sofort die weilere Sektion der Organe der Bauchhöhle anzuschließen.

Die Sektion der Brusthöhle.
8. 15.

Die Vrusthöhle wird an der untkeren Wand geöffnet. Es werden die Rippen
oberhalb der Ansabstellen an die Rippenknorpel mit einer Säge, oder einer Knochenscheere
durchschnitten, wobei eine Verletzung der Lungen, des Herzbentels und der am Eingang
in die Vrusthöhle gelegenen Gefäße zu vermeiden ist. Dann wird das Zwerchfell, soweit
es zwischen den Endpunkten der Säge= oder Schniltlinien angeheftet ist, von dem Schaufel-
knorpel und den Knorpeln der falschen Rippen abgelöst und das Brustbein, nachdem
Mittelsell und Herzbeutel sorgfältig abgetrennt worden sind, nach vorn zurückgeschlagen.

Darausf ist das Verhalten des Bruslfelles, die Beschaffenheit und die Menge des
in den Bruslfellsäcken eiwa vorhandenen abnormen Inhalts und der Ausdehnungezustand
der Lungen zu ermitleln. Hieran schließt sich die Untersuchung des Miltelfelles und der
Thymuodrüse.

S. 16.
Hierauf wird der Herzbeutel geöffnet, sein Inhalt in Bezug auf Beschaffenheit

V Menge geprüft und der Zustand des Herzbeutels felbst ermittelt. Nachdem dann dieLage des Herzens, seine Größe. Gestalt, Farbe, Konsistenz und der Ulutgehalt seiner ober-
slächlichen Gesäße festgestellt worden sind, wird das Herz in seiner natürlichen Lage ge-
öffnet. Es wird jeder Vorhof und jede Herzkammer einzeln eröffnet. Nächstdem ist die
Menge und Beschaffenheit des Blutes in jedem Herzabschnitt und die Weite der Atri-
oventrikularöffnungen zu bestimmen. Man nimmt zuersl das Blut aus dem rechten
Vorhof und ermittelt dessen Menge und Beschaffenheit. Dann prüft man die Weite der
rechten Atrioventrikularöffnung durch Einführen der Finger der linken Hand von dem
Vorhofe a

Hierauf nimmt und untersucht man das Blut aus der rechten Herzkammer. In
derselben Weise verfährt man auf der linken Herzseite. Erst jetzt ist das Herz herauszu-
schneiden und sind die arteriellen Oeffnungen zuerst durch Eingießen von Wasser, sodann
durch Aufschneiden zu untersuchen. Schließlich ist der Zustand des Herzfleisches zu prüfen.

Darauf folgt die Untersuchung der größeren Gefähe mit Ausnahme der hin-
teren Aorta.
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S. 17.
Alsdann werden die Lungen aus der Brusthöhle herausgenommen, wobei auf

ältere Verwachsungen zwischen Lungen und Rippenfell zu achten ist. Es wird das Ver-
halten der Lungenoberfläche festgestellt. Nachdem serner der Lustgehalt, die Konsistenz und
die Farbe der Lungen geprüft worden sind, werden große glatte Einschnitte in die Lungen

*m.uonds die Schnittflächen genau untersucht.den Zustand der größeren Bronchien und Blutgefäße zu ermitteln, werdendieselben Ni einer Scheere aufgeschnitten. Schließlich ist die Beschaffenheit des Brust-
beins und der Rippen festzustellen.

Die Sektion der Bauchhöhle.
1. Pferd.
S. 18.

Nachdem die beiden linken Lagen des Grimmdarms nach rechts und der Mastdarm
nach links aus der Banchhöhle herausgelegl worden sind, werden Ausdehnung und Farbe
der einzelnen Darmabschnitte festgestell. Dann wird der Zwölffingerdarm an seiner
Uebergangostelle in den Leerdarm zweimal unterbunden und zwischen beiden Ligaturen

durchschnilten. Nächstdem werden Leer= und Hüsidarm vom Gekröse abgetreunt und der
Hüftdarm eine Haudbreik vor der Hüftblinddarmöffnung abgeschnitten. Nach der Heraus-
nahme werden beide Darmabschnitte an derjenigen Stelle, wo das Gekröse sich ansetzt.
mit einer Darmscheere aufgeschlitzt. Darauf wird der Mastdarm in die Bauchhöhle zurück-
gezogen, dicht vor seinem Beckenstücke abgeschnitten und in der Richtung nach vorn vom
Gekröse abgetrennt. Um die Uebergangsstelle zwischen Grimmdarm und Mastdarm legt
man eine Uigatur und schneidet dann den Mastdarm hinter der Ligatur ab. Hierauf
wird der Mastdarm wie der Dünndarm aufgeschlitzt. Nachdem ferner Neb und Bauch-
speicheldrüse vom Grimmdarm abgetrennt und die Aeste der vorderen Gekrösarterien durch-
schniltten worden sind, werden Blind= und Grimmdarm im Zusammenhange aus der

Bauchhöhle herausgenommen. Der Grimmdarm wird dann an der reien Seite und der
Blinddanhunsscen zwei Brandstreisen mit einer Scheere ausgeschliDuän während des Ausschlitzens ist der Inhalt aller Laenn# zu bestimmen.

Ferner wird nach dem Reinigen des Darmes die Beschaffenheit aller Theile festgestellt.
Jetzt werden Neh und Milz herausgenommen. Die Milz wird mitten über ihre äußere
Fläche (vom oberen bis zum unteren Ende) durchschnitten. Der Zustand des Parenchyms
und der Blulgehalt der Milz sind dann festzustellen.

Hierauf wird zuerst die linke und nach ihrer Untersuchung die rechte Niere heraus-
geschnitten und jede für sich untersucht. Nachdem die Kapsel der Niere entsernt worden
ist, werden Größe, Gestalt, Farbe und elwa vorhandene krankhafte Veränderungen be-
stimml. Alsdann wird über den konvexen Rand der Niere ein Längsschnikt durch die
ganze Dicke des Organs bis zum Nierenbecken geführt und, nachdem die Schnittflächen
abgespült worden sind, werden Mark= und Rindensubstanz und das Nierenbecken unter-
sucht. Darauf folgt die Untersuchung der Nebennieren und der Harnleiter.

Nachdem dann auch noch die Harnblase an ihrer unteren Wand durch einen
Längsschnitt geöffnet und ihr Inhalt bestimmt worden ist, werden Harnblase, Mastdarm
und die mit ihnen in Verbindung stehenden Geschlechtsorgane im Zusammenhange aus
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der Beckenhöhle herausgenommen. Jetzt folgt hintereinander die Untersuchung der Harn-
blase — bei männlichen Thieren: der Vorsteherdrüse, der Samenblasen, der Ruthe mit
der Harnröhre —, bei weiblichen Thieren: der Scheide, der Gebärmutter, der Trompeten,
der Eierstöcke und der sonstigen Anhänge. Schließlich wird der Mastdarm an der oberen
Wand aufgeschnitten.

Magen und Zwölffingerdarm werden in ihrer natürlichen Lage mit der Scheere
aufgeschnikten und zwar der Magen an seiner großen Krümmung, der Zwölsfingerdarm
an seiner unteren Seite. Während des Ausschlitzens wird der Inhalt beider bestimmt.

Dann wird die Mündung des Lebergallengangs betrachtet, der Inhalt aus dem-
selben hervorgepreßt, die Ausflußmöglichkeit der Galle durch Druck auf den Lebergallengang
festgestellt und schließlich der Lebergallengang aufgeschnitten. Darauf wird die Pfortader
untersucht.

Dann werden Magen und Zwölffingerdarm zur weiteren Prüfung herausgeschnitten.
Jetzt folgt die Untersuchung der Bauchspeicheldrüse. Die Leber wird, nachdem ihre Lage
bestimmt worden ist, aus der Bauchhöhle herausgenommen. Nachdem die Oberfläche, die
Größe und Gestalt der einzelnen Lappen geprüft worden ist, wird durch jeden Lappen ein
großer langerarchmin geführt und der Blutgehalt, sowie die Beschaffenheit des Lebens-parenchyms ermittelt.

Ferner win das Zwerchfell herausgeschnitten und untersucht. Hieran schließt sich
die Untersuchung des Dünn- und Mastdarmgekröses nebst Lymphdrüsen und Gefäßen, der
hinteren Hohlvene, der Aorta mit ihren Aesten und der retroperitoräalen Lymphdrüsen.

Endlich ist der Zustand der Rücken= und Lendenwirbel, des Beckens und der um-
liegenden Muskeln zu ermitteln.

2. Wiederkäuer.
19

Nachdem das Net untersucht und abgeschnitten worden ist, werden Pansen. Haube,
Palter und Labmagen im Zusammenhange aus der Bauchhöhle herausgenommen. Zu
diesem Zwecke löst man die Verbindung des Wanstes mit dem Zwerchfelle und durch-
schneidet den Schlund hinter dem Zwerchfelle und den Zwölffingerdarm vor einer dicht
am Lahmagen um denselben geleglen Ligatur. Bei dieser Arbeit ist auf elwa vorhan-
dene abnorme Verbindungen der einzelnen Magenabtheilungen mit den Organen der
Nachbarschaft zu achten. Hierauf wird die Milz vom Wanfsteabgelöst. Nächsldem werden
die einzelnen Magenabtheilungen geöffnet. Dann wird der Häftdarm in der Nähe der
Hüft-Blinddarmöffnung durchschnitten und der Hüft= und Leerdarm vom Gekröse abgetreunt.
Der Leerdarm wird darauf, nachdem der Zwölfingerdarm am hinteren Ende unterbunden
worden ist, hinter der Ligalur abgeschnitten. Es folgt alsdann die Ausschlitzung des
Leer- und Hüfldarms. Sodann wird der Mastdarm vor seinem Beckenstück durchschnitten
und bis zu der Sielle, wo er sich mit dem Zwölffingerdarme kreuzt, abgetreunt.

Hierauf wird der Zwölffingerdarm vom Gekrose abgelsst, aber nicht heraus-
geschnitten.

Nachdem alsdann das Gekröse des Dünndarms untersucht worden ist, wird die
vordere Gekröswurzel durchschnitten und der Dickdarm im Zusammenhange herausgenommen.
Ferner werden die Windungen des Grimmdarmlabyrinths von einander getrennt und dann



73

der ganze Dickdarm aufgeschlitzt. Schließlich wird der Zwölffingerdarm in seiner natür-
lichen Verbindung mit der Leber aufgeschnitten und die Mündung des gemeinschaftlichen
Gallenganges wie beim Pferde geprüft.

Die Untersuchung und die weitere Sektion der in der Bauchhöhle gelegenen Or-
gane erfolgt wie beim Pferde.

3. Schwein.
5. 20.

Nachdem der Zwölffingerdarm unter der rechten Niere zweimal unterbunden und
zwischen beiden Ligaturen durchschnitlen worden ist, zieht man sein hinteres, zwischen den
Gekrösplatten gelegenes Ende hervor, daun treunt man das hintere Ende des Zwölffinger-
darmes in Verbindung mit dem Leer= und Hüftdarme vom Gekröse und schneidet den
lebteren, nachdem er dicht vor der Hüft-Blinddarmöffnung unterbunden worden ist, vor

der Ligatur ab. Nach der Herausnahme wird der Dünndarm mit einer Scheere aufge-
schlivt. Hieran schließt sich die Untersuchung des Dünndarmgekröses. Blind-, Grimm-
und Mastdarm werden im Zusammenhange herausgenommen, indem man die vordere
Gekröswurzel durchschneidet und den Mastdarm von seinen Verbindungen krennt. Der
Mastdarm wird dicht vor seinem Beckenstücke abgeschnitten. Darauf werden die Win-
dungen des Grimmdarmkonvolutes vorsichtig auseinandergezogen und dann alle Abtheilungen
des Dickdarms aufgeschlitzt. Nächstdem werden Netz und Milz herausgenommen. Die
Untersuchung der Organe der Bauchhöhle und die weitere Sektion der letzteren erfolgt,
wie beim Pferde angegeben worden it

“ Giscsrfr-.8.2Nachdem der Zwölffingerdarm hinter 5 rechten Niere zweimal unterbunden und
zwischen den Ligaturen durchschnilten worden ist, kreunt man das bintere Ende des Zwölf-
fingerdarmo, den Leerdarm, indem man die eine Platte de# Dünndarmgekröses durch-
schneidet, den Hüfkdarm und den ganzen Dickdarm im Zusammenhange vom Gekröse.

Der Ns wird alsdann vor seinem Beckenstücke abgeschnitten.
er Herausnahme des Darms aus der Bauchhöble werden sämmtliche Darm-aeihmel iwn aufgeschlitzt. Alsdann wird die Milz vom Nete abgelöst und

das Net herausgeschnitten.Die Untersuchung der in der Vauchhäöhle befindlichen Organe und die weitere
Sektion ist in der beim Pferde angegebenen Weise audzuführen.

B5. 2Es wird zunächst der Zustand der — Gefäße und Nervenstämme ermittelt.
Darauf wird der Kehlkopf im Zusammenhange mit der Zunge, dem Gaumensegel, der
Luftröhre, dem Schlundkopfe und der Speiseröhre herausgenommen und alle Organe
nach dem Ausschneiden unteriucht. Die Prüfung erstreckt sich ferner auf die Schilddrüsen,
die Lymphdrüsen am Halse und die Speicheldrüsen.

Schließlich ist das Verhalten der Halswirbelsäule und der Halsmuskeln festzu-
stelle

11



Kopfhöhle.
5§5. 23.

Für die Oeffnung der Kopfhöhle ist ec nothwendig, daß die Haut vom Kopfe ab-
gezogen und der letztere von der Wirbelsäule abgeschnitten wird. Nachdem hicrauf die
auf der Schädeldecke liegenden Weichtheile untersucht und abgelöst worden sind, wird die
Schädeldecke durch Sägeschnitte getrennt. Nur wenn eine Säge nicht beschafft werden
kann, darf ein Meißel benutzt werden. An der Schädeldecke wird die Oberfläche, die
Schnittfläche und die Innenfläche geprüft. Dann wird die harte Hirnhaut an der äußeren
und inneren Oberfläche untersucht. Ferner wird das Verhalten der vorliegenden Theile
der weichen Hirnhaut bestimmt. Nächstdem wird das Gehirn aus der Kopshöhle heraus-
genommen und die Beschaffenheit der weichen Hirnhaut an den Seitentheilen und dem
Grunde des Gehirns, sowie der harten Hirnhaut an den entsprechenden Theilen des
Schädels feslgestellt.

Hieran schlieht sich die Untersuchung der Blulleiter.
Nachdem Größe und Gestalt des Gehirus geprüst worden sind, werden sofort die

Seitenhöhlen des Gehirns eröffnet.
Man ermittelt den Inhalt und die Ausdehmng der Seitenhöhlen, die Beschaffen-heit ihrer Wandungen und der Adergeflechte
Ferner legt man eine Reihe huatten Schnitte durch die Halbkugeln des Groß-

hirn, durch die gestreiften Körper, die Sehhügel, die Vierhügel, das kleine Gehirn und
das verlängerte Mark und beschreibt die Beschaffenheit dieser Theile. Dabei ist die Aus-
dehnung der dritten und vierten Hirnkammer zu berücksichtigen.

ließlich untersucht man, nachdem die harte Hirnhamt entfernt worden ist, dieKnochen am Grunde und an den Seitentheilen des Schäd

5. 24.
Hieran schließt sich die Untersuchung der auf den Gesichtsknochen liegenden Weich-

theile, der Ohrspeicheldrüse, des Seh= und Gehörorgans. Nachdem ferner der Unterkiefer
vom Oberkieser entfernt worden ist, werden die Zähne, der harte und weiche Gaumen
und die Schleimhant der Backen geprüst. Daun wird der Oberkiefer der Länge nach
und zwar dicht neben der Nasenscheidewand durchgesägt, die Nasenscheidewand herausge-

schnitten tao 1½% Schleimhaut der Nasenhöhlen untersucht.ließlich ist die etwa nothwendige Oeffnung der Stirn= und Oberkieferhöhlen,um deren oeses und Beschaffenheit zu ermitteln, und die genauere Untersuchung aller

Kopfknochen auszuführen.
5. 25.

Die Untersuchung der Extremitäten hat im Allgemeinen zu geschehen im Anschlusse
an die anatomische Anordnung der Theile und an elwa vorhandene, im einzelnen Falle
schon von außen sich kennzeichnende Abnormiläten derselben, insbesondere ist bei den in-
fektiösen Krankheiten zu berücksichtigen das Verhalten der großen Blutgefähe, die unter
Umständen ihrem ganzen Verlaufe nach freipräparirt und eröffnet werden müssen, der
hroßen Lymphgefäße mit den sich anschließenden Lymphdrüsen, die slets durch Einschneiden
benau untersucht werden müssen, und der großen Gelenke.
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Hieraus ergiebt sich, daß die zur Untersuchung der Weichtheile der Extremitäten
zu führenden Hauptschnitte möglichst in einer dem Verlaufe der Blul= und Lymphgesäß-
stämme entsprechenden Richtung geführt werden müssen, und daß die Untersuchung der
Gelenke, deren zweckmäßigste Oeffnung meist durch Querschnitte zu vollziehen ist, gewöhnlich
zuletzt erfolgen muß.

Schließlich sind in Fällen, wo Veränderungen an den inneren Abschnitten der
Knochen erwariet werden können, nach genauer Besichtigung der äußeren Knochenweichtheile
(Periost, Bandapparate) die Knochen herauszuschneiden und nach Durchsägung weiler zu
untersuchen.

Wirbelsäule.

Die Oeffnung der Wirbelsäule erfolgt an der Rückenseite. Nachdem die Haut
vom Rumpfe vollständig abgezogen, die Gliedmahen und die Rippen entfernt und die
Muskeln von den Dornfortsähen und den Bogenstücken abpräparirt worden sind, wobei
gleichzeitig die Beschaffenheit der genannten Theile zu bestimmen ist, werden die Bogen
sämmtlicher Wirbel abgemeißelt. Bei dieser Arbeit ist besonders darauf zu achten, daß
die Nückenmarkshäute nicht verletzt werden. Hierauf untersucht man die ußere Fläche
der harten Rückenmarkshaut und, nachdem sie durch einen Längoschnitt eröffnet worden
ist, ermittelt man den elwa vorhandenen abnormen Inhalt. Dann prüft man das Ver-
halten des oberen Abschuilts der weichen Rückenmarkehanl. Nächstdem werden die Nerven-
wurzeln an beiden Seiten durchschnitten, das Rückenmark am hinteren Ende herausgehoben
und die unteren Verbindungen nach und nach getrennt. Beim Herausnehmen des Rücken-
marks ist jede Quelschung und Kuickung desselben zu vermeiden. Hierauf wird die Be-
schaffenheit der weichen Rückenmarköhaut an der unteren Scite ermittelt. Der Zusland
des Rückenmarks wird dann dadurch geprüft, daß man mit einem dünnen und scharfen
Messer eine größere Zahl von Querschnitten durch dasselbe legt. Schließlich treunt man
die harte Rückenmarkshaut von den Wirbelkörpern ab und prüft das Verhalten der Wirbel
und ihrer Verbindungen.

(Besondere Bestimmungen in Beziehung auf einzelne Seuchen).
. 27.

In denjenigen Fällen, in denen es sich allein darum bandelt, durch die Obduktion
eines Thieres das Vorhandensein einer Seuche festzustellen, kann ein verkürztes Verfahren
in der Weise angewendet werden, daß zunächst gewisse Theile oder Gegenden des Körpers
untersucht werden.

Ist bei dieser Untersuchung ein positives Ergebniß nicht erlangt worden und der
FAuchrkloiistan des Thieres in Beziehung auf die Entschädigungsfrage festzustellen, sodie Obdustion vollsländig auszuführen.

Bei dem verkürzten Verfahren sind, je nachdem die eine oder andere Seuche ver-
muthet wird, solgende Körpertheile zu untersuchen.

1. Bei Millzbrand.
8

Zunächst sind Haut und unterhaut #an allen denjenigen Stellen, wo krankhafte
1I•
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Zuslände bei der äußeren Besichtigung des Kadavers wahrgenommen oder vermuthet
werden, zu untersuchen.

Sodann werden Brust- und Vauchhöhle eröffnet, um den etwaigen abnormen In-
halt derselben, sowie das Verhalten der Lungen und des Herzens, des Brust= und Bauch-
felles, des Gekröses, die Größe und Beschaffenheit der Milz und der in der Bauchhöhle
belegenen Lymphdrüsen, ferner den Zustand der Magen- und Darmschleimhaut, der Leber

d der Nieren zu ermitteln. Die Unlersuchung bat sich dann auf die Lymphdrüsen der
verschiedenen Körpertheile, den Schlundkopf, die Speiseröhre, den Kehlkopf und die Luft-
röhre auszudehnen.

Inobesondere ist die Beschaffenheit des Blutes zu beschreiben und nach der Ob-
duktion eine mikroskopische Untersuchung desselben vorzunehmen.

2. Bei Tolwuth.
Es ist vor allem der Inhalt des und Darmes und der Zustand der

Schleimhaut derselben luusiellen. Nächstdem ist die Beschaffenheit der Milz, Nieren undLeber zu beschreiben. Sodann sind der Schlundkopf, die Mandeln, die Zungenbalg- und
Lymphrrüsen, die Spessesbne der Kehlkopf, die Luftröhre, die Lungen und das Herz zu
untersuchen. Dabei ist die Beschaffenheit des Blutes, namentlich der Gerinnungszustand
desselben, genau anzugeben. Schließlich ist auch der Schädel zu öffnen und das Gehirn
zu untersuchen.

J. Bei Ros ¶Wurm).
Nachdem zuerst die Beschaffenhen der Haut beschrieben ist, hat eine genauere

Untersuchung der schon von außen sichtbaren oder zu vermuthenden krankhaften Siellen
der Hant und Unterhaut, einschließlich der Lymphgesätße und der nächsten Lymphdrüsen
stattzufinden. Sodann ist die Nasenschleimhant zu untersuchen und zu diesem Zweck die
im §F. 16 beschriebene Durchsägung desKopfes vorzunehmen. Alödann werden Schlund-
kopf, Kehlkopf, Luftröhre, Lungen und die mit diesen Organen verbundenen Lymphdrüsem
untersucht. Endlich wird das Verhalten der Milz, der Nieren, der Leber und Muskeln

bestimmt. A. Bel Maul- und Klauenseuche.
31.

Sollte zur Feststellung der Maul- und Klauenseuche die Obduktion eines Thieres
erforderlich sein, so ist die Haut an der Krone der Klauen, an den Ballen, in der Klauen-
spalte und an der hinteren Fläche der Zehenglieder sorgfältig zu untersuchen. Eo ist
ferner zu ermitteln, ob die Zitzen des Culers erkrankt sind. Weiter ist die Beschaffenbeit
der Lippen und der Maulschleimhaut fesizustellen und namentlich bei jüngeren Thieren
der Zustand der Schleimhaut der vier Magenabtheilungen und des Darms zu prüfen.
Schließlich ist auch noch eine Untersuchung der großen drüsigen Organe, besonders der
Leber und der Nieren auczuführen.

 . BeiLungenseuche.
Es ist auf die Sektion der Brusthöhle besondere Sorgfalt zu verwenden.dem Eröffnen derselben ist der etwaige abnorme Inhalt, die Beschaffenheit des #eich



77

felles und der Ausdehnungszustand der Lungen zu beschreiben. Es sind ferner die Lungen
und zwar besonders die Durchschnittoflächen derselben mit besonderer Rücksicht auf das
Interstitialgewebe und die Beschaffenheit der Lungenbläschen, der Bronchialdrüsen und
vymphgefäße zu untersuchen. Auch der Inhalt der Bronchien und die Beschaffenheit der

Bronchialschleimhant ist etzustelen
6. BeiPockenseuche.

Sollte das Vorhandensein der renn durch die Obduktion feslzustellen sein,
so ist zunächst eine genaue äußere Besichtigung vorzunehmen. Sodann ist dieBeschaffen-
heit derHaut am Kopfe, besonders um das Maul und die Augen, ferner an der inne-
ren Fläche der Extremitäten, an dem Bauche, der Brust und der unteren Fläche des
Schweifes anzugeben. Endlich ist der Zustand der Luströhre, der Lungen, des Herzens,
des Kehl- und Schlundkopfes, der Speiseröhre und des Magens festzustellen.

Wünschenswerth ist es, daß auch das Verhalten der Milz, Leber, Nieren und
Muskeln ermiltelt wird.

8. 34.
Nach beendigter Obdultion sind die Kadaver und deren Abgänge zu beseitigen.

Ist durch die Obdultion eine der im 8. 10 des Gesehes benannten Seuchen ermiltelt
worden, so hat die Polizeibehörde die Beseitigung der Kadaver und deren Äbgänge nach

den bezüglich der einzelnen Seuchen ertheuten Vorschriften anzuordnen.36.
Die nach Feststellung einer Seuche etwa nothwendige Desinfektion der Obduktions-

plätze und der zur Ausführung der Obduktion benutzten Geräthschaften erfolgt nach den
in der „Anweisung für das Desinfektionsverfahren bei ansteckenden Krankheiten der Haus-
thiere“ enthaltenen Bestimmungen.

Das Obduktionsprotokoll.
36

Ueber die Obduktion wird von dem anwesenden Polizeibeamten (s. §. 1) ein
Protokoll aufgenommen.

Die Obduzeuten haben dafür zu sorgen, daß der bei der Obduktion ermittelte
Befund genau in das Protokoll ausgenommen wird. Zu dem Zwecke haben dieselben den
betreffenden Theil des Protokolls entweder zu diktiren oder den Besund besonders schrift-
lich aufzuseyen und dem Protokoll beizugeben.

Der w0 zansse Besund.
Das Protokoll, beziehentlich die #t Protokolle beigegebene und als ein Theil

desselbenactllem Aufzeichnung des Befundes, muß in übersichtlicher Form abgefaßt werden.
erste Abtheilung handelt über die äußere, die zweite über die innere Besich-

tigung. 5 Anordnung der zweiten Abtheilung ergiebt sich aus der Reihenfolge, in
welcher die Höhlen geöffnet worden sind. Der Befund jeder Höhle bildet einen Abschnitt

snhlich, r- jeder Abschnitt trägt den Namen der zur Untersuchung gelangten Höhle alsoberschrif
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Der Befund jedes einzelnen Theiles ist kurz und bestimmt und unter möglichster
Vermeidung aller Kunstausdrücke und unter einer besonderen Nummer zu Protobkoll zu
geben. Die durch arabische Zahlen zu bezeichnenden Nummern sind in fortlaufender
Reiheusoite forlzuführen. Die Veränderungen der Organe müssen vollständig beschrieben
und nicht in Form von bloßen Urtheilen gekennzeichuet werden. Aus an Beschreibungen
muß sich ergeben, ob die Theile 3z. B. „gesund“, „entzündet“ c.Die Beschreibung erstreckt sich Kiächt auf die Größe, Gltalt“ darbe und Kon-
siftenz der Theile; erst nachdem diese allgemeinen Verhältnisse ermiltelt worden sind, werden
die Theile zerschnitten und weiter beschrieben.

Das Sutachten.S. 3Die Obduzenten haben nach Fai der Obduktion sofort ein vorläufiges
Gutachten über den Fall ohne weitere Begründung zu Protokoll zu geben. Die Krank-
heit, an welcher das Thier gelitten hat, ist ausdrücklich anzugeben. Wenn sich über die
Beurtheilung des Falles eine Meinungsverschiedenheit zwischen dem beamteten Thierarzte
und den von dem Besitzer zugczogenen Sahverständigen ergiebt (vergl. S. 16 des Gesetes)
so ist die abweichende Ansicht der lebteren in das Protokoll aufzunehmen.

In zweiselhasten Fällen und in Fällen, wo weitere Untersuchungen einzelner Theile

nothwendig sind, ist ein besonderer Obduktionsbericht (motivirtes Gutachten) vorzubehallen.wird mit einer kurzen Geschichtserzählung des Falles begonnen. Dann wird
der Inhen des Obduktionsprotokolls oder der dem Protokolle beigegebenen Aukzeichnung

des Befundes, soweit er für die Deurtheiiung der Sache von Bedentung ist, wörtlich
wiederholt. Die Begründung des Gutachtens muß auch für die Nichtsachverständigenverständlich und unter ohliclter Vermeidung technischer Ausdrücke abgefaßt sein.

§. 39.
Wird über die Obduktion mehrerer Thiere nur ein Protokoll aufgenommen, so

müssen in demselben die einzelnen Thiere unter fortlaufenden Nummern aufgeführt und
bei jedem Thiere der technische Befund, sowie das Gutachten (5§. 37 und 38) besonders
vermerkt werden.

Das Obergutachten.

Im Falle erheblicher Meinungsverschiedenheiten zwischen dem beamteten Thierarzte
und dem von dem Besitzer zugezogenen approbirten Thierarzte über den Ausbruch oder
Verdacht einer Seuche, oder wenn aus sonstigen Gründen Zweifel über die Richtigkeit der
bezüglichen Erhebungen des beamteten Thierarztes obwalten, ist sofort ein thierärztliches
Obergutachten einzuziehen (§H. 14 und 16 des Gesetzes).



Gesetzsammlung
das Fürstenthum Rai Aelterer Linie.

 4
„(Ausgegeben am 6. #n 1881)

s-Bekanntmach vom 19.X 1881,
die aestckender Rechte einer milden Stiftung an das „Heinrichs-Siift“

zu Zulenroda betreffend.
Mittelst Hchstandesherrüscer Signatur vom 29. Januar dieses Jahres sind dem

„Heinrichs-Stift“ zu Zeulenroda die Rechte einer milden Stiftung verliehen worden.
ieß wird andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, am 19. März 1881.
Fürstlich Reuß.Pl. Laudesregierung.

Faber.
C. Verthes.

9. Landesherrliche Verordnung vom 4. April 1881,
Bestimmungen Behufs Abstellung einiger in dem Verhalten der aus der

Schule entlassenen Confirmanden und Neuconfirmirten wahrzunehmen
gewesener Mißstände betreffend.

Wir Seinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie, souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 2c.
haben Uns aus Anlaß der Klagen, welche über das Aergernih erregende Treiben der
aus der Schule entlassenen Kinder während der Zeit nach dieser Entlassung und dem

heiligen Oslerfeste laut geworden sind, auf Antrag istres Consistoriumo und Unserer
Laudesregierung bewogen gesunden, zu verarduen, was folgt

So lange die Confirmation am *t* vor Ostlern geschieht, ist für die Zeit
vom Freitag vor diesem Sonntage (Palmarum) ab bis zum Abschlusse der Charwoche
jeden Jahres den Inhabern von Schank= und anderen öffentlichen Lokalen verboten:

12
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a. innerhalb derselben den Aufenthalt solcher Kinder, welche wegen ihrer Con-
firmation aus der Schule entlassen, dieser heiligen Handlung entgegengehen
oder soeben confirmirt sind, ohne Begleitung ihrer Ellern, Vormünder oder
sonstigen Pfleger zu dulden oder gar
 solchen Kindern Brauntwein oder andere Spirituosen in ihren Lokalen zu

verabreichen oder geschehen zu lassen, daß denselben Getränke dieser Art von
den ihrem (der Lokalinhaber) Hausstande Angehörigen oder sonstigen Be-
diensteten verabfolgt werden,

. zuzulassen, daß Confirmanden oder Neuconfirmirte in der oben angegebenen
Zeit das Kegelaufsezen, das Anbieten von Lebensmitteln, Blumen oder an-
deren Waaren, sewie das Tabakrauchen und Kartenspielen in ihren öffent-
lichen Lokalen obgedachter Art vornehmen.

Ebenso verboten ist für die Zeit vom Greitag vor dem Sonntage Palmarum bis
zum Abschlusse der Charwoche jeden Jahres die Betheiligung der in demselben Jahre aus
der Schule entlassenen Confirmanden und Neucoufirmirten an Theatervorstellungen, dekla-

matorischen und musikalischen Aufführungen, am Stellen lebender Dier-, sowie an
anderen S#sttarkeiten, welche an öffentlichen Orten zur Ausführung komme Mitwirkung an kirchlichen und geistlichen Nuftkaufführungen“ in jedoch auch

in der gedichten Zeit nicht untersagt.

Confirmanden und Neuconfirmirken ist verboten, in der Zeit vom Freitag vor
dem Sonntage Palmarum bis zum Schlusse der Charwoche des Jahred, in welchem sie
aus der Schule entlassen sind:

a. der Aufenthalt in Schank= und anderen öffentlichen Lokalen ohne Begleikung
ihrer Eltern, Vormünder oder sonstigen Pfleger,

. das Trinken von Branntwein oder anderen spirituössen Getränken, welche
ihnen in solchen Lokalen von anderen Personen als ihren Eltern, Vor-
mündern oder Pflegern verabreicht werden
das Kegelaufsezen, das Anbieten von Lebensmitteln. Blumen oder anderen
Waaren, sowie das Tabakrauchen und Kartenspielen
die Vetheiligung an den in öffentlichen Lokalen vorkommenden Theater-
vorstellungen, deklamatorischen und musikalischen Aufführungen, an lebenden
Bildern, sowie an anderen Lustbarkeiten.

S

#

Die Eltern, Vormünder und sonstigen Pfleger von Confirmanden und Neu-
confirmirten dürfen weder herbeiführen noch zulassen, daß von denselben in der Zeit vom
Freitag vor dem Sonntage Palmarum bis zum Schluß der Charwoche des Jahres, in
welchem die betreffenden Kinder aus der Schule enllassen sind, die nach den Vorschriften
in 5§. 2 und 3 als verbolswidrig sich darstelenden Handlungen vorgenommen werden.

Zuwiderhandlungen gegen die Ueschemngen des §. 1 werden an den Inhabern
der öffentlichen Lokale, in welchen die Uebertreiungen vorkommen, — Uebertretungen der
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Vorschriften von 88. 2 und 4 an den Veranstaltern der betreffenden Aufführungen und
Lustbarkeiten, bezw. an den Eltern, Vormündern und sonstigen Pflegern von Confirmanden
und Neuconfirmirten mit einer Geldstrafe von 3 bis 60 Mark oder mit Haft bis zu
5 Tagen bestrast.

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen des §. 3 werden an den betreffen-
den Confirmanden oder Neuconfirmirten je nach der Art des Falles mit Verweis oder
Haft bis zu 3 Tagen geahndet.

S. 6.
Gegemwärtige Verordnung trikt mit dem 7. des laufenden Monats in Wirk-

samkeit.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Vollziehung und Vordruckung Unseres

Fürstlichen Insiegels,
Gegeben Greu, am 4. April 1881.

(L. 8.) Heinrich XXII.
Faber.





83

Gesebsammlung
das Fürstenthum * Aelterer Linie.

nnnam*r5% 1881. )
10. Negi 8Bekanntmach vom 9.April 1881,

dieEinführung eines ssichmge Formulars 3zu Heimathscheinenbetreffend.

Der Bundesrath hat zur Auesführung des §. 21 des Geetes über die Erwerb-
ung und den Verlust der Bundes, und Staatsangrhörigkeit vom 1. Juni 1870 (Bun-deogesetzbl. S. 355) unterm 20. Jannar dieses Jahres beschlossen aaß

die Heimathscheite nach dem unten abgedruckten Seonkultee auszuslellen seien

die cuwlgleten eines Geinachiheinen auf einen längeren Zeitraum als
ünf Jahre nicht bemessen werdend

Dies win unter Bezugnahme auf die Negisrungeverorbumg vom 28. März
1872,. betrefend das Rrichsgesetz vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Ver-
lust der Bundes= und Slaatsangeherigkeit, mit dem Bemerken hierdurch zur öffentlichen
Kenniniß gebracht, daß die Bestimmungen der gedachten Verordnung durch gegemvärtige
Verfügung nicht berührt werden

Greiz, am 9. April 1381. ,

Fürstlich Neuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Perthes.

Deutsches Reich.
— Neuß Aelterer Linie)

Heimathschein.
Von delr) unterzeichneten (Fürstlichen Landesregierung) wird dem

(Namen, Stand und Wohnort)
debornennnnn zz-

zum Zwecke des Aufenthalts im Auslande hierdurch bescheinigt, daß derselbe und zwar
13
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durch (Abskammung, Naturalisation c.) die Eigenschaft als (Staatsangehöriger des
Fürstenthums Reuß Aelterer Linie) besitt.

Gegenwärtige Bescheinigung gilt nur auf die Dauer odon Jahren).
Durch diese Fristbestimmung werden jedoch die Bestimmungen der Verträge nicht

berührt, welche deutscherseits wegen Uebernahme von Angehörigen oder vormaligen Ange-
hörigen des Deutchen Reiches mit anderen Staaten abgeschlossen worden sind.

Greiz, den

(Fürstlich Neuß-0 Handesregierung)(Unterschrift.

) Drutsche, welche das Bundesgebiet arrcieste und sich zehn Jahre ong unkerbrechen im Aus-
lande aufballen, vrrlieren dadurch ihre Staatsangehörinkeil. Die vorbezeichnetr Fristw n dem Zeit-
punlte des Austristo aus dem Bundesgebiete odet weim drr Auskiriende sich im bere 5kleehpabie
oder Helmalhscheines befindet, von dem Zeitwunkte des Ablaufo dleser Popiere an gercchnet.unterbrochen durch die Eintragung in die Malrikel cincs u Consulats. * Lauf beginnt von

neuem mit dem auf dic Löschung in der Mari folgenden Taae.
Der hiernach ngen re Verlust der Staatdangehörigkeit ersirectt sich zugleich auf die Ehefrauund die unter ntlch-r ' It stehenden nen Kinder, soweit sie sich bei dem Ehemanne, be-

Mehungswelse Voler21 on “vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verlust der Bundes= und
Staathangehörigei, Bundesgesebblalt S. 355.)

11. Regierungs-Verordnung vom 25. April 1881,
Ausführungsbestimmungen zu dem, Abänderungen und Nachtragsbestimmungen
zu dem Gesetze vom 27. Februar 1873 enthaltenden, Gesetze vom 10. De.

cember 1880 betreffend.

Auf Grund des Gesetzes vom 10. December 1880, enthaltend Abänderungen und
Nachtragsbestimmungen zu dem Gesetze vom 27. Februar 1873, die Grund= und Hypo-
thekenbücher und das Hypothekenwesen betreffend, und zu Auoführung verschiedener Be-
stimmungen dieses Gesetzes wird mit Höchster Genehmigung Sercoissimi verordnel, was
folgt:

Zu Art. II, III und V des Gesegzes.
 e

Wenn Grundstücke der in Art. II und Abs. 2 von Art. III des Gesehes vom
10. December 1880 bezeichneten Art zur Eintragung in die Grund- und Hypotheken-
bücher gelangen, so ist in der zweiten Rubrik der betreffenden Folien als Eigenthümer
einzutragen:

a. von Staatsgütern (Landstraßen, staatlichen Gebäuden u. s. w.) der Staats-
siskus des Fürstenthums Reuß Aelterer Liniec,

b. von Gütern der Kirchen (Kirchengebäuden, Kirchenäckern u. s. w.) die be-
treffende Kirche,
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c. von Gütern der Pfarreien die bezügliche Pfarrei, von Kirchschulgrundslücken
die W Kirchschule, von anderen Schulgrundstücken die betreffendeSchule

S von Hospitälern und Waisenhäusern die juristische Person der bezüglichen
milden Stiftung (z. B. die Stiftung des Waisenhauses zu Grei
von Gütern der Kirchen-, Schul= oder politischen Hruogemeinden die bezüg-
liche Gemeinde,
von Grundstlücken des Fürstlichen Domanial- und Kammervermögens der
jedesmalige Hohe Chef der Aelteren Linie des Hochfürstlichen Reußischen
Hauses.

Insofern in einzelnen Orten des Risipathume noch Gotteskästen im Sinne von
Art. II des Gesetzes vom 10. December 1880 vorkommen d. h. aus kirchlichen und
auherkirchlichen Sammlungen für Armenversorgungszwecke hervorgegangene Stistungen,
und solchen Grundbesip im Fürstenthume zusteht, ist die juristische Persönlichkeil der be-
züglichen Stiftung als Eigenthümer in das für derartige Grundstücke zu eröffnende Solium
einzutragen.

Insoweit aber der orksübliche Ausdruck „Golteskasten“ nur die gleiche Bedeutung
hat mit den Bezeichnungen „Kirchkasten, Kirchenärar“, ist als Eigenthümer der unbeweg-
lichen Vermögensstücke deo sog. Gotteskastens die bezügliche Kirche auf einem für erstere
anzulegenden Folium einzutragen.

*“

=

8.2
Die Vertretung der in 8. 1 bcgeichneten Eigenthümer der ebenda gedachten

Kategorieen unbeweglicher Vermögensstücke in den auf dieselben nach Maßgabe des Ge-
setzes vom 10. December 1880 und 27. Februar 1373 sowie der Ausführungs-Verord-
nungen zu beiden Geseben Bezug habenden Angelegenheiten erfolgt

1. was den in F. 1 bezeichneten Besiher der Staatsgüter anlangt, durch
Fürstliche Landesregierung oder von dieser legitimirte Commissarien,

2. was die ebenda angegebenen Besiber von Gütern der Kirchen, Kirchkasten,
PMarreien und Schulen betrifft, durch das Fürstliche Consistorium oder von
diesem beauftragte Commissarien,

4. was die in F. 1 bezeichneten Besitzer von Waisenhäusern, Hospitälern und
in Sonderheit sogenannten Gotteskasten angeht, durch die oberbehördlich
anerkannte Verwaltung der bezüglichen Stiftungen,
was Kirchen-, Schul= und politische Gemeinden betrifft, durch deren nach
Gesetzen oder anderen maßgebenden Normen bestehende Verkretung,

l# was die dem Fürstlichen Domanial- und Kammervermögen angehörigen
Grundbesitzthömer betrifft, die Fürstliche Kammer in Greiz und, soweit es
sich um Güter des Fürstlichen Schatullvermögens handelt, der mit der Ver-
waltung desselben betraute, den Grund= und Hypothekenbehörden jeweilig
zu bezeichnende Beamte.

*

*

S

D 2 unter 1 bis 4 gedachlen Vertreluugen der ebenda bemerkten Grund-
eigenthümer sind zugleich diejenigen Behörden beziehentlich Personen, von welchen der
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Antrag auf Eintragung der bezüglichen Grundstücke im Grund= und Hypothekenbuche aus-
zugehen hak.

In Ansehung der Grundstücke des Fürstlichen Domanial= und Kammervermögens
ist ein besonderer Antrag von Seiten der zuständigen Vertretung nicht weiter abzuwarten.
Es ist jedoch den Ankrägen Fürstlicher Kammer auf einstweilige Aussehung des Eintrags
einzelner Domanialgrundstücke Seiten der zuständigen Grund= und Hypothekenbehörde
Folge zu geben und ebenso ist von dieser, fallo sich in Bezug auf einzelne solcher Grund-
stücke bei den vorzunehmenden Erörkerungen faklische Schwierigkeiten der Eintragung
herausstellen, unter Vortrag derselben die Entschließung Fürstlicher Kammer in Bezug auf
die Fortsetzung der Eintragsvorbereitung einzuholen.

ad Art. II, III und VII.

8. 4.

Handelt es sich um Anlegung von Folien für dem Staate Mständige öffentliche
Wege, namentlich von Landstraßen, so ist für alle Strecken von solchen, welche in einemund deniselben Flurbezirke hinlaufen, ein gemeinsames Folium in ven diese Ortöflur be-
treffenden Grund= und Hypothekenbuche herzustellen. Auf demselben sind diese einzelnen
Straßenstrecken unter genauerer Bczeichnung derselben, beziehentlich nach ihrer offiziellen
Benennung, unter den Slurbuchenummern aufzuführen, welche dieselben bei der Vandes-
vermessung oder späterhin in den Flurkarten und dem Flurbuche der betreffenden Orts-
flur beigelegt erhalten haben.

5.
Was die Grundstücke anlangt, 9% einer und derselben Kirche, Pfarrei oder

Schule, einer und derselben Stiftung eigenthümlich sind, so ist von der Grund= und
Hopothekenbehörde, in deren Bczirke die bezüglichen Kirchen., Pfarr., Schul- oder Stif-
tungsgebäude gelegen sind, beziehentlich in deren Bezirke die betreffende Stiftungsver-
wallung ihren Sih hat, sorgfältig dahin zu wirken, daß die betreffenden, einer und der-
selben juristischen Person eigenthumlichen Grundstücke, soweit dies irgend nach den ein-
schlagenden Verhältnissen und Vorschriften räthlich ist, ein und dasselbe Folium im Grund-
und Hypothekenbuche und zwar, soweit als thunlich, in demjenigen erhalten, das sich auf
die Orlöflur bezieht, in welcher sich die gedachten Gebäude befinden.

Selbskverständlich sind jedoch hierbei die in Bezug auf die Dinzuschlagung onGrundslücken zu einem Gnnontkerörpe, beslehenden, besonders die in 63b
mit 65 des Gesetzes vom 27. Februar 1873 und in F. 28 der noineSn

zu diesem Gesebe vom 13. Juni 1873 gegebenen Vorschriften zu beobachten. Eventuell
ist der in S. 156 desselben Gges enthaltene Bestimmung nachzugehen.

Dieselben Vorschriften und die in P. % deß soeben angczogenen Gesebes erlheilte
sind von den Grund= und Hypothekenbehörden aber auch dann mit besonderer Genauig-
keit in's Auge zu fassen, wenn der in Art. VII des Gesetzes vom 10. December 1880
behandelte Fall vorliegt.

In demselben Falle sind übrigens unter den im bezeichneten Arlikel gebrauchten
Ausdrücken „Trennstücke“ und „Spaltstücke" nicht nur bloße Abschnikte von Flurparzellen,
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von größeren Grundstücken, sondern auch solche selbst zu verstehen, insofern sie der Los-
lösung von einem bis dahin vorhandenen Grundstücksverbande unterliegen.

Was die besonders so genannten Kammergüter anlangt, so sind nur diejenigen
Grundstücke des Fürsltlichen Kammervermögens, welche in einer und derselben Ortsflur
mit den Kammergutegebänen gelegen sind — mit Ausschluß jedoch aller Grundstücke der
in den 5§. 8, 9 und 13 dieser Verordnung bezeichneten Gattungen — mit den gedach-

ten Gebäuden auf einem Folium ringutragen und zwar solchenfalls unter Beobachtung der
im F. 156 des Gesehes vom 27. Februar 1873 enthaltenen Vorschriften, solange nicht
von Seiten Fürstlicher Kammer Amnäge“ er in §. 62 des soeben angezogenen Gesetzes
ausgedrückten Richtung erhoben werden, welchen solchenfalls unter Beobachtung der in den
§5§. 63 bis mit 65 desselben Gesehes enthaltenen Beslimmungen Folge zu geben ist, und
soweit nicht aus den einschlägigen Gesetzen herzuleitende Bedenken anderer Art der Beobacht-
ung der im Eingange angegebenen Regel etwa entgegenstehen.

Für die dem Fürstlichen Domanial- und Kammervermögen zugehörigen, in den
Karten und Flurbüchern der einzelnen Ortsfluren, in welchen sie gelegen sind, mit be-
sonderen Flurbuchsnummern bezeichucten resp. noch zu bezeichnenden Abschnitte der Fluß-
beiten des Elster= und Saaleflusses werden besondere Folien in dem betreffenden Grund-
und Hypothekenbuche angelegt.=

Insoweit einzelne Abschnitte des Elsterflußbelts auf den für die Domanialforst-
reviere bestehenden Karten miteingezeichuet und auf denselben als Abtheilungen des resp.
Forstreviers nummerirt sind, behält es dabei sein Bewenden, wenn sich Fürstliche Kammer
nicht selbst für Ausscheidung der EFlußbettsabschnitte aus den Zubehörungen des betreffen-
den Forstreviers und für Eintragung der betreffenden Flußbektparzelle auf einem Folium
des Grundbuchs der nächstgelegenen Ortsflur enlscheidet. Ist in letzterem solchenfalls einem
zum Fürstlichen Domanialvermögen gehörigen Elsterflußbettabschnitte schon ein Folium er-
öffnet, so wird auf diesem auch der einem Forstreviere zugetheilt gewesene Flußbettabschnitt
mit der betreffenden Nvierabtheilungomummer unter Bezeichnung des Forstreviers, dem er
zugerechnet wird, eingetragNach den im Frsi# ’ dieses Paragraphen ausgedrückten Grundsätzen wird in
Betreff der dem ZFärstlichen Kammervermögen angehörigen Bachbelten und künstlichen

Wassergerinne verfahren, soweit diese Wasserlaufsbelten auf den Karten und in den Flur-
büchern einer Ortsflur als Flurparzellen bezeichnet sind und nicht als wirthschaftliche Zu-
bebörungen der Grundstücke eines Kammerguts oder als Zubehörungen eines Domanial-
forstreviers anzusehen sind.

8. 9.
Die Gesammtheit der in einer und derselben Ortsflur gelegenen, dem Haus.,

Domanial= und Familiengute des Fürstlichen Hauses augeorigen Scholer und der mitWohnungsräumen versjehenen sonstigen Gebäude, soweit letztere resp. mit gewissen Zube-
hörungen der Fürstlichen Hofhaltung oder Hofwirthschaft selbstständig ¾P A einem besonderen

Zwecke dienen, erhält beziehentlich mit den ihrer Bestimmung nach dazu gehörigen
Grundstücken des Fürstlichen Kammervermögens ein und dasselbe Folium im Grundbuche
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des Ortes, mit dessen Flur die betreffenden Immobilien bei der Landesvermessung aufge-

nommen a#lndDem Fürstlichen Kammervermögen angehörige Grundstücke der in S§. 7, 8 und
13 bezeichneten Gattungen bleiben selbstverständlich von dieser Bestimmung ausgenommen.

8. 10.
Für einzelne oder auch für mehrere zum Fürstlichen Kammervermögen gehörige

Forstreviere ist von der Grund= und Hypothekenbehörde, unter deren Gerichtsbarkeit die-
selben gehören, nach den von Seiten Fürstlicher Kammer zu erwartenden s#egellen An-

trägen 6 ein Folium ein Grundbuche anzulegen.
Dieses Folium erhält seinen Platz in dem Grundbuche eines zunächst glcgenenOrtes unter der nämlichen Gerichtsbarkeit, dessen Wahl, wenn der Orte, an deren Flur das

betreffenden Forstareal angrenzt, mehrere sind, der O#n. und Hypothekenbehörde selbst
überlassen ist.

 r
Die Bestandtheile und Zubehörungen der Forstreviere sind in der ersten Nubrik

des Foliums nach den Bezeichnungen aufzuführen, unter denen sie in den vom Fürstlichen
Katasterbureau gehaltenen bezüglichen Gütterzelteln und sonstigen katastermäßigen Nach-
weisungen geführt werden.

Diese Bezeichnungen vertreten die Stelle der bei andern Grundstücken, welche Zu-

bebörungen eines Grundstückskörpers bilden, nach S§. 157, 170 des Gesetzes vom 27. Ne-bruar 1873 in der ersten Rubrik einzuschreibenden Flurbuchsnummern.
1n dem Folium, auf welchem ein Forstrevier oder eine Mehrzahl von solchen

eingetragen werden, sind nach der Nummer des Foliums und der Bezeichnung des be-
treffenden Grundstückskörpers nach seiner Gatlung und offiziellen Bencnnung (59. 150
und 170 des Gesetzes vom 27. Februar 1873) die Namen der einzelnen Neviere, sowie
der Abtheilungen des einzelnen Reviers und die zur weiteren Unterscheidung der lehleren
in den katastermäßigen Nachweisen benützten Ziffern anzugeben.

§. 12.
Die bei dem Katasterbureau über die durch staatliche Vermessung festgestellten

Flächengehalte, über Grundsteuer-Einschätzung und Katastrirung der Domanialforsten vor-
handenen, vor dem Beginne der Einschreibung dieser Besihungen des Fürstlichen Kammer-
vermögens in die Grundbücher genau zu ergänzenden Nachweisungen werden in abschrift-
lichem Auszuge mit der Bestimmung, die in S. 55 der Ausführungs--Verordnung vom
13. Juni 1373 gedachten Flurbuchsauczüge zu vertreten, an die Grund= und Hypotheken-
behörden des Landes mitgetheilt. Letztere haben diese Auszüge zu verwahren und nach
den darauf bezüglichen, vom Katasterbureau ihnen zugehenden Nachrichten zu ergänzen.

Von den künftig betreffs der Arealbestände der Domanialforstreviere und der
Unterabtheilungen derselben eintretenden Veränderungen wird, auch soweit dieselben nicht
in freiwilligen Abspaltungen, Expropriationen oder Neuerwerbungen ihren Grund haben,
dem Katasterbureau und den Amtögerichten als Grundbehörden der Domanialforstreviere
Seiten des Fürstlichen Forstdepartements von Zeit zu Zeit sachgemäße Kenntniß gegeben.
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8. 13.
Dem Fürstlichen Domanial- und Kammervermögen zugehörige Forsthäufer und

solche zugleich mit Gebäuden versehene Grundstücke, welche zu gewerblichen Etablissements
dienen, sind von der Grund= und Hypothekenbehörde in der Regel nicht und nur dann
als Zubehörungen eines Forstreviers, in dessen Nähe sie gelegen sind, zu behandeln, wenn
dies Seilen der Fürstlichen Kammer auedrücklich beantragt wird.

Im Mangel eines solchen Antrages ist bei Eintragung von Domanialgrundstücken
der vorbezeichneten Art nach den bezüglich der Kammergüter in §. 7 gedachten Grund-
sätzen unter siungemäßer Anwendung derselben zu verfahren.

14
Sollen in neuerer Zeit für das Fürstliche Domanialvermögen erworbene Felder,

Wiesen, Huthungs-, Trich- oder andere Grundstücke, welche bisher Vestandtheile einer
Ortoflur resp. mit dieser vermessen waren, nach dem Antrage Fürstlicher Kammer als
Zubehörungen eines Domanialforstreviers eingetragen werden, so ist im ersten Eintrage
diese Zugehörigkeil hinter der Angabe der einzelnen Abtheilung des Forstreviers, welcher
sie zugewiesen werden, unter Aufführung der einzelnen Parzellen mit Bezeichnung der
Orteflur, der sie bisher angehörten, und ihrer bisherigen Flurbuchsnummern besonders
zu bemerken.

Bei späteren Hinzuschlaqungen sind die im Allgemeinen bestehenden Vorschriften
maßgebend, ohne Unierschied, ob das binzugeschlagene Grundstück als Zubehörung auf
dem Folium riuese andern Grundslücks eingetragen gewesen und erst von letzterem abge-trennt wordeniWird Wher ein mit einem eigenen Folium im Grundbuche versehenes Grund-

stück ale Zubehörung auf dem Folium des Forstreviers eingetragen, zu welchem es hinzu-
geschlagen wird, jo ist das bisherige besondere Folium im Grundbuche mit Angabe des
Grundes zu schließen.

8. 15.
Soll aber ein mit Reallasten beschwertes Grundstück, ohne daß es von diesen

vorher auf zulässigem Wege befreit wird, zu einem Domanialforstreviere hinzugeschlagen
werden, so ist der in F. 65 des Gesetzes vom 27. Februar 1873 ersichtlichen Vorschrift
nachzugehen und deshalb, solange die Reallast besleht, die frühere Besonderheit des be-
lasteten Grundstücks auf dem Folium des Forstreviers durch entsprechende Bemerkung, welche
die frühere Ortsflur und Flurbuchsnummer des Grundstücks beziehenklich auch das frühere
Folium desselben anzugeben hat, in geeigneter Weise evident zu erhalten.

Bei Ueberschreibung der Folien für Domanialforstreviere aus dem Entwurfe in
das Grund= und Hypothekenbuch ist darauf Bedacht zu nehmen, daß in der ersten Rubrik
eine Mehrzahl leerer Blälter für spätere Hinzuschlagungs= und etwaige Abschreibungs-
Einträge aufgespart bleibe.

8. 17.

Auf jedem Folium, welches ein dem Fürstlichen Domanial= und ammervermähenangehöriges Grundstück betrifft, ist die nach Maßgabe von § o. 2 und §. 170 d
Gesetzes vom 27. Februar 1873 in der ersten Rubrik zu bemerkende besondere rhue
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Eigenschaft des Grundstcks mit der Bezeichnung „Haus-, Domanial· und Familiengutdes
Fürstlichen Hauseo“ (el. §. 17 des Gesehes vom 28. März 1867) auszudrücken.

S. 18

Insoweil nach Art. VI des Gesetzes vom 10. December 1880 die Eintragung
eines Besitlitels auf dem Grundbuchsfolium, welsches für ein Grundstück der in Art. II
und Abs. 2 von Art. 1I1 desselben Gesetzes bezeichneten Kalegoricen angelegt wird, in Frage
kommt, kann auch bezüglich einzelner Bestandtheile eines Grundstückskörpers, welche zu dem-
selben durch Miteintragung auf einem und demselben Folium hinzugeschlagen werden, die
dem Gericht bekannte besondere Erwerbeark in der zweiten Rubrik bei dem Besiher-Ein-
trage in angemessener Weise bemerklich gemacht werden. Der Eintrag kann solchenfalls
beispielsweise solgendermaßen lauten:

„Die Parrei zu N ist Eihenthüneri des Gutes - erwarb das darunter be-griffene, aus den Parzellen Uür. des rbuchs füt.. ... ...
beslehende Grundslck von N. N. um den Preis d ......... vermöge
Kanfe u. s. w.“

9.Insoweit im Vorstehenden für die — von Grundstücken der in Art. 1I
und Abs. 2 von Art. III des Gesetzes vom 10. December 1880 bezeichneten Gattungen
in das Grundbuch und für das bezügliche Verfahren der Grundbehörde nicht besondere
Vorschriften ertheilt sind, kommen, vorbehaltlich weiterer besonderer Anordnungen, die sich
in Bezug auf die Modalität der Verbuchung und die weitere grundbücherliche Behand-
lung der Grundstücke fraglicher Art noch als angemessen darslellen möchten, die im Allge-
meinen aus dem Gesehe vom 27. Februar 1673, der Ausführungsverordnung dazu vom
13. Juni 1873 und späteren Abänderungs= und Zusaybestimmungen sich ergebenden
Normen, insofern dieselben nicht nach den Vorschriften des Gesetzes vom 10. December
1860 als auögeschlossen erscheinen, auf das bezüglich der eingangsgedachten Grundslücks-
kategorieen zu beobachtende Eintragungs-Verfahren zur sinngemäsßen Anwendung.

Gegenwärtige Vererdnungteirit mit dem Tage ihrer Publikation in Kraft.Greiz, den 25. April
Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.

Faber.
C. Perthes.



Gesebssammlung
das Fürstenthum *euß Aelterer Linie.

a6.
(Ausgegebe am io. Mai 1881.)

2. Negierunge, Verordnung vom 26. Aprilbandern einiger Bestimmungen der zur Ausführung des alteageseges
vom 2. Juli 1879 über die Zwangsvollstreckung wegen gewisser Geld= und
Naturalleistungen im Verwaltungswege erlassenen Verordnung vom

28. Juli 1879 betreffend.

Mit Lerenissimi Höchster Genehmigung wird, nachdem die Abänderung einiger
Bestimmungen der zur Ansführung des Landeogesehes vom 2. Juli 1879 erlassenen Ver-
ordnung vom 28. Juli 1879 sich als wünschenswerth gezeigt hat, auf Grund von §. 19
des gedachten Gesees sowie auf Grund von F. 41 des Landesgesetzes vom 16. April
1879 verordnet, was folgt:

S. 1.
Für die Ausfer tigung der schriftlichen Mahnung wird von derVollstreckungs-

behörde eine Gebühr dann nicht berechuet, wenn die Behändigung derselben durch einen
Gerichlsvollzieher erfolgt.

Für die Behändigung der schriftlichen Mahnung sind, sofern diese durch einen
Gercchtsvollzieher bewirkt wird, als Gebühr, wenn der eingemahnte Betrag nicht mehr als3 M. ausmacht, mehr nicht als 20 Pfennige, bei einem Betrage

von mehr als 3 H. bis 20 N. einschließlic . 30 Pfennige
von mehr als 20 A. bis 50 M. einschließlich 50 Pfennige
von mehr alo 50 M. bis 75 M. einschließlich . 75 Pfennige
von mehr als 75 A. bis 100 A. einschließlich. . . . I Mark

zu berechnen.
Uebersteigt der den Gegenstand der schriftlichen Mahnung bildende Betrag das

Maaß von 100 UM., so können für jede aigesannn oder volle 25 M. mehr weitere20 Pennige alo Getühr in Ansatz gebracht we
ie betreffende Gebühr wird vom ch#nollshe, der die schriftliche Mahnung

behändigt, berechnet und erhoben.
§. 2.

Geschieht die Behändigung der schriftlichen Mahnung nicht durch einen Gerichts-
14
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vollzieher, so hat die —“JJ dafern sie eine staatliche ist, die Obliegenheit,die in 8. begzeichnete Gebühr für Ausfertigung der schriftlichen Mahnung zu
berechnen und auf derselben als einen an die Kasse der betreffenden Behörde zu erlegen-

den dara bemerklich zu machen.Behändigungsbeamte bat die bezügliche solchensalls für die betreffende Kasse
zu aes Gebühr für diese einzuheben und im Zahlungsfalle an dieselbe abzuliefern.

Postboten trifft diese Verpflichlung natürlich nicht.
. 3.

Betrifft die schriftliche Mahnung rücständige Leistungen der in F. 1 des Gesetzes
vom 2. Juli 1879 unler Ziffer 5 bezeichneten Art, ferner solche Sporteln der Gerichte,
welche durch Ausübung der streitigen Gerichtsbarkeit zur Entstehung gekommen sind, oder
die Sporteln anderer Behörden des Landes, — soweit dieselben nicht in Baupolizeisachen,
einem Ablösungs= und Enteignungsverfahren, endlich für Arbeiten des vandesgeometers
oder Katasterbureaus erwachsen sind —, so ist der Gerichtsvollzieher, welcher die schrift-
liche Mahnung an einen Schuldner behändigt, dessen Wohnsitz oder Aufenthalt sich nicht
am Orte des dienstlichen Wohnsites des betreffenden Gerichksvollziehers befindet, nicht
besugt, für den Weg, welchen er zur Erreichung des Schuldnero zurückzulegen hat, diesem
oder der Staatekasse Reisekosten irgend welcher Art in Ansah zu bringen.

Bezieht sich die schristliche Mahnung aber auf rückständige Leistungen der in §. 1
des Landesgesetzes vom 2. Juli 1879 unter Ziffer 1, 3, 4 und 6bezeichneten Art, ferner
auf Gerichtskosten, welche durch Ausübung der freiwilligen Gerichtobarlkeit entstanden sind,
oder solche Sporteln anderer Staakobehörden, wie siein vorstehendem §. 3 unler den dort her-

vorgehobenen a#lonahmeen sin ausgeführt finden, so hat, wenn der betreffende Schuldnermehr als 2 Kilometer von dem dienstlichen Wobnsie des die Behändigung der schriftlichen
Mahnung urglinmee Gerichtsvollziehers entfernt wohnt, dieser neben der Mahngebühr

auch Reisekosten, jedoch nur nach dem Maßslabe von 5 Pfennigen für jedes angefangene
oder vollendete Kilometer des von dem dienstlichen Wohnsitze des Gerichksvollziehers nach
dem Aufenthaltsorte des Schuldners zurückgelegten und von da heimwärts ausgeführten

eges und auch diese nur dann zu berechnen, wenn der einzumahnende Rücksland den
Betrag von 8 Mark übersteigt.

Jeder Behandigungsbeamte, der eine erechnete Mahngebühr vereinnahmt, und
jeder Gerichtövollzieher in Sonderheit, der eine elwa neben dieser zum Ansatze kommende
Wegegebühr erhebt, ist verpflichtet, über den Empfang der dabei deutlich nach Art und
Velrag zu bezeichnenden Gebühr dem zahlenden Schuldner einc auf die schriftliche Mah-
nung beziehentlich auf deren Rückseite zu seende Quittung zu ertheilen.

Insoweit die in den 55. 1 bis mil 5 vorstehends enthallenen Bestimmungen von
den in S§. 2 und 8 derRegierungs Verordnung vom 28. Juli 1879 erlassenen Vor-
schriften abweichen und beziehungsweise in Rücksicht auf bestimmte Vollstreckungobehörden
(vergl. §. 2) etwas Anderes an deren Stelle setzen, treten die lehtgedachten Vorschriften
mit Publikation der gegenwärtigen Verordnung außer Wirksamkeit.
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Die Ertheilung der zur Ausführung dieser Verordnung dienlich scheinenden An-
ordnungen bleibt dem Instruktionswege vorbehalten.

Greiz, den 26. April 1881.

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Perthes.

1 A. .. 4 *½ n 30. April13.Besind nszu erleichterter Handhabung 9% Beppoliebelslchalt ete
vom 10. Juni 1869 im stenerlichen Interesse betreffend.

Mit Bezugnohme auf diedieVekanntmochungFürstlicher Regierung vom 29. De-
cember 1869 und unter Hinweis auf die darin namentlich auch wegen Anwendung von
 21 des Bundesgesetzes vom 10. Juni 1869 ertheilte allgemeine Anweisung wird hier-
it weiterhin das Folgende verfügt:

Die Notare des Fürstenthums und diejenigen Gerichtsschreiber, welche nach SF. 35
des Landes-Gesetzes vom 16. Apririlô1679. mit der Aufnahme von Wechselprotesten befaßtwerden, haben in den hierbei nach F.88der deutschen Wechselordnung zu nehmenden.beglaubigten Abschriften der dem Prolest anesmndch Wechsel und Anweisungen nicht
nur die Stelle dieser Papiere, an welcher die Stemnpelmarke aufgeklebt worden ist, und
den Werthbetrag derselben deutlich zu bezeichnen, sondern auch die Art und Wrise der

Kassation durch genaue Wiedergabe des o erte ersichtlich zu machen.
War zur Zeit der rücklichtlich des Wechsels oder der Anweisung vor sich gehenden

Protesterhebung eine Stempelmarke auf dem betreffenden Papiere überhaupt nicht aufge-
klebt, so ist dies unter der Abschrift desselben, die mit der Protesturkunde verbunden wird,
vom Notar beziehentlich Gerichtsschreiber miltlelst ausdrücklicher Anfuhrung deo Umstandes,
daß eine Wechselslempelmarke nicht auigeklebt gejunden worden sei, bemerklich zu machen.

n nach Maßgabe von 8. 18 den Wechlelstenesstenergefees vom 10. Juni
1500“ in n mit §. 35 des Zollstrasgesetzes vom 1. Mai 1838 der Fall ein-

ril!l, daß die Untersuchung einer Wechselstempelhinterziehung nicht von der betreffendenSenleronb den sondern von ceinem Gerichte des Landes geführt und durch dieses die
estrasung der alo vorliegend erkannten Hinterziehung ausgesprochen wird, so hat die

Gerichtsschreiberei des betreffenden Gerichts den einfachen Betrag der im betroffenen Falle
hinterzogenen ——e•een da dieser neben der geseblichen Geldstrafe zu ent-

richten ist, in die das Strafverfahren betreffende Kostenberechnung — durch besondereAufführung rnt der Summe der Auslagen — mit aufzunchmen und den vom Schuld-

ner darnach erlegten oder im gesetzlichen Beitreibungsverfahren von ihm eingehobenen be-
züglichen Geldbetraß, wenn dem Gerichte das stempelpflichtige Papier (Wechsel, Anweisung
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sprechenden Stempelmarke, außerdem durch Kassation einer solchen zu den betreffenden
Gerichtsakten unter Beistaung lEhermäer nachrichtlicher Bemerkung zu verwenden.Greiz, den 30. April

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregicrung.
Faber.

C. Porthes.

14. Nachtrags-Verordnung vom * Mai 1881,zu der Regierungs-Verordnung vom 2. September 1879, die Dienst- und
Geschaftsverhaltnisse der Gchralhche betreffend.

Mit Serenissimi HöchstereGenehmigung wirduu Grund von §. 41 des Aus-
führungegesetzes vom 16. April 1879 zum Gerichts-Verfassungsgesetze beziehentlich unter
Rückbezug auf 8. 59 der Regierungs-Verordnung vom 2. September 1879 theils in
Abänderung theils in Ergänzung derselben hiermit verorduct, was jolgt:

S. 1.
Der lette Absatz von F. 22 der ebengedachten Verordnung, wörtlich lautend:

„Aus derselben empfangen die Gerichtsvollzieher noch einc besondere Vergütung
ür ihre amtliche Thäligkeit in Bezug auf diejenigen Versleigerungen, welche von
ihnen im Zwangsstreckungswege ausgeführt werden, unter der Bezeichnung einer
Zählgebühr, welche sich nach dem Maaßstabe von 2 Pfennigen für je hundert
fennige des zur Ablieserung kommenden Baarerlöses berechnet.“

kommt in Wegfall und es treten an dessen Stelle die nachfolgenden Bestimmungen:
Aus derselben (der Vandeskasse) empfangen die Gerichtsvollzieher noch eine be-
sondere Vergütung für ihre amtliche Thätigkeit in Bezug auf diejenigen Ver-
steigerungen, welche von ihnen im Zwangsvollstreckungswege ausgeführt werden,
unter der Bezeichnung einer Zäbloebüh r.

Diese berechnet sich bei einem Wrsinernaccriose bis zum Betrage von
100 M., nach dem Maaßstabe von 2 vom Hunder

bei einem Betrage des Erlöses von mehr als * M. bis zu 300 M. mit

2 M. 50 Mf.,

bei einem aiübres- des Erlöses von über 300 M. bis zu 500 M. mit3 M. —

be einem Veirage des Erlöses von über 500 M. bis 1000 M. mit 4 M.
0 PMe,

bei einem Betrage des Erlöses von über 1000 M. bis 5000 M. nach

dem Maaßstabe von ½ vom Hunder
bei einem Betrage des Erloses von über. 5000 M. nach dem Maaßstabe
von ½ vom Hundert.

8. 2.
Für die in Strafsachen nach Maaßgabe von S. 19 Ar. 2 der Verordunng vom
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2. September 1879 vorlomm enden Dienstverrichtungen der Gerichtsvollzieher werden an
Gebühren von denselben berechn

u. für die Verzaltng. ebenso für die vorläufige Festnahme einer Person mit
Einschluß der Vorführung des Verbafteten oder Festgenommenen 9 Mark,
jedoch, falls das Geschäft (mit Ausschluß der Zeitdauer der ekwa nöthig ge-
wordenen Reise) einen Zeitaufwand von mehr als 2 Stunden in Anspruch
nimmt, für jede angefangene weilere Stunde noch 1 M., keinesfalls jedoch
mehr als15 M.;

. für die Vorführung einer Person, falls sie nicht im Zusammenhange mit
einer Verhafluug (8. 4#5 der Strafprozeßordnung) oder einer Festnahme
(8 128, 129, 211 St.-P.-O.), sondern in ührung eines besonderenVorführungsbesehls (5§. — 135, 229, 370, 371, 427 St.-P..O.)
wider Beschuldigie, Anzellagte oder n (5.155 B. P.-O.) erfolgta.
die sich nach der Vorschrift unter lit. a. bemessende Gebühr;
für die zwangsweise Vorführung eines Zeugen (F. 50 St.-P.-O.)5M..,
jedoch, falls das Geschäft (mit Ausschluß der Zeildauer einer elwa nöthig
gewordenen Reise) mehr alb 2 Stunden in Anspruch nimmt, sür jede über-
schießende Stunde noch 1 Mark, keinesfalls jedoch mehr als 10 Mark;

. für eine Durchsuchung im Falle sowohl von §. 102 als von F. 103 der
Strasprozeßo#rdnung die unter lit. b. vorslehends geordnete Gebühr;

. für die zu Ausführung einer Beschlagnahme oder der Wegnahme eingezogener
Gegenstände dienenden Handlungen die in F. 6 der Reichögebührenordnung
für Gerichlövollzieher festgesebte Gebühr.

Eine solche kommt natürlich nicht in Ausatz, wenn die Beschlagnahme
durch den Gerichtsvollzieher eiwa auf Grund von F. 108 der Strasprozeß-
ordnung vorgenommen ward.

“*s*

S

3.
Hat der Gerichtovollzieher im achr eines Staatsanwaltes oder Richters die

Einziehung einer mündlichen Erkundigung besorgt oder eine andere der in F. 45 der Ge-
schäftbamweisung für Gerichtsvollzieher näher bezeichneten Verrichtungen ausgeführt, so
kann er, falls der zu dem Geschäfte erforderliche Zeitaufwand mehr nicht als ½ Stunde
betrug, eine Gebühr von 50 Pfennigen berechnen.

Hat die Geschäftsausführung (mit Auoschiuß einer bierzu nöthig gewesenen Reise)
eine Zeit von mehr als ½ Stunde nothwendiger Weise in Auspruch genommen, so
können für jede überschießende halbe Stunde des nöthigen Zeitanswands je 50 Pig. mehr
in Ansatz gebracht werden, jedoch nur bis zu einem Gesammtböchstbetrage von 32 M.

Für die im Auftrage einer Staatsanwaltschaft oder eines Gerichts (Nichters) vor-
genommene Anschlagung eines hierzu ausgefertigten Schriftstückes (Ladung, Urtheilsaus-
ferligung u. s. w.) ist vom Gerichtovollzieher eine Gebühr von keineslalls mehr als
50 Pfennigen, ebensoviel für die Abnahme eines im gleichen Auftrage erfolgten Anschlages
mit Einschluß der bezüglichen Beurkundungen zu berechnen.

Soweit die Bestimmungen in 55. 2 und 3 der Vegenwärligen Verordnung von
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denjenigen der Verordnung vom 2. September 1879 abweichen, haben die lehteren als
aufgehoben zu gelten.

8. 5.
Die gegenwärtige Verordnung kritt mit dem 1. Juni 1881 in Kraft.
Greiz, den 4. Mai 1881.

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Verthes.



Gesctzsammlung
das Fürstenthum Neuß Aelterer Linie.

(Ausgegeben am 23. ¾q% 1881.)

15. Negierungsberorduung vom 24. Mai
den Sitz der Prüfungsbehörde für die nr inn buf —i
Mit Serenissimi Hochster Genehmigung wird unter Vezugnahme auf die, die Prüfung

der Apothekergehülsen betreffenden, vom Reichskanzler unterm 13. November 1875 im
Centralblatt für das Deutsche Reich vom Jahre 1875 bekannt gemachten Veschlüsse des
Bundesraths hiermit bestimmt:

Einziger Paragraph.
Der Sitz der Prüfungsbehörde des Fürstenthums für die Apothekergehülfen ist in

Greiz.
Greiz, den 24. Mai 1881. ·

Filksllnh Revis-Pis. Landesregierung.aber.
C. Perthes.

A. Regierungsverordnung vom 30. Mai 1881,die Gebih kr gewisse geometrische Arbeiten des Gabdesgchmlsen betreffend.
Mit Höchster Genehmigung treten mit dem 1. Juli l. Is. an die Stelle der in

der Anfuge A der Regierungsverordnung vom 30. Januar 1866 für gewisse geometrische
Arbeiten, welche gegemwärtig durch den Landesgeometer oder einen zu dessen Vertretung
bestellten Beamten auszuführen sind, gegebenen Bestimmungen der Gebührensätze — un-
ter Aufrechterhaltung übrigens des in Abschnitt 6 Absah 2 der Regierungoverordnung
vom 16. März 1871 Festgesetzten —diejenigen Tax.Vorschriften, welche sich in der An-

lage A — Verordnung ausgedrückt finden.
Die unter 1 und unter U## bis mit c, sowie &amp; der Anlage bestimmten Ge-

bührensähe finden Anwendung, gleichviel ob die bezüglichen Arbeiten durch die ge-
seblich vorgeschriebene alljährliche Grenzrevision (ogs. Justruktion für die Feldgeschworenen

7 Absatz 2 und 3) oder durch besonderen desfallsigen Antrag eines Betheiligten ver-
anlaßt worden sind.

15
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Die Kosten "1E Anschaffung der Grenzsteine fallen selbstverständlich nicht unter
den Begriff der in der An*4 unter III enthaltenen Gebhrensähe.Greiz, den . Mai 1

Furstlich Maußt, Landeeregierung.
 “#.„ C. Perthes.

A.

Gebührentaxe
für die behufs Erhaltung der Uebereinstimmung von Karten, Grundbüchern

und Katastern mit der Wirklichkeit sochwendige technischen Arbeiten.

I. Erhaltung der durch die Landesvermessung festgestellten Grenzen und deren Be-
zeichnung:
a. für Wiederherstellung eines unkenntlich gewordenen Grenzpunktes mit einfacher

Controle kommen in Ansa
1 Mark 50 Pig.;

b. für jede an sich wochwerbige oder lendine weitere Controle eines wiederbe-
stimmten Grenzpunktes werden, hrb

. für auf desfallsigen Antrag arsgeposeninePrüfung der Richtigkeit eines angeb-
lich unrichtig angebrachten Grenzzeichens kommen in Ansatz

2 Mark.

. Aufnahme und Nachtragung neuentstandener Grenzen:
##. bei Verlagung und Aufnahme einer neuentstandenen Eigenthumsgrenze, sowie
b. bei Verlagung und Aufnahme einer durch Correktion einer unzweckmäßigen Grenze

. Grkadelcgung einer verschlungenen Bachgrenze 2c.) entstandenen neuen
Grenze werden berechn2 Mark für die Eumte der bezüglichen Arbeilsaussührung im Freien;

C. für n der Gebäude und Hofflächen eines Industrieetablissememts lommen
Mark für die Stunde der bezüglichen Arbeitsansführung im Freiend. für Mstenme einer neuen Hofraithe kommt

1 Mark

-— —

—

P. für Aufnahme eines neuen * veränderten einzelnen Gebäudes kommen
5 Pig.

in AnsatzI. für die bit besonderen Antrag aus Anlaß von Grundslückstheilungen, Grund-
slückozusammenlegungen u. s. w. vorgenommenen Vermessungen und Aufnahmen
werden

2 Mark für die Stunde der bezüglichen Arbeitsausführung im Freien
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g. für die durch die unter lit. a, h und svorstehends bezeichneten Geschäfte be-
dingte Stubenarbeit wird

1 Mark pro Stunde
berechnet.
 Kommen die unter a, b und gedachten Arbeiten des Landesgeometers außer-

halb der Stadtflur Greiz vor, so werden der Zeitdauer der bezüglichen Arbeit
im Freien 1 bis 2 Stunden als der durch behufige Wege erforderte Zeitaufwand
hinzugerechnet.In den im Vorstehenden bemerkten Gebühren ist die volle Entschädigung des
Technikers (für Arbeit, Zeitaufwand und Reisefosten), der Lohn für Keitenzieher
und die Vergütung an Feldgeschworene, nicht aber die Gebühr der lebteren für
Seben der Lagsteine inbegriffen.

III. Neuversleinung bereits aufgenommener und Versteinung neuentstandener Grenzen:
u. für Sehung eines Flurgrenzsteins werden

jennige
erhoben, welche von den betreffenden Gemeinden zu gleichen Theilen zu tragen
und unter die betreffenden Feldgeschworenen zu vertheilen sind;

Hfuür Sehung eines Steines an Landes-, Kammer-, Pfarr--, Schul. und Ge-
meinde-Eigenthumsgreuzen werden, wenn derselbe vorschriftmäßig behauen ist,

ennige
berechnet, wovon 23 aus der betreffenden Kasse, ½ von dem betreffenden
Privatangrenzer zu erheben sind, welchem lehzteren außerdem noch der Traus-
port des zu setzenden Steines an den Ort seiner Vestinmung beziehentlich die
Uebertragung des dadurch entstehenden Aufwandes obliegt.

. dr Setzung eines Privalgrenzsteines sind
ennige

von den betreffenden Angrenzern gemeinsam zu gleichen Antheilen zu bezahlen.
Wenn mehr als 5 Sleine zu gleicher Zeit zu setzen sind, so können die vor-

stehends bemerkten Gebührensätze, je nachdem die Entfernung der zu inx¾½“den Grenze kürzere oder weilere Wege verursacht, um 33 ½8 0 bis 50
ermäßigt werden.

8-Bekaunt vom 3. Juni 1881,betreffend wei und Ergänzung deshna Reglements für die
Eisenbahnen Deutschlands, sowie der Bestimmungen über die Befähigung

von Bahmpolizeibeamten und Lokomotivführern.
Die von dem Neichskaugier unterm 17. vor. Mic. erlassene und im diesjährigen

Centralblalte für das Deutsche Reich S. 172 abgedruckte Bekanntmachung, betreffend
Aenderung und Ergänzung des Bahnpolizei-Reglements für die Eisenbahnen Deutschlands,
sowie der Bestimmungen über die Befähigung von Bahnpolizeibeamten und Lokomotiv=

15·
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füwrer iid nach Maßgabe von §. 74 des vorgedachten Reglements vom 4. Jannar1875 (Ges. S. v. 1875 S. 57) hierdurch noch besonders zur öffentlichen Kenntniß19
Greiz, am 3. Juni 1881.

Fürstlich Nauf-pl. Landesregierung.aber.

C. Perthes.
Bekanutmachung,

betreffend Aenderung und Ergänzung des Bahnpolizei-Reglements für die
Eisenbahnen Deutschlands, sowic der Bestimmungen über die Befähigung

von Bahnpolizeibeamten und Lokomotivführern.

Nach dem vom Bundesrath in seiner Sitzung vom 3. d. M. auf Grund der

Artikel 42 und 43 der Reichsverfassung besahten Beschlusse ist:
im Bahnpolüzei-Reglement für die Eisenbchnen Däuschland (Central- Blatt für das

Deutsche RNeich von 1875 S. 57 und von 1878 S. 355):
Absatz 3im §. 4 durch den wchsehenden Zusatz — unmittelbar an die- vFzu versehen“ anschließend —

Zum Zwecke der Venthung' lans Zuhganger können neben den
Varrieren * angebracht werden. Für isolirt gelegene, lediglich

den Fußgängern dienende Niveau-lebergäuge kann die Landeöaufsichtsbe-
hörde anstatt der Barrieren Drehkreuze oder sich selbst verschließende Fall-
thüren zulassen."

B. der Absaß 7 im F. 5 dahin abgeändert und ergänzt:
„Drehkreuze für Jusgänger (F. 4 Absatz 3) dürsen nur passirt wer-

den, wenn kein Zug in Sicht ist. Sind Stationsgeleise zu überschreiten,
so ist Bewachung erforderlich";

I.

in den Beslimmungen über die Befähigung von Bahnpolheibeamten und Lokomotivführern
vom 12. Juni 1878 (Central--Blatt für das Deutsche Reich S. 364):

A. im Abschnitt V unter Nr. 12 hinzugefügt:

zomschlehüch der geilweisen Beschäftigung im Bremserdienst und in eineragenreparatur-Werkste
B. hinter rnt IX als mreen Ubschnit eingeschaltet:

’„IXa#Haltestellen-Vorsteher (teleg raphirende, erpe-
dirende Weichensteller und Bahnwärter

außer den unter IX beziehungsweise VIII brzeichneten Erfordernissen:
1. mindestens dreimonatliche Beschäftigung im Stationsdienst,
2. Fertigkeit im Telegraphiren und Renntniß der Instruktion über

die Behandlung der Apparate und Leilungen sowie über den
dienstlichen Gebrauch derselben,
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3. Fähigkeit, über einen dienstlichen Vorgang eine versländliche
schriftliche Anzeige zu machen,Kenntniß der für die Verpaluung einer Haltestelle in Betracht
kommenden Bestimmungen aus dem Betriebs-Reglement, den
Vorschriften für den Billet-, Gepäck= und Güter-Expeditions-
dienst, dem BahnpolizeiReglement und der Sigualordnung,
sowie aus den in Beziehung auf den Stations-, Fahr- und
äußeren Betriebsdienst der betreffenden Bahn erlassenen Regle-
menks, Justruktionen und allgemeinen Vorschriften

5. bh der Instruktion für den Dienst auf Hotstelln. “
Berlin, den 17. Mai 1

4

#n Reichskanzler.
v. Bismarck.

 §&amp;. Gesetz vom 3. Juni 1881die Aufhebung der e und Beiziehung der für städtische Kassen
und Kirchenärare von Immobiliar-Uebereignungen zur Erhebung kommenden

Abgaben durch die Justizbehörden betreffend.

Wir Heinrich der Jwel und Iwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 7.
verordnen unter Zustimmung des Landtags, was folgt:

8. 1.
 in F. 5 des Landesgesehes vom 28. März 1868, die Aufhebung der Patri-

monialgerichtsbarkeit betreffend, enthaltene Bestimmung, derzufolge die Beträge der aus
Anlaß gerichtlicher Uebereignungen von Immobilien zu Gunsten von städtischen Kassen
und Kirchenärarien mit Unserer Genehmigung bis auf Weiteres bestehenden Abgaben in
die Liquidationen der staatlichen Justizbehörden, denen die Vornahme der gerichtlichen
Uebereignungs-Handlungen obliegt, mit aufgenommen, gleichzeitig mit den Gerichtskosten
eingehoben und an die Forderungsberechtigten gegen Quittung ausgcantwortet werden
sollen, ebenso wie die dieser Bestimmung zu Grunde liegende ältere Vorschrift gleichen
Inhaltes in der mittelst Landesherrlicher Verordnung vom 1. Februar 1353 publieirten
allgemeinen Gebührenlaxe unler Tit, II pos. 1 (Geseh-S. von 1853 S. 84) ist auf-
gehoben

5S. 2.
Handelt es sich für die betreffende Kassenverwallung um die zwangsweise Bei-

treibung der rückständig gebliebenen Abgabe, so kamm wahlweise enkweder das durch
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das 6%% vom 1. Juli 1879 geordnete gerichtliche Zwangsvollstreckungsverfahren (ef.
 I In eben dieses Gesehes) oder die zwangsweise Beitreibung im Verwaltungswege9% Maßgabe der Bestimmungen des Gesetzes vom 2. Juli 1879 angewendet werden.

Lebterenfalls hat rücksichtlich der Abgaben gedachter Art, welche für slädtische
Kassen und Kirchenärarien zur Erhebung kommen, soweit die Abgabenschuldner innerhalb
des betreffenden städlischen Gemeindebezirks ihren wesentlichen Aufenthalt haben, der be-
zügliche Gemeindevorstand, rücksichtlich derjenigen Abgabenbelräge gedachter Art, bei denen
die eben bemerkten Voraussehungen nicht zutreffen, das Landrathsamt die Zuständigkeit
zur Verfügung der Zwangsvollstreckung und die weiteren nach dem gedachten Gesetze der
Vollstreckungsbehörde beigelegten Befugnisse.

§S. 3.
Das gegenwärtlige Geset tritt mit dem 1. Juli dieses Jahres in Kraft.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Vollziehung und Vordruckung Unseres

Fürstlichen Insiegels.
Gegeben Greiz, den 3. Juni 1881.

L. S.) Heinrich XXII.
Faber.

19. Negierungs= Verordnung vom 16. Juni 1881
zur Ausführung des Gesetzes vom 3. Juni 1881, die Aufhebung der Be-
rechnung und Beiziehung der für städtische Kassen und Kirchenärare von
Immobiliar-Uebereignungen zur Erhebung kommenden Abgaben durch die

Ausihbehorden betreffend.
Mit Serenissimi öher Gonchmigenn wird zur Ausführung des Gesehes vom

3. Juni 1881, die Aufbebung der Berechnung und Beiziehung der für slädtische Kassen
und Kirchenärare von Immobiliar-Uebereignungen zur Erhebung kommenden Abgaben
durch die Justizbehörden betreffend, hiermit verordnet, was folgt:

S. 1.
Diejenigen Justizbehörden des Fürstenthums, welche mit der Ausübung der Ge-

richtsbarkeit in nichtstreitigen Rechtssachen besaßt sind, haben für die slädtischen Kassen
und Kirchenärarien, welche in Bezug auf Abgaben von Immobiliar-Uebereignungen be-
zugöberechtigt sind, den Verwaltern dieser Kassen von den Fällen der Uebereignung un-

* Güter. in denen Abgaben bezeichneter Art erhoben werden, spätestens binnenacht Tagen nach Vornahme der bezüglichen gerichtlichen Uebereignungshandlung kostenfrei
Ohinlih Vonahhrichugung zu geben und zugleich von dem etwa alg Unterlage der Abgaben-
berechnung dienenden Kauf= oder Annahmepreise der in Betracht kommenden unbeweglichen
Vermögensstücke geeignete Mittheilung zu machen.
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5. 2.
Ebenso sind die bei den Iustizbehörden des Fürstenthums, welche die Gerichts-

barkeitin nichtstreitigen Rechtssachen ausüben, bestehenden Gerichtsschreibereien und Sportel-
verwaltungen verbunden, die Erwerber von unbeweglichen Vermögensstücken, t-deren in Uebereignungsfällen eine Abgabenerhebung zu Gunsten städtischer Kasseno#Kirchenärarien stattfindet, auf das Erforderniß der Abführung der bezüglichen scnnenan
die im Einzelfalle bezugsberechtigte Kasse aufmerksam zu machen.

5. 3.

Die Verwaltung der bezugsberechtigten Kasse hat, bevor die in §. - Gesetzesvom 2. Juli 1879 näher bezeichnete Mahnung beziehentlich der in S. 1 Abs. 1 desGesebes vem 1. Juli 1879 gedachte Antrag beim zuständigen * statthaft ist,
derjenigen Person, welche die im Einzelfalle zu erhebende Abgabe zahlen soll, eine die

Verechnung dersben für den betreffenden Fall enthaltende Zufertigung koslenfrei behändi-dhen zu lassen. In dieser Zufertigung ist überdies dem bezüglichen Abgabepflichtigen eine
mindestens vierzehntägige Zahlungofrist zu bestimmen und die Hebestelle, bei welcher die
eingesorderte Abgabe abgeführt werden soll, deutlich anzugeben.

5. 4.
Diese Verordnung kritt zugleich mit dem im Eingange angezogenen Landesgesetzeam 1. 3 1881 in Kraft.
Greiz, am 16. Juni 1881.

Fültstlich Reu Pl Landesregierung.aber.

C. Perthes.

Druckfehlerberichtigung.
6der Gel. Samml. muß *¾5 Zeile 12, 13 v. u. stall „Anlpruche die“ u1—— n wrug · auf die“.
7 der Ges. emanl. nube n# 1r. u. Katt besmwege- "#: Iben „Hinmwder Ges. Samml. mußesZeile11 v. u. sialt .(E. 20 * beißen (. 7 *

S.

3
S.30 der Gef. rmW# lehl -westen Sellen 11 u. 12 v. o. die Bezeschnung: F. 61.





Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

x—t
(Ausgegeben am 25. Juni 1881
X—vom 4. Juni 1881,

eine Zusablestiumun z §. 9 des auf das Verfahren wegen polizeilicher
Beaussichtigung der Baue bezüglichen Gesetzes vom 10. November 1871

betreffend.

Wie Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc. 2c. 2c.

verordnen, um einem u Tage getretenen Bedürfnisse zu entsprechen, unter Zustimmung
des W was folgZu 8. 10 Gesetzes vom 10. November 1871, das wegen polizeilicher
grich ier Baue zu beobachtende Verfahren betreffend, treten zur Vewoalsahnnmn
der darin enthaltenen Vorschriflen die solgenden Bestimmungen hinzu:

Die Verpflichtung, einen ohne die dazu erforderliche obrigkeitliche Erlaubniß unter-
nommenen oder ordnungewidrig ausgeführten Vau binnen einer für den Einzelfall festzu-
setzenden Frist je nach der Anordnung der Baupolizeibehörde auf eigene Kosten wieder
abzutragen brziebentlich den Bau danach vorschriftemäßig berzustellen oder auch nach der
Anordnung der Behörde den ordnungswidrig ausgeführten Ban ohne vorherige Abtrag-
ung in den vorschriftsmäßigen Stand zu setzen, trifft neben demjenigen, auf dessen Ban-
grunde und für dessen Rechnung der beireffende Bau ausngeführt worden ist (dem Bau-berrn), gleichmäßig auch den Baumeister oder Bauhandwerker, der den ohne en e
Erlaubniß unternommenen oder ordnungswidrig ausgeführten Ban geleitet beziehentlich

selbst oder durch Gehülsen hergestellt hat, sowie jeden Erwerber des betreffenden Baues,
einen soschen jgtoch nur während der ersten drei Jahre nach dem Zeitpunkie der erfolg-
ten amtlichen Baurevision (. 7). Alle bezeichneten Personen sind für die GErfüllung der

vorliehent· gedachten Verpflichtungen solidarisch haftbar.§ dem Vaumeister oder Bauhandwerker, der den ohne die erforderliche be-
hördliche Euarel unternommenen oder ordnungswidrigen Bau berzestellt hat, die Abtrag-
ung oder die Versetzung desselben in den vorschriftsmäßigen StandSeiten der zuständigen

16
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Behörde aufgegeben wird, so hat der hiervon benachrichligte Eigenthümer des Baues die
Vornahme der vorgeschriebenen Abtragungs= oder Umbanhandlungen auf seinem Grund-
siücke nach Maßeate deshalbiger behördlicher Anordnung zu dulden.Diese leztere Verpflichtung krifft solche Personen, welche den ohne die nöthige be-
hördliche Erlaubniß unternommenen oder vorschriftswidrigen Bau nach dessen Herstellung
erworben haben, gleichfalls nur während der dem Tage der amllichen Baurevision (6 7)

nächstfolgenden " b re.Glei 1 Eigenkhümer des ohne die erforderliche Erlaubniß oder ordnungswidrighergestellten * ist auch jeder Besitzer (Pächter, Miether u. s. w.) desselben innerhalb
des mehrgedachten dreijährigen Zeitraums die Ausführung der behördlich angeordneten
Abtragungs- oder Umbau-Ausführungen nach Maßgabe der brehalt von der Vaupolizei=

behörde “- treffenden näheren Verfügungen zu dulden verpflichlirkundlich unter Unserer Hochsteigenhändigen W#s krn Vordruckung Unseres
Fürstlichen Insiegels.

Gegeben Greiz, den 4. Juni 1881.
(L. S.) Heinrich XXI.

Faber.

§-Bekanntmach vom 22. Juni 1881,
in 5 #aD g u des Gesetzes vom 4. Juni 1881, eine Zusatz=
bestimmung zu §.9des Gesetzes vom 10. November 1871 wegen polizei-

licher Beaufsichtigung der Baue betreffend.

In Bezug auf das in der Ueberschrift näher bezeichnete Gesetz und die darin ent-
haltene Zusatzbestimmung zu F. 9 des Gesetzes vom 10. November 1871 wird hiermit
das Folgende zur öffentlichen Kenntuiß gebracht:

1.

Die Vaupolizeibehörden des Landes (Fürstliches Landrathsamt und die Gemeinde-
vorflände der Städte) haben je für ihre Zuständigkeitsbezirke die Obliegenheit, jeder Per-
son, die innerhalb der ersten drei Jahre nach erfolgter baupolizeilicher Revision eines
Baues das mit diesem hergestellte oder abgeänderte Gebäude erwirbl oder ermiethet oder
auch nur zu erwerben oder zu ermiethen bescheinigtermaßen vorhat, auf entsprechende
mündliche oder schriftliche Anfrage mit größlmöglicher Beschleunigung gebührenfreie Aus-
kunft darüber zu ertheilen, ob der fragliche Bau überhaupt mit der für denselben erforder-
lichen behördlichen Erlaubniß hergestellt, oder, weil ohne dieselbe ausgeführt, wieder zu
beseitigen beziehentlich ob der beireffende Bau noch mit Ordnungewidrigkeilen behaftet
ist, deren vorschriftmäßige Abslellung erfordert wird.

Den bezeichneten Personen sind auf ihr Ansuchen extractweise Abschriften aus den
einschlägigen Baurevisionsprotokollen beziehentlich den ergangenen baupolizeilichen Auflagen
mitzutheilen.
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e bei den Behörden entstehenden Auslagen, unter welche auch Copialien ge-hören, 1cdn on dem Gesuchsteller zu vergülen.
2.

Es muß Jedermann empfohlen werden, vor endgültiger Erwerbung oder —
es auch nur tbeilweiser — Ermielhung eines neugebauten oder durch einen Umbau oder
andere Abänderungsarbeiten (wenn auch nur an den Feucrungsanlagen) betroffen gewesenen
Gebäudes —sofern die bezügliche Vaurevision nicht bereits seit vollen drei Jahren vor
dem Zeitpunkt der Erwerbung oder Ermiethung vorgenommen worden ist—bei der zu-
ständigen Baupolizeibehörde über die Frage, ob rücksichtlich des zu erwerbenden oder zu
ermielhenden Gebändes unerledigte Bauordnungswidrigkeiten bestehen, genaue Erkundigung
einzuziehen.

Er ch des Behufs, wenn er die Anfrage nicht schriftlich bewirkt und um
schriftliche (*7 bittet, während der ordentlichen Geschäftszeit der zuständigen Bau-

polizeibehördein der Kanzlei derselben einzufinden und daselbst sein Anbringen zu Protokoll
zu erklären. Sofern die erbetene Auskunft nicht alsbald auf Grund der Acten ertheilt zu
werden vermag, isl dem mit dem Anbringen Erschienenen, wenn nicht besondere, lolchen-
falls zu bezeichnende Behinderungsgründe auf Seilen der Behörde bestehen, entweder ein
innerhalb der nächsten vier Tage liegender Zeilpunkt zur Entgegennahme mündlicher
Eröffnung zu bestimmen oder in der gleichen Zeit schriftliche Bescheidung zu geben.

3.

Stellt sich bei einer Anfrage diefer Art heraus, daß zur Zeit ihres Vorkommens
die Baupolizeibehörde erster Inslanz das auf die Prüfung des in Frage kommenden

d durch den Landesbaubeamten bezügliche Revisionoprotokoll noch nicht in Händenso ist der Aufragende mit seinem Anbringen von der Behörde an den Fürstlichenline zu verweisen
In dessen Eppeditionsloal ist sodann die erforderliche Auskunft nachzusuchen und

von dem Landesbaubeamten oder dem Bureaubeamten desselben auf Grund der Acten

mündlich oder schriftlich und Wwar alsbald oder innerhalb der unter Abschnitt 2 gedachten
Frist gebührenfrei zu ertheilenElwa erwachsende Alblagen sind jedoch gleichfalls nach bezüglicher Berechnung
derselben vom Gesuchsteller zu vergüten.

Erlangt die örtlich zuständige vuansnllssecten erster Instanz von dem Eintritt
einer neuen Person in das Eigenthum oder den Besit (den Pacht, die Miethe) eines aus
polizeilichen Gründen zu beseitigenden oder abzuänderuden Baues, sei es durch Aufrage
der betreffenden Person oder auf andere Weise, Kenntnis, nachdem das baupolizeiliche
Zwangsverfahren wider einen früheren Besiher des ordnungswidrigen Baues bereits ein-
geleitet ist, so ist der neue Erwerber beziehentlich Besitzer von diesem Umstande baldthunlichst
durch die Baupolizeibehörde zu unterrichten. Jedenfalls ist demselben gegenüber die nach
dem Landeögesetze vom 3. Juli 1879 im Einzelsalle amvendbare Androhung zu wieder-
holen, bevor mit dem Zwangsverfahren wider ihn vorgeschritten wird.

16“
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5.

Durch die nach dem im Eingange näher bezeichneten Gesetze vom 4. Juni 1881
an Bauherren, Bauführer, Bauhandwerker, Pächter, Miether u. s. w. ergehenden Anord-
nungen werden etwaige privatrechtliche Ausprche des einen von mehreren im Einzelfalle
nach den beregten Bestimmungen solidarisch zu einer Handlung oder Duldung Verbundenen
gegen einzelne oder alle anderen im betreffenden Falle solidarisch Mitverpflichteten auf Leist-
ung der in Frage kommenden Handlung oder Duldung oder auf Aufwandoerstattung be-

zichentlich Schadensersat selbstverständlich nicht berührt. Die behördlichen Anordnungenhaben aberauch andererseils auf derartige privatrechtliche Ansprüche eine Rücksicht nichtzu zihae
Greiz, den 22. Juni 1881.

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Perthes.
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Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

9
(Ausgegeben am 25. August 1881.1.

22. Nachtrag uvom 20. August 16881
zur Verordnung vom 7. Juli 1878, die Ausführung des Fischereigesetzes

vom 2. Juli 1878 betreffend.

Wir Heiurich der Zwei und Zwamigsi- von Gottes Gnaden Aelterer
Linie sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein c. c. c.
haben Uns bewogen gefunden, zum Schutze und zur Hebung der Fischerei in dem Elster-
suß und in den Nebengewässern desselben, nachträglich zu §. 5 der Verordnung vom
7. Juli 1878 Folgendes zu bestimmen:

Einziger Paragraph.
Der Elsterfluß, soweit er Unser Fürstenthum durchfließt, ist mit sämmtlichen

Forellen führenden Nebengewässern neben der jährlichen Winterschonzeit (15. Oktober bis
zum 14. December) bis auf Weiteres auch der jährlichen Frühjahrsschonzeit (1. April bis
9. Juni, S. 4 der Verordnung vom 7. Juli 1878) unterworfen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Vollziehung und Vordruckung
Unseres Fürstlichen Insiegels.

Gegeben Greiz, den 20. August 1881.
(L. S.) Heinrich XXII.

Faber.

 3Z. Regierungsverordnung vom 22. August 1881,Messührshel mkehhter zu dem wegen Erhebung von Neichsstempelabgaben
ergangenen Reichsgesetze vom 1. Juli 1881 und zu einzelnen Bestimmungen
der dazu vom Bundesrathe erlasf enen Ausführungsvorschriften betreffend.

Mit Serenissimi Hocster Genehmigung wird auf Grund der §§. 26, 27 Abf. 2
des Reichsgesetzes, betreffend die Erhebung von Reichestempelabgaben vom 1. Juli 1881,

17
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unter Bezugnahme auf den diesem Gesetze angesügten Tarif und mit Rücksicht auf die
verschiedenen Bestimmungen der in dem Centralblatie für das Deutsche Reich (v. 1881

. 283) bekannt gemachten, vom Vundesrathe beschlossenen Ausführungsvorschriften zu
dem besagten Reichögesetze hiermit verordnet was folgt:

5. 1.
Als Steuerstellen, welche zur Erhebung der Stempelabgabe von Aktien, Renten-

und Schuldverschreibungen (Nummer I bis 3 des angezogenen Tarifs) sowie von inlän-
dischen Lotlerieloosen (Nummer 5 des Tarifs) und zur Abstempelung dieser Urkunden für

das Staatsgebiet des Fürstenthums zuständig fin. werden bis auf Weiteres die FürsllichenSteuerämter zu Greiz und Zeulenroda beslimmt.

F. 2.

Dieselben Steuerstellen sollen den Verkauf von Reichsstempelmarken zu 20 Pfennigen
bebuss der Verwendung solcher zu den in dem angezogenen Tarife unter 40 bezeichneten
Schriftstücken besorgen.

Zur Abstempelung gedruckter Formulare, wie sie nach F. 7 des gedachten Gesetzes
zu den in der Tarifnummer 4a bezeichuelen stempelpflichligen Schriftstücken nothwendig zu
verwenden sind und zu den in der Tarifnummer 4h aufgeführten Schriftstücken verwendet

werden können, nicht minder zur Erhebung der Abgabe für die zabstmp-clung dieserFormulare und zum Verkaufe von Reichsstempelmarken zu 1 Mark, wie sie in dem im
lehten Absatze von F. 7 des angezogenen Gesetzes gedachten Falle zur enm kommen
können, soll lediglich das Fürstliche Steneramt Greiz, dieses jedoch für das gesammte
Staatsgebiel, zuständig sein.

5S. 3.
Auch die durch die Kontrolevorschrislen des Bunderaths festgesebte Abstempel-

ung der unter Voraussehzung der Beobachtung dieser Kontrolevorschristen unter den Tarif-
uummern 1, 2 und 3 des Tarifs alo von der Stempelabgabe befreit bezeichneten Ur-
kunden ist, ohne Ve.zirrdantersche, für das Staatsgebiet durch die gedachten Steuerämter
vorzunehmen.

5. 4.
Die in den Ausführungsvorschristen des Bundesrathes zu dem eingangsgedachten

Reichsgesetze der Directivbehörde beigelegten Zuständigkeiten werden durch einen
mitlelst öffentlicher Bekanntmachung zu bezeichnenden Regierungscommissar für das Staats-
gebiet des Fürstenthums ausgeübt.

8. 5.

Diesem Regierungscommissar sind auch die von inländischen botterienyternehmern
auf Stundung der Abgaben für Lolterieloose an eine der gedachten Steuerstellen einge-
brachten Anträge (Abschn. 12# Abs. 3 der Vundesrathsvorschriften) zur Veschlußfassung.
berichtlich vorzutragen.
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S. 6.

Die nächste Kontrole über den haeichäfteberirh der nit der Erhebung der in 8. 1bezeichneten Slempelabgaben und dem Verkaufe der in 8.2bezeichneten Stempelmarkenbeaustragten Steuerstellen des Fibar len steht gleichfalls dem gedachten Regierungs-
commissare zu.

Bei Ausübung derselben kann er sich der Beihülfe der ihm zu diesem Behufe
Seiten Fürstlicher Landesregierung überwiesenen Rechnungsverständigen bedienen.

S. 7.

Zu Vornahme der Revisionen, welche nach der Vorschrift in Absa 2 von §. 27
deo Reichsgesetzes vom 1. Juli 1881 in Bezug auf wichostempelpsllichtige Schriftslücke der
ebenda näher bezeichucten, im Fürstenthume jeweilig bestehenden Anstalten, unter welche
auch die öffentlichen Sparkasseninstilute zu rechnen sind, ausgeführt werden sollen, wird
bis auf anderweite Anordnung der Vorstand des Fürstlichen Rechnungsbureaus bestimmt.

§. 8.
Die gegemwärlige Verordnung tritt mit dem 1. October 1881 in Kraft.

Jedoch ist Vorkehrung dahin getroffen, daß in dem Fürstlichen Steneramte zu
Greiz mit der Abslempelung stempelpflichtiger ausländischer Werthpapiere sowie der For-
mulare zu Schlußnoten und Rechnungen (Tarifnummer 4) schon am 1. Seplember 1681,
mit dem Verkaufe von Neichsstempelmarken zu Nechuungen u. s. w. (Tarifnummer 4),
sodann der — inländischer Werthpapiere einige Tage vor dem 1. October 1881
begonnen werden kan

Greiz, am " August 1881.
Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.

Kaber.
C. Verthes.
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Gesetzsammlung
das Fürstenthum 8 Aelterer Linie.

(Ausgegeben am 27. 10. 1661)

24. Negi zobekanntuach vom 10. September 138|,
die Uebernahme von hulflosen Personen, verlassenen Kindern und Geistes-

kranken von Deutschland nach Frankreich und umgekehrt betreffend.

Für die Uebernahmen von hülflosen Personen, verlassenen Rindern und Geistes-

kranken von Deutschland nach Frankreich und umgekehrt sin zwischen dem Deutschen
eichenund Frankreich folgende Bestimmungen vereinbart wor Wie bisber bleibt bei Uebernahmen von hülflosen . verlassenen Kindern

und Geisteskranken von Deutschland nach Frankreich und umgekehrt die Be-
stimmung des Uebernahme-Orts dem übernehmenden Staate, die Be-

stimmung deo Jeitpunktes der Uebergabe aber demjenigen Staate über-
lassen, welcher die Uebernahme beantragt hat.
Um bei Uebernahme besonders von Geisteokranken und verlassenen Kindern der
Entgegensendung von Krankemwärtern oder Reisebegleitern nicht ferner zu be-
dürfen, auch sonstige Verzögerungen und Weiterungen thunlichst zu vermeiden.
sind sowohl von der Deutschen, als auch von der Französischen Regierung
Uebernahmestätten im Vorausbrzeichnet worden, an welchen geeignete Unstauten
zur Unterbringung der zu übernehmenden Personen bestehen. Diese Ueb
nahmeslätten sind:

I. Deutscher Seits und zwar:
u. bei Transporten über die Elsaß-Lothringische Grenze:

1. von hülflosen Personen und verlassenen Kindern, sowie von Geistes-

- soweit letzlere nicht nach Elsaß-Lothringen zuständig sind,
die Hoopize, bezw. Spitäler zu Straßburg, Colmar und Mecb, nachUnnsennes auch zu Chäteau-Salins, Dienze und Saarburg in Lo-
thringen;

2. von nach dem Ober- und Unter- Elsaß zuständigen Geisteokranfen —
die Irrenanstalt zu Stephansfeld;

18
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3. von nach Lothringen zuständigen Geisteskranken:
die französische Irrenanstalt zu Marêville und nach Eröffnung der
Irrenanstalt zu Saargemünd das Hospiz zu Meh.

b. bei Transporten über die Preußische Grenze:
die Städte Aachen, Trier und Merzig-

II. Frauzösischer Seits:
Bei Transporten von hülflosen Personen, verlassenen Kindern und

Geisteskranken
über Belfort: das Hospiz daselbst,

b. über die Grenze des Vogesendepartements: das Hospiz zu St. Dis,
auf der nach Maubenge führenden Eisenbahnlinie: das HospizzuMaubeuge,

dl. auf der von Diedenhofen nach Frankreich führenden Eisenbahnlinie: das
Hospiz in Verdun,

n über die Grenze des Departements Meurthe et Moselle: fürGeisteskranke
die Irrenanstalt zu Marville, im Uebrigen das Hospiz St. Nicolas in
Nancy.

3. Die Ueberführung von Personen der vorbezeichneten Kategorien ist in jedem
Falle an die Voraussetzung geknüpft, daß die übernehmende Regierung die
Uebernahme zuvor zugestanden h

. Die Begleiter der zu übernehmenden Personen sind mit den erforderlichen
Nachweisungen über Persönlichkeit und sonstige Verhällnisse der Transportaten
Behufs Abgabe an die übernehmende Behörde zu versehen.
Inobesondere sind bei Transporten von Geisteslrauken außer dem Transport-Vor-
weis ärztliche Alteste über ihren Gesundheitszustand mit Angabe des Alters
und Geburloortes, der Familien= und Vermögenoverhaältnisse und einer kurzen Dar-
stellung der Krankheitsgeschichte, bezw. bioherigen Behandlung, zu übergeben.

 DDie durch die direkte Beförderung hüliloser Personen, verlassener Kinder und
Geisteskranker an eine der vorbezeichneten Uebernahmestälten entstehenden Koslen
werden, sofern deren Rückerstattung nicht aus dem elwaigen Vermögen der

Transportaten oder ihrer erstattungepflichtigen Angehorigen arsolgen kann, vondemjenigen Theile getragen, welcher die Uebernahme beantragt hat.
Diese Bestimmungen werden mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht,

daß dieselben bei vorkomwenden Uebernahmefällen und bei Inanspruchnahme von Preu-
Pischen und Elsaß-Lothringischen Behörden auch von den Behörden und Beamten des
Fürstenthums zu beachten sind.

Greiz, am 10. September 1881.

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Perthes.

*

#

—
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i kannt 30. September1881,
die #v“ der ghe einer zwech Sha an die „Werdlerstiftung“

hier betreffend.

Mittelst Höchstlandcsherrlicher Signalur vom 24. dieses NMos sind der
Wenklerstistung. hier die Rechte einer milden Stiftung. nechichen worde

wird ondurch zuröfanichen Kenntniß gebracht.Grei, am 30. September 18
Fürstlich Neuß-Pl. Landesregierung.

Faber.
C. Perthes.

26. Negierungs Verordnung vom 19. Oktober 1881,
die erstinstanzliche Zuständigkeit hinsichtlich des in §. 24 bes wegen Erhebungvon Reichsstempelabgaben ergangenen Reichsgesetzes vom Juli 1881 ge-

ordneten administrativen Strasversahrensbinesin
Mit Lerenissimi Höchster Genehmigung wird, beziehentlich im Einvernehmen

mit den am Thüringischen Zoll= und Handels-Vereine betheiligten Staatoregierungen, ver-
ordnet was folg

8. 1.
Die in dem nach S. 24 des in der Ucberschrift bezeichueten Neichsgesetzes vom

.Juli 1381 wegen der Zuwiderbandlungen gegen das gedachte Gesetz, insoweit und* für die Untersuchung und Bestrafung nicht nach §. 34 des Landesgesehes vom
. Mai 1838 die Gerichte zuständig sind, slattfindenden administrativen Strafverfahren

zu ertbeilende erstinstangliche Entscheidung ersolgt auf Grund der von den Sienerämtern
des Furstentbums im Verwaltungewege geführten Untersuchung durch den General-Iuspektor
des Thüringischen Zell. und Handels-Vereines. Von demselben geht ebenso die nach 8.
34 des Landeogesetzeo vom I. Mai 1880 zulässige Verweisung der einzelnen Untersuch-
ungssache zum gerichtlichen Verfahren an

. 2.

Die Untersuchung im Verwaltungewege wird, wenn die nach §. 1 zu erörternde
Zuwiderhaudlung in dem Bezirse des Fürstlichen Steucramtes Zeulenroda oder in dem
der Fürsllichen Steuerreceptur Burgk zu verfolgen ist, vom erstgedachten Steneramte, da-
fern die Untersuchung im Bezirke des Fürstlichen Steueramtes Greiz zu bewirken ist, von
diesem geführt.

8. 3.
Die nach§.28 des in der Nweberichn, dieser Verordnung gedachten Reichsgesetzes

vom 1. Juli 1387. zur Ueberwachung der Reichsstempelhinterziehungen verpflichteten Be-
börden und Beamten baben daber die zu ihrer Kenntniß gelangenden Zuwiderhandlungen

18°
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gegen dieses Geseh bei dem nach der Vorschrift unter 8. 2 gegenwärtiger Verordnung

zur Untersuchung zuständigen Steueramte aubrinden.
Soweit die Befugnisse der in FS. 4 E Regierungs-Verordnung vom 22. Angust

1881 (Gesetzs. S. 110) bestimmten Directivbehörde durch die gegenwärtige Verordnung
verändert werden, tritt die bezeichnete Vorschrift der erstgedachten Verordnung außer
Wirksamkeit.

Greiz, den 19. Oktober 1881.

Firrstlich Neußept. Landesregierung.aber.

C. Perthes.
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Gesetzsammlung
das Fürstenthum * Aelterer Linie.

1
(Ausgegeben am 19. November 1881.)

27. Consistorial= Verordnung wevom 10.Novenber 1881,
eine Abänderung der über die Führung der Kirchenbücher, die Taufe, die

Confirmation, das kirchliche Begräbniß und die Trauung ergangenen

Consisorialverordung vom 26. Dezember 1875 betreffeud.

Mit Höchster Genehmigung wird in Abänderung der Consislorialverordnung vom
28. Dezember 1375, die Führung der Rirchenbücher, die Taufe, die Confirmation, das
kirchliche Begräbniß und die Trauung betreffend, das Folgende verordnet:

Der Absatz 1 des F. 25 der gedachten Verordnung folgenden Inhalis:
„Das kirchliche Ehehinderniß aus der wegen Ghebruchs erfolgten Scheidung
schließt die Trauung des schuldigen Theils so lange aus, als der unschuldige
Theil lebt oder sich nicht anderweit verehelicht hat.“

wird aufgehoben.
2.

An die Stelle des gedachten Absatzes tritt folgende Bestimmung:
„Das kirchliche Ehehinderniß aus der wegen Ehebruchs oder böowilliger Ver-
lassung erfolgten Scheidung schließt die Trauung des schuldigen Theiles so lange
aus, als der unschuldige Theil lebt oder sich nicht anderweit verehrlicht hat.“

3.

Gegenwärtige Verordnung trilt mit dem Tage der Publikation in Kraft.
Greiz, am 10. November 1881. %

Fürstlich Reuß-Pl. Consistorinm.
Faber.

C. Perthes.

19
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28. Regierungs Bekanntmachung vom 11. November 1881,
den zwischen den Staatsregierungen des Königreichs Sachsen, des Groß-
herzogthums Sachsen und der Fürsenthüner Neuß Aelterer Linie und NeußJüngerer Linie wegen des Ausbaues 2c. der Mehltheuer-Weidaer Eisenbahn

durch den Königlich Sächsischen Staat abgeschlossenen Staatsvertrag beir.

Der zwischen den Staatsregierungen des KönigreichsSachsen. des Großherzogthums
Sachsen und der Fürstenthümer Reuß Aelterer Linie und Reuß Jüngerer Linie wegen
des Ankaufs, des Ausbaues und des Bekriebes der Mehltheuer-Weidaer Eisenbahn durch
die Staatsregierung des Königreichs Sachsen unterm 20. September d. J. abgeschlossene
Vertrag wird nach erfolgter allseitiger Ratifikation zur allgemeinen Nachachtung hierdurch
bekannt gemacht.

Greiz, am 11. November 1881.

Fürstlich Reuß.Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Perthes.

Nachdem die Mehltheuer-Weidaer Eisenbahngesellschaft, welcher nach Maßgabe des
zu diesem ee zischen der Königlich Sächsischen, der Grohherzoglich Sächsischen unden beiden Fürstlich Reußischen Regierungen älterer und jüngerer Linie unter dem 19.
December 1871 abgeschlossenen Staatsvertrags und der dazu gehörigen Concessionsbe-
dingungen die Concession zum Baue und Betriebe einer von Mehltheuer aus durch das
Tricbesthal nach Weida zu führenden und an den Endpunkten einerseils mit der Sacchsisch-
Bayerischen Eisenbahn, andererseits mit der Gera-Eichichter Bahn in unmittelbaren
Schienenanschluß zu bringenden Eisenbahn ertheilt worden war, noch vor Vollendung der

ahn in Concurs verfallen und aus diesem Grunde die ihr ertheilte Concession seitens
der betheiligten Regierungen für erloschen erklärt worden ist, hat die Königlich Sächsische
Regierung von dem WMunsche geleitet, im Interesse der betheiligten Landestheile die in
Frage stehende Eisenbahn noch zur Ausführung zu bringen, im Einverständnisse mit den
übrigen betheiligten Regierungen die noch unvollendele Bahn angekauft und sich bereit
erklärt, dieselbe zu vollenden und für eigene Rechnung zu betreiben.

Zur Regelung der hierbei in Betracht kommenden slaatorechtlichen und finanziellen
Fragen haben in Folge dessen zu Bevollmächtigken ernannt:

Se. Durchlaucht der Fürst Reuß d. Linie Höchstihren Geheimen Regierungs-
rath Bruno von Geldern-Crispendorf,
Majestät der König von Sachsen Allerhöchstihren Geheimen Rath Julius
Hans von Thümmel und Allerhöchstihren Geheimen Finanzrath Ewald
Alexander Hoffmann,

 Königliche Hoheit der Großherzog von Sachsen Allerhöchstihren Geheimen
Regierungsrath Wilhelm Genast,

*

Se.*

9
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Se. Durbhla der Fürst Reuß j. Linie Höchstihren Staatsminister Dr. Emilvon Beulwitß, Excellenz und Höchstihren Staatsrath Wallher Engelhardt,
welche unter Vorbehalt der Ratification über solgende Punkte übereingekommen sind.Art.

Der obengedachte Staatsvertragq vom ib. Dezember 1871 sammt Anlage wird
aufgehoben.

Art. 2.
Die Königlich Sächsische Regierung soll befugt sein, die Eingangs gedachte Eisen-

bahn innerhalb der Großherzoglich Sächsischen und der Fürstlich Reuhischen 6. undj.Linie
Staaksgebiele auszubauen und zu betreiben

Sie wird dieselbe möglichst bald vollenden md spälestens 2 Jahre nach Natification
dieses Verkrages in Belrieb sehen und in solchem erhalten.

Die Spurweite der Bahn soll 1/8335 m im *- der Schienen betragen.Es besteht Einversländniß darüber, daßdieBahn um eingleisig angelegt und
seiner Zeit nach Maßgabe der Bahnordnung für beutch Eisenbahnen untergeordneter
Bedeutung vom 12. Juni 1878 oder der an Stelle dieser Bestimmungen elwa tretenden
anderweiten Normen betrieben wird.

lrt. 3.
Die Großherzoglich Sächsische, sowie die Fürstlich Reußischen ä. und j. Liuie

Staatöregierungen werden zu Gunslen des Unternehmens für Ihre Gebiete die in den-
selben geltenden Bestimmungen über Expropriation von Grundeigenthum in Wirksamkeit
seben oder die bereilo zu Gunsten der vormaligen Mehltheuer-Weidaer Eisenbahngesellschaft
in Wirksamkeil gelehie Expropriation auch zu Gunsten des Königlich Sächsischen Staats-fiskus aufrecht erhalten.

Die Königlich Sachsische Staalsregierung wird die von der vormaligen Gesell-
schaft unbefrierigt gelassenen Ansprüche aus der Exproprialion, einschließlich der erwachsenen
und noch nicht gezahlten Kosten des Verfahrens, zur Erledigung bringen, wogegen die

übrigen bribeiligten Regierungen auf die nach Art. 4 des Staatsverlrages vom 19. De-zember 1871 auf Sie entfallenden Antheile der von der vormaligen Eisenbahngesellschaft
binkerlegten, für verfallen erklärten Caution verzichten und dieselbe nebst den seit dem

Verfalle derselben erziellen Zinsen der Koigiich Sächsischen Staateregierung überlassen.Art.
Für den Bau der Bahn sollen sücananben die bei der Königlich Sächlischen

Staatseisenbahnverwaltung gellenden Normen und Bestimmungen maßgebend sein. Die
Königlich Sächsische Regierung wird die von den mitbetbeiligten Regierungen genehmigte
Richtung der Bahn möglichst einhalten und die von der früheren Gesellschaft projektirt ge-
wesenen Stalionen und Halteslellen zur Ausführung bringen, wegen etwa nöthig oder zweck-
mäßig rrpende Abweichungen aber sich mit den dabei betheiligten Regierungen verständigen.Die Großhrrzoglich Sächsische und die beiden Fürstlich Neupßischen Regierungen
sichern hierbei der Königlich Sächsischen Regierung zu, die im landespolizeilichen Interesse
zu erhebenden Anforderungen (vergl. Art. 7 Als. 1) auf das Maß des unbedingt Röthi-
dgen zu beschränken, und überlassen die technische Beaussichtigung des Baues lediglich der
Königlich Sächsischen Regierung.

19°
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Art. 5.
Desgleichen soll die technische Aufsicht über den Betrieb der Vahn und den be-

triebsfähigen Zustand derselben ausschließlich von der Königlich Sächsischen Regierung
ausgeübt werden.

Art. 6.

Die Fahrpläne und Tarife werden von der Königlich Sächsischen Regierung fest-
gesetzt, jedoch wird dieselbe billigen Wünschen der betheiligten Regierungen die thunlichste

Beachtung schenken, auch dieselben von den jeweilig festzusetenden Fahrplänen und Tarifen
Möglichst zeitig in Kenniniß setzen.

Art. 7.

Jeder der betheiligten Regierungen verbleibt die Landeshoheit hinsichtlich der in
Ihrem Gebiete belegenen Bahnstrecke.

Uebertretungen, Vergehen und Verbrechen in Bezug auf die Bahnanlage oder
deren Betrieb werden von den Behörden des Staates, auf dessen Gebiet sie ausgeübt
sind, untersucht und nach den dortigen Gesetzen beurtheilt.

Die vertragenden Regierungen sichern sich die Vollstreckung vollstreckbarer Straf.-
verfügungen zu, welche von Polizeibehörden des ersuchenden Staates wegen Zuwiderhand-
lungen gegen polizeiliche, auf die Bahnanlage und den Bahnbetrieb Bezug habende Vor-
schriften erlassen werden.

Art. 8.

Unterthauen der einen Regierung, welche beim Betriebe im Gebiete der anderen
Regierung angestellt werden, scheiden dadurch nicht aus dem Unterthanenverbaude ihres
Heimathslandes.

Die Betriebsbeamten sind ohne Unterschied des Ortes der Anstellung rücksichtlich
der Disziplin der kompctenten Königlich Sächsischen Eisenbahnaufsichtsbehörde, im Uebrigen
aber den Gesetzen und Behörden des Staates, in welchem sic ihren Wohnsitz haben, unler-

orfen.
Die Verpflichtung der Betriebsbeamien erfolgt nach Maßgabe der für die übrigen

Sächsischen Staalseisenbahnbcamten jeweilig bestehenden Vorschriften, insoweit dieselben
aber im Vereiche der Großherzoglich Sächsischen oder Fürstlich Renhischen Staatögebiete
stationirt sind, haben dieselben einen Revers zu unterzeichnen, in welchem dieselben in
yleicher Krast mit einer förmlichen Eidesleistung sich verpflichten, den Gesetzen des be-
lreffenden Staatsgebietes und den allgemeinen Vrrordnungen der betreffenden competenten
Landesbehörden genau und pünktlich nachzuleben. Diese Reverse werden den betreffenden

Negierungen übtrreichtBeselzung der unteren Beamtenstellen soll bei soust gleicher Qualifikation auf
angehörige des betreffenden Staaksgebieteb besondere Rücksicht genommen werden.

Art. 9.

Die Königlich Sächsische Regierung wird den Anschluß anderer Bahnen an die
Mehltheuer-Weidaer Eisenbahn gestatten und insbesondere einer in der Richlung von
Schleiz her kommenden Eisenbahn die Einmündung in die Mehlthener-WeidaerEisenbahn
auch in der Anlage des Bahnhosfes Zeuleuroda (jedoch unbeschadet der Bestimmung in



121

Art. 4 Absatz 2) offen halten und eventuell die Mitbenutzung des letzteren, vorausgesetzt,

daß hierüber eine angemessene Verständigung ien wird, gestatten.
Art.

Die Großherzoglich Sächsische und di !ini- Reußischen Regierungen werden
übrigens unter grundsäßzlicher vollständiger Wahrung Ihrer Steuerhoheit, die in Ihren
Gebieten gelegenen Bahnstrecken, den Betrieb auf denselben und das Einkommen daraus,
so lange die Bahn im Eigenthume des Königlich Sächsischen Staatsfiskus sich befindet,
mit einer anderen directen Staatssleuer als den gesetzlichen Grundsteuern nicht belegen.

Art. 11.

Gegenwärtiger Vertrag soll zur landesherrlichen Ratification vorgelegt und die
Auswechselung der darüber ausgesertigten Urkunden sobald als möglich bewirkt werden.

Dessen zu Urkund ist dieser
Vertra

in zvierfachen Exemplaren ausgefertigt und von den ernannten Commissarien vollzogen
eitzig, am 20. September 1881.

(LI. S.) Bruno von Geldern-Crispendorf. (I. S.) Julius Haus von Thümmel.
(L. S.) Ewald Alexander Hofmonn.

L. §S.) Wilhelm Genast. (L. S.) Dr. Emil von Beulwitz.
(L. S.) Walther Engelhardt.

—

209. Landtagsabschied
für den neunten außerordentlichen Landtag.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und bobenstein rc. c. W.geben am Schlusse des von Uns einberusenen 9. außerordentlichen Landtags in Gemäß-
heit der Bestimmung in §F. 85 der Verfassungsurkunde Unsere Erklärung bezüglich der
staltgebabten Verhandlungen in Folgendem kund:

I. Die Vorlagen an den Landtag anlangend,

so baben Erledigung gefundendurch Entgegennahme der Erklärungen des Landtages die Vorlagen belreffend
die von Uns vorbehaltene nachträgliche Zustimmung des Landtags zu der
unterm 4. Septlember vorigen Jahres erlassenen Landesherrlichen Verord-

mung. zu Ausführung der die Pfandleihegeschäfte angehenden VorschriftenArt. 4 1 Absatz 1 und 2 des Reichsgesebes vom 26. Juni 1879, Ab-
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änderung einiger Bestimmungen der Gewerbrordung betreffend, — welche
Zustimmung vom Landtage ertheilt worde- ;die Bewilligung eines in 10 Jahresraten W je 12000 Mark aus Landes-
mitteln zu gewährenden Beitrags zu den Kosten des eventuellen Erwerbs
und Ausbaues der Mehltheuer-Weidaer Eisenbahn durch den Königlich
Sachsischen Staat;
die Dotation einer neu gegründeten Bureanassistenten-Stelle bei der General-
inspektion des Thüringischen Zoll- und Handels-Vereins zu Erfurt;

 die von Uns vorbehaltene nachträgliche Zustimmung des Landtags zu den
Bestimmungen §. 14 a. c. und b., 5§. 17 Abs. 2, 22, 23 und 27
der unterm 29. März dieses Jahres erlassenen Landesherrlichen Verord=
nung, die Ausführung des Neichsgesebes über Abwehr und Unterdrückung
von Viehseuchen vom 23. Juni 1880 betreffend, — welche Zuslimmung
vom Landiage ertheilt worden ist;
die Bewilligung einer Beihülfe aus Landesmitteln für den Vildhauer Röder
aus Greiz Behufs seiner ferneren künstlerischen Fortbildung:;

 den Beilritt des Fürstenthums Reuß Aclterer Linie zu der für die Bezirke
der Land- und der Städte-Feuer-Sozietät der Provinz Sachsen und der
zugleich die Fürstenthümer Neuß J. ., Schwarzburg= Rudolstadt und
Schwarzburg-Sondershausen umfassenden Magdeburger Land-Feuer-Societäl,
ferner für den Bereich der Herzogthümer Sachsen-Coburg und Gotha be-
stehenden, in Merseburg ihren Sitz habenden Unterstützungskasse für im
Feuerlöschdienste Verunglückte;

b. durch Erklärung des Landtagscommissariatsvom 6. December 1880 auf den Beschluß des Landtags bezüglich der
Vorlage Betreffs der Ansammlung eines aus den antheiligen Ueberschüssen
der Reichseinnahmen aus den neuen Reichssteuern und Zöllen allmählich
zu bildenden Fonds, dessen Zinsen zur Deckung deojenigen Betrags hin-

reichen, welcher von den Gebühren für die auf Kosten der Ortsarmen=
verbändeim Landkrankenhause Verpflegten auf die allgemeinen Verwaltungs-
kosten zu rechnen;
vom 3. December 1380 auf die Beschlüsse des Landtags hinsichtlich
der Vorlage, die Erhöhung der Besoldung und die Feststellung eines
Reisekostenentschädigungs-Aversums der Physiker und des Landesthierarztes,
sowie die Errichtung der Stelle eines 2. Gerichtoarzles und Stellvertreters
des Physikus in Greiz und die Dolation derselben betreffend

c. durch Publikation der vereinbarten Gesetze die vorgelegten Geskhenhrrse, welche
zum Gegenstande haben

l. einen Nachtrag zum F. 4 I. der gesetzlichen Verordnung vom 7. Januar

P054 Albr die Aufbringung des für Kirchen und Schulen erforderlichen
2. ein Ww zu dem Gesetze vom 2. Juli 1878, die Sischerei

betreffend
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3. die Erhebung der Berhe- und Brückengeldabgabe und die Bestrafung derHinterziehung derselb
Abänderungen und Nanagebestimmungen zu dem Gesetze vom 27. Febr.
1673, die Grund= und Hypothekenbücher und das Hypothekenwesen be-
ireffend,
die Tagegelder, Nachtquartier- und Transporkkesten der aus Staatsmitteln
Besoldung oder Vergükung empfangenden Beamten und der Notare bei
Dienstreisen,
die Aufhebung der Berechnung und Beiziehung der für slädtische Kassen
und Kirchendrare von Immobiliar-Uebereignungen zur Erhebung kommen-

den Abgaben durch die Inhbehorden, eine Zusatzbestimmung zu §.9des auf das Verfahren wegen polizeilicher
Beaufsichtigung der Baue bezüglichen Gesehes vom 10. November 1871.

II. Anträge.
1. Der Beschluß des Landtags vom 7. December vorigen Jahres wegen Ermäch-

ligung Unserer Regierung, im Rescriptwege zu veranlassen, daß — insoweit
für die Sportelkasse sog. Expeditionsgebühren mit in Ansaß zu bringen seien. —
der halbe Tag ebenfalls mit 6 Stunden berechnet werde, wobei aber nur die
auf die Verrichtung des Geschäfts selbst verwendete Zeit in Anschlag zu kommen
habe, nicht auch die auf die Hin= und Rückreise gebrauchte — ist durch die

von kandtagsfommisariat am 8. December 1880 abgegebene Erklärung er-led

*

*

*

—

!1t½— den Beschluß des Landtags vom 4. December vorigen Jahres wegen
einer Ermächtigung Unserer Regierung rücksichtlich der Zahlung des aus Landes-
mitteln bewilligten Beitrags zu den Kosten der Erwerbung und des Ausbaues
der Mehltheuer-Weidaer Eisenbahn durch den Königlich Sächsischen Staat (vergl.
I. a. 2), so behalten Wir Uns dessen Erwägung vor.

Wir versichern Unsern getreuen Landtag Unserer Huld und Gnade und haben
zur Bekundung des Vorslehenden den gegenwärtigen

Lanudtagsabs
ausfertigen lassen und nach Beidruckung Unseres äursuchen Insiegels Höchsteigenhändig

Gegeben Greiz, am 16. November 1881.

(L. S.) Heinrich XXII.
Faber.





Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

 12.
(Ausgegeben am 30. Dezember 188 1.)

G.Mk#. 4.F N vom 24. November 1881,die sween der Rechte einer mildenaa an die hier zu errichtende
„Krippe“ betreffend.

Mittelst Höchstlandesherrlicher Signatur vom 28. vorigen Monats sind der in
hiesiger Stadt zu errichtenden „Krippe“ die Rechte einer milden Siiftung verliehen worden.

Dies wird andurch zur öffenllichen Kenniniß gebracht.
Greiz, am 24. November 1881.

Fürfllich Reuß Pl Landesregierung.
 b C. Perthes.

31. Patent vom 8. Dezember188/1,
die im Jahre 1882 zu entrichtenden Landesabgaben betr.

Höchstlandeeherrticher Cnischließung zufolge soll mit hierzu erklärter Zustimmung
des Landtags im Jahre 1882 die nach der Vekortuung vem 30. Dezember 1870 in
Gemäßheit der Gesetze vem 9. Mai 1557 und 26. Februar 185zu erbebende allgemeine
Grundsteuer mit 45½ Pfennigen Reichswährung von derSteuereinheit erhoben werden.

Bezüglich der übrigen Abgaben bewendet es, soweit hieran nicht durch Gesetz
eiwas geändert wird, bei den bisberigen gesetlichen Bestimmungen.

Indem dico zur Nachachlung für Stenerpflichtige, Oebeslellen und Einnehmer zur
allgemeinen Kenntniß gebracht wird, werden für die an den 4 ersten Terminen mit 1

Plennig, am fünften Termine mit“ "0„ Pfennig von jeder Steuereinbeil zu entrichtende
Grundsteuer folgende Termine feslgesetzt

zer 15. Februar.
der 15. Mai
der 15. Juli,
der 15. September und
der 15. November.



126

Dabei wird bemerkt, daß bei Entrichtung des V. Grundsteuertermins Beträge
unter 12Pfennig wegfallen, Veträge von und über 1½2 Pfennig für einen vollen Pfennig

gerchnet werden, sowie daß die erforderliche Information der Ortssteuereinnehmer wegen
Erhebung des V. Termins durch das Fürstliche Katasterbürean erfolgen wird.

Die Ausschreibung der Termine für die Einkommenstener bleibt z. Zt. noch vor ·
behalten.

Greiz, am 8. Dezember 1881.

Fürstlich Neuß-Pl. Landesregierung.
v. Geldern. Eeispendor C. Verthes.

32. Negi #eBekannt vom 17. Dezember 1881,die Abänderung der h betreffend.

Unter Berücksichtigung der in den Einkaufepreisen mehrerer Droguen und Chemi-
kalien eingelretenen Veränderungen und der bierdurch nothwendig gewordenen Aenderung
in den Taxpreisen der betreffenden Arzneimittel hat eine Revision der auch für die hier-
ländischen Apotheken maßgebenden Königlich Preuhischen Arzneitare stattgefunden. Dem-
gemäß ist eine nene Aaustge dieser Arzneitare ausgearbeitet worden, welche mit dem1. Jannar 1882 in #

Unter eunitunn ans 8. 21 der Apothekerordnung vom 10. Juni 1859 und
die Regierungsverordnung vom 18. Februar 1873 sowie unter Verweisung auf die im
Verlage von Rudolph Gärlner in Berlin erschienene Königlich Prenpßische Arzneitaxe wird
dies zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, am 17. Dezember 1861.
Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.

Faber.
C. Perthes.

33. N s-Bekanntmach vom 21. Dezember 1861,die zopertt.um Dispensation von der Wiederbepflanzung abgetriebener
Holzgrundstücke betr.

Da die eingehenden Gesuche um Diepensation von der in F.2derVerordnung
vom 13. Dezember 1870 vorgeschriebenen Wiederbepflanzung abgetrirbener Holzgrundstücke
meist der zur Beschlußfassung erforderlichen Angaben und Nachweise ermangeln, so wird
Behufs Vermeidung der Nothwendigkeit weitläufiger Vorerörterungen zur Nachachtung
Folgendes bekannt gemacht:
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S
Diepensalionsgesuche der *7 Art werden künftig nur dann einer nähe-

ren Erwägung unterzogen werden, wenn die zu ihrer Beurtheilung erforderlichen Angabenund Nachweise darin enthalten bozichungomeus beigefügt sind.

Zu dem Behufe muß das Gesuch enthalten:
a. die Flurbuchönummer der ganz oder theilweise iweiebenen Holzparzelle und

die Angabe des Bodenmaßeg derjenigen Fläche davo- , iiiii deren Umlegung
in Feld, Wiese oder eine andere Culturart es sichh

b. Beschreibung der Terrainverhältnisse deo -toehelgen —ihe namentlich
genaue Angaben über die etwa mehr oder weniger abhängige Lage desselben,

. die Erklärung, ob und welche Grundstücke anderer Culturart anstatt des ab-
geholzten in Holzcultur gesetzt werden sollen, unter näherer Angabe der Flur-
buchsnummern und des Flächengehalte jener Grundstücke eer berjenigen Theiledavon, welche ersabweise mit Holz ausgepflanzt werden soll

d. die Erklärung, ob der Gesuchsteller die Kosten einer elwa anssvochnenben forst.
männischen oder sonstigen technischen Begutachlung und Besichligung zu über-
nehmen bereit sei.

Beizulegen ist dem Gesuche:n. der Güterzettel des Geschgeller oder eine beglaubte Abschrift des ersteren;
b. ein geometrisch genauer Auszug auo der betresfenden Flurkarle, welcher nicht

nur das ganz oder theilweise von dem Abtrieb betroffene Grundstück, sondern

anch die dasselbe umgebenden Grunrssücke nach Flurbuchonummern, Größe undbage sowie nach deren jetziger (nöthigenfalls vorher durch den Landesgeometer
festzustellender) Culturart ersennen läßl und weiter in dem Falle, daß die Dis-
pensation nur in Bezug auf einen Theil einer bestimmien Flurparzelle oder auf
einen Theil der abgetriebenen Fläche nachgesucht wird, die vom Landesgcomeler
auf Grund vorgängiger Aufnahme und Messung bewirkte Einzeichnung dieses
Theiles unter Augabe der Größe desselben:

. im Falle die nach der Bestimmung. unter le. ersorderliche Erllärung in be-
jahendem Sinne erfolgt, ein geomctrisch genauer atenarzag über die in
Holzkullur zu setenden andekrn Grundstücke mit Angabe der Flurbuchsnummern,Größe, jetziger Culturart und Lage derselbenbegiehnnewene wenn nur Tbeil-
flächen einzelner Flurstücke rsahweise mit Holz ausgepflanzt werden sollen, un-
. Einzeichnung dieser Theilstücke in den betreffenden Flurkarlenauszug durch
den Landesgeometer nach der vorerst von diesem zu bewirkenden bezüglichen
Aufnahme und Vermessung.

Hat nach einer der vorersichtlichen Säemnunee eine Aufnahme oderVermessung
durch den gunndeshtomnte Alitzufiuden. so sind von demselven allfällig zugleich die Ter-
rainverhältnisse der von dem Dispensationsgesuche betroffenen Grundslücke beziebentlich

Grundstückstheilc, namentüch in Rücksicht auf ihre nach einer dabei bestimmt anzugeben=
20
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den Richtung mehr oder minder abhängige Lage m dem auszufertigenden Kartenauszuge
in geeigneter Weise mit bemerkbar zu machen.

S. 3
Vermessungs., Karlirungs= und rin*- des Landesgeometers, welche

in Verfolg der in F. 1 unter den Abschnitten II b., in 8. 2. vorstehends gegebenen
Anleitung vorkommen, sind selbstverständlich nach rau' knn IIs, g und h der der

Regierungsverorduung vom 30. Mai 1881 unter A angefügten Gebührentaxe bezeichneten
Säßen zu berechnen und zu vergüten.

Greiz, am 21. Dezember 1861.
Fürstlich Reuß-Pl. Laudesregierung.

Fab er.

C. Perthes.

34. Landesherrliche Verordnung vom 28. Dezember 1881,
die Aufstellung von Verzeichnissen der schulpflichtig werdenden KinderBehufs

ihrer Aufnahme in die Volksschulen betreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräuer Fürst Neuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein r2c. 2c. 2c.
verordnen hinsichtlich der Aufstellung von Verzeichnissen der schulpflichtig werdenden Kinder
Behufs ihrer Aufnahme in die Volksschulen, nach Vortrag Unserer Landeöregierung und
Unseres Consistoriums, was folgt:

l
Die Standesämter des zürstenihumo habenim Januar jeden Jahres auf Grund

der Geburts= und bezw. Eterberegisler —und zwar für jedeOrtschaft getrennt — Ver-
zeichnisse derjenigen im Standesamlobezirke geborenen und nicht als gestorben aufgeführten
Kinder, welche im Laufe des betreffenden Jahres das 6. Lebenojahr zurücklegen und daher
nach Maßgabe der Landesherrlichen Verordnung vom 25. Februar 1847 schulpflichtig
werden, unter Angabe des vollständigen Namens, o des Geburlstages des Kindes und der
Namen, des Gewerbes und der Religion (Confession) des Vaters bez. der unehelichen
Mutter durch entsprechende Ausfüllung der Spalten 1 bis mit 8 der Verzeichnisse —
welche nach dem unten abgedruckten Formulare A. anzulegen sind aufzustellen und
spätestens bis zum 1. Februar an die Gemeindevorstände der Orte, für welche die Ver-
zeichnisse ausgestellt sind, abzugeben.

Die Ausstellung und Abgabe dieier Vetzeihuise erfolgt koslenjrei.
Seilens der Gemeindevorstände uor- in diese Verzeichnisse die Namen derjeuigen

im Laufe des Jahres das 6. Lebenojahr zurücklegenden Kinder koslenfrei einzutragen,
welche nicht im Gemeindebezirke geboren, sondern demselben zugezogen sind, ebenfalls unter
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Angabe des vollständigen Namens, des Geburtstages und Geburtsortes des Kindes und
des Namens, des Gewerbes und der Religion (Confession) des Vaters bezw. der unehelichen
Mutier (Rubrik 1—8 des Formularo).

Weiter haben die Gemeindevorslände die Rubrik 10 bei denjenigen im Verzeichnisse
ausgeführten Rindern auczusüllen, bezüglich deren ihnen Thatsachen der in dieser Rubrik
gedachten Arten bekannt geworden sind.

Die Gemeindeverstände haben die demgemäß vervollständigten Listen bis zum
15. Februar den zuständigen Pfarrern zu übersenden.

8.3.
e Pfarrer sind verpflichtet, bei denjenigen in der Liste genannten Kindern,

welche in dem einen oder dem anderen Taufregister der Parochie vorkommen, den Tag der
erfolgten Taufe in Spalte 9 der Liste gebührenfrei einzutragen, auch etwaige ihnen zur
Kenntniß gekommene, in Rubrik 10 gehörende, daselbst aber noch nicht erwähnte thatsäch-
liche Verhältnisse ebenda noch zu bemerken, und diese Liste sodann von Lokalschulinspektions-
wegen bis Ende Februar det obgedachten Jahres den betreffenden Schuldirektoren bezw.
Lehrern zugustellen.

F. 4.
Von den Schuldirektoren bezw. vehrern ist die Eintragung der in den

Verzeichnissen aufgeführten Kinder in die Schultabelle (das Hauptbuch) zu bewirken.
8 5.

Hür die von christlichen Ellern abstammenden Kinder, deren Taufe in den Tauf-
registern der betreffenden Parochie nicht eingetragen ist, sind von den Eltern bezw. Vor-
mündern oder sonst mit der Erziehung der betreffenden Kinder betrauten Personen Tauf--
zeugnisse beizubringen und es sind von dem Schuldirektor bezw. Lehrer nach diesen Zeug-
nissen die Tauftage in der betreffenden Schultabelle zu notiren.

8. 6.
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Jannar 1882 in Kraft.
Urkundlich haben Wir gegenwärtige Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen und

Unser Fürstliches Insiegel beifügen lassen.
Gegeben neue Burg zu Greiz, am 28. Dezember 1881.

Heinrich XXII.
Faber.

A.

Verzeichniß
der im Jahre 18 geborenen, im laufenden Jahre schulpflichtig

werdenden Kinder.

Gemeindebezirk
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Zuname VornamenLsde Geburistag Geburiesoti Zuname und Vornamen
No. —

des IL d e des Vaters bez der

1 2. 3 4. 5. 6.
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Neligion D. " 96
Tausta über Wegzug oder roen r! Ellern, Namen g BolmandeGewerbt (Lenselio les boz. Pslegrs e# Kineen Voerehernn un

bes w iwricsht rmm'öJelicungder unel bichee utter, lorj ie—Kindes. UQ Flne: Gebrechen des Kindes o#s onstige thatsächliche Ver-
' ältathdmnscasslasükdse Il tun-g bon Interesse i# 1 Schull 5 se in.unehellchenNatter.

7. -* . 10.
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Ebehinderniß —das kisachlichemhenScheidn
zufolge böswilliger Verlassung auf Seilen des schul-

digen S ltehem,. Consist. Verordn. vom
10. * .
Eigen mer — eines ohne polizelliche Gr#aub,niß — züber — auageführten L

zu Duldung der Ausführung der Frponisch- nst
gr anlbtragunge, und Umbau-Ausführungen
verpfli . Elao .Juni,S. 10«,91nsicshDer rd 22 Jan S-

1881.

Einommenstener,)— MNient it Eimn Ens-
richlung im *I MttlxueriWkINcr Eisenbahn

*i*i — Venworung. um Ergänzung des

Labmwontzet emen für die Eenbahuen Dulc=lanes, Regier.= Bekanntm. v. 3. Jun .
l«erstuß — mil imchn Horsten lühren=

den Nebengewässern ist rlichen Frühsahrs=
ichonzeit uswsse 5is v. 20. Au-
gust, "(6n"elt — Anlegung von Folien im
Osbns und Hypothekenbuch, Regler.-Verordn. vom
25 h, .

Eltern — von Gonfirmanden und Neuconfir=
mirien I Losrsirman

tädlg as— Inr getödteles seuchekrankes
Bieh. Reicheges. Abwehr un 1nterd *i*mvon Viehscuchen ra 23. Juni

randenn“ zur s#oühr. "nt Sen
F.

l u erel — Nachtrag zur wuofibrt Verordg.
uli WW zum Fischereigesetze v. 2. Juli—8 Ges. v.
t Domanialvermnöhen.

— Uebernahme von siliet Per-
lenn. deeseen KindermundGeisleskranken von

d nach Srch und Prse Regier.=klchan v. 10. Sepibr., S. 113.
rühlabroscho nust —dieser ist der Elsterfluß

mit sämmtlichen Forellen führenden Nebengewässern
unterworfen, Verordn.-Nachtrag v. 20. Auhust, S.

G.
Gebühren — für gewisse geometrische Arbeiten

dreoe andecgeometere, Regicr.-Verordn. v. 30. Mai,

e auflegen-wirkt s. Dienstreisen, Tagegelder.elstesthranke — deren Uebemahme von Deutsch-

l 4½4 ii and nmqekrhrtptkqukanrttm
«-

—2 u ddt' —wr st
streckung wegen solcher im Verwallungswege, Ab-änderung einiger Bestimmungen der 6 v.
%%Juli 1879, Regier-Verordn. vom 26. April,
Gemeindegrundsüd — Versahren bei der

Anlegung on Folien fürAras im Grund= und
Hypothekenbuche, 55. 1 und der Reg.-Verordn.vom 25. Wh S. 34, 85.
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ezelpdvo — Verwollständigung r
sichnisse der schulpflichlig werdenden KinderwserAufnahme der letzieren in die Ph

herrl. Verordn. v. 28. Decbr., S.
bken Thäigten. bei der a. 1 tnation der Perde, Rinder- und Schafvieh-Bestände

in den einzelnen Gemeinden, h. 21 lit. c der Lan-
ordn. v. Maãrz. S. 14.

— deren Obliegenheit zur Beitreibung aucgge-
riebener Veilrägezur Rückerstattung geleisteter Ent-

(Etriimayen für auf Vebelih= Anordnung gelödtelcs
Vieh an die - ,s8. 21 unter d derselben

rordn.,
Gene schaspcetor deo Thoriugira Zoll- und

Haudels-Verrins zu Erfurt derselbe ertheilt die
Onlch-eong unr krs rn erZuwiderhandlung gegen Bestimmungen des Zislempclabgaben-Gesetzeo, Regier., Verordn. v. 10 Wr.

tober, S. 115
Gensdarmes I. Dienstrrisen, Tagegelder.

*— metrische Arbelten — Gebühren für solche
#e undcogtomer Regier.-Verordn. v. 30. Mai,

Grrichttdlener s. Diensterisen, Tagegelder.
reiher, do#n Zusländigkeit hinsichtlich der Velshren von Urtheiloformeln in Siraf-

been mit der ntenienom. Reg.-
rordn. vom 31. Jan. . 1.

Gerlchlachreiherel 1 —Gerichtsvollzieher derrn Gebühr bei Be-
blbndi Hhrisiicher Mahmmnen im rinNietm

vollsirrckungorerfahre 1 eg Verordu.
— April. S. 91 ### Rei epen bei gewissen
W- 7uneerifreeemom,K. 1 n Reg.-Vero

— ai n Regier
1879 über die Dint. nd enchn # Ar g6„
Gerichtovollzicher, S. 9.

Zählgebühr der Sahs 5. 1 S.9
Eebühmn derselben für die Verhaftung oder die “

läufige Fesinahme einer Person, eines Zeugen 2c.,
Durchsuchungen, die zu Ausführung einerBeschlag-
nahme oder derAe nahme cingczogener Gegenslände

T w Einziehungdienenden Hamlungen, §. 2

iteh S F. 1½W-Verhäll-d ZJuflän
9 4½%eic.5ahnnnnznnichlslreitige Rechts ·

— Abänderung de7W(d brim Amtegerichte GMter * v. 3.Segtbs 1879, Verordn. v.

Srrasue — Herslellung von Follen im:

1861. III

Grund-- und Hupothekenbuch kurger*# vom Voltee
*# 1— v. 25. I. S. 8euer #. *—

und Hypoldeñe nbãcher — Suslahe -
Beiiiiiiiiiiigsii ziiiiiQkaoiii l0 Desbkl Utmiinmiigtii und —m—7t
— zum Geset# die Grund- und Hypolhrken-Bücher, W J v. 25. April, S. 84.

eimatsscheine — die Einführung eincs gleich-

*binenpsder zu solchen, Regier.-Bekanmm.
arzepin in Zeulenroda — Vorleihung

der eg Wlu Stistungen, Regier.-Bekanmm.# nostücke — Gesuche um Diepensation
von der in bnssergunn abgctriebener Hololzarund-
u ee „Bekanntm. v. 21. Dazbr.tellung von Folien im Grund-

und ht v frHowpitälen Regier.-Verordn.

v.

Zich Serlcaen — deren Uebernahme von

Deutschkand nach grspl und zunhn, Regier.=Bekanmm. v. 10. „S.. 113.
Fr wre I Gniiidi und Hypotheken-

Iamenthler. Rberelzgssungen Aufhebung
der Bercchnung und Beigichung der bei jolchen fürstädlische Kassen und Kirchenärar zur Erhebung
kommenden Abgabe u durch Justizbehörden, Ges.
v. 3. iiiii, Io!; Ausführ. Verordn. hierzu v.
16. Jun 02.

sssss j. Wimobiliar · Ucbereiguungen.
ammervermõgen, Herstellung von Folien im

r— undSebebbersntnn arGüter Evermögens, Regier.= 25. April, S. 34 fl.
4%1"a Ilsaui * sen

—schulpslichtig werdende, Ausstellung
vonP. in bieselben, Landroherrl. Ver-

12
— vorlassene, der#n Ueberahme von Drutsch-

land nach Bennbreih aun umgelehrt, Regier.-Be-kanmm. v. 10.

Kirchen, ½#von Frlin im Heu- undHypolhekenbuch für Gütler Kirchen, Rehier.

Verordn, v. 2* pril,Kirchenaärare — Ausbebu ig der Berechnung
und Beiziehung der für Stadlkassen und äichennn
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von Immobillarx-Uebereignungen zur Erhebung kom-
menden res durch die Justizbehörden, Ges. v.
*Juni, S. 1o| Ausführ.-Verordn. hierzu vom6. Junl, S. o.
rhei — Herstellung von Folien im

Grund= und Hppothekenbuche

für * chemeinre ir Kirchschulen,Regier-Verordn. v. 25.rippe, rleihun 1„ P40 e einer milden
Suslstung an die hier zu rrsnnl Krippe, Regier.
Bekanntm. v. 21. Nopbr., S. 125.

9L.

TLanudesabgaben — * Erhrbung im Jahre
1½33 Malen! v. 8. Derbr., 12esausschuß — Oöllegenkeit zur

gue Schätzern zur Taatton bolizeutc, ge-nvwt —ise K. 17 der Landesherrl. Verondg,
v. 27 12.

unbeolktemeter — Gebühren für gewisse *
des Landecgeometers, Regier.Mai, S.9

andre ehe Obliegenheilen .gend nund kirn von Viehseuchen, §#. 2.
¾’-? der Landesberrl. Verordn. v. 29.*

N— für den neunten auherordent-
lichen Landtag.PeSe üheen die Eintragung derNamen

in den aufgestelllen Verzelchnissen Wstsnn geestrn, 5 die Schultabelle wicten,
andesherrl. Ver- 7 v 23. Dezbr.,— Abänderung 3 Er-

gänzun berrungen über die Beshigung
— nehin Regier. Bekanmm. v.

un

ot lerle-Koofe, Entscheidung über, Siundung,vureichosten efolhet vom Werihr, §.5 der Reg.
rordn. v. 22. August, S. 110.

Kungenseuche %—
uann enr4mebeechen,aul- und

ehltheuer- Weldaer Else Staats-
m- zwischen denSitaterreken des Köni#relchs
Sachsen, Gr ohsenonihun Sachsen Ee ddernn Neuh A und NeuKrS rc. der he

e

oder ordnungswidrig ausgeführten Baues
Duldung der Ausführung der behördlich angeord-neten Abtragungs- und l#nner. unsohrungem ver-
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pflichtet, Ges. . *8 T S. 105; Ausführ.-Ver-
ordn. KZein u — Derteihung der Rechtelolcher an 5 *nr n Zeulenroda, Regier.=Bekannim. v. 19. Mär 46. 7 ; an die Wemler-

stistung in Grehz, Kahtei Bekannim. v. 30. Septbr.
15; an die in Geirgzu-zuFis n

egier. Belanutm. v. 24.Milzbrand j. —

Nachtquartier — Vergütung der Kosten
Zachiguariier an die mern Nr. VIII. von 8..

. k iiigkfiihrkeci Beamten

bei Dieuiwen. nns W II des gedachten
rordn. v. aärz

Raltralleli *r — vonugsvollsireckung
* sol liungewege, Abänderungeiner. Destinnungen e bezügl. Regler.-Verordn.

v. d duii 1879, Regier.« Verordn. v. 26. April,
ucoonstrmirte Vestimmungen wegen Ab-

siellung einiger in dem Verhalien derselben wahr-
—7 F# i*ids Landesherrliche Ver-79.
ieur I Wechlililkiiipelsleiiee

Ortsgemeinden —Herstellung. von Folien im
Grund, und Hupothekenbuch für Gütervon Ons-

uroin AeeAerern. r 25. April, S. 34.posijel· Verw deten austrags-Fesbetiheiee zu " und Unierdrückung
.uhsen K. 1., 3 der Landesherr

ordn. v. 29. März, S. 9)

r — eines ohne polizeiliche Erlaubniß
oder ordnungswidrigauogeführten Baues ist zu
Duldung der Ausführ. der behördlich angcordnesen

Pw 9 Umbau-Ausführungen vewflichtet,Gei uni, S. 105; Ausführ.-Verordn. hierzu
6.

sar Herstellung von ouien im Grund-und —3 für Güt r Pfarreien,

Re Beidn. von 25. April,— Vervollstäufsertusst as- Verzeichnisse
der 4 werdenden Kinder behufs Aufnahme
E leblerrn iii blc Vollslchulea liegt ihnen obhetel l

se s. Vieh
rfungsbehõrde — ssirt bie dtte

d itren Siein Greiz, Regier.-Verordn. v.



Sachregister.
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*5 s. Achlruch.büre# r Vo rsland desselbenist zurLonsbruorntvonThngewisserimFürsten-
thume Crsthensen Anstallen in Bezug auf viche
pbesichge Schrisainen besini 8. 7

-egier.Verordn. v. 22. Angusi, S. 111
ierun ar M

der Sa von Mechoibemekaboe. F. 4 deReg.-Verordn. v. 22. I
— zur #n- um — der #

und zarnne rkriWühsuchen, 88. 1,
der Lan ß v. 29. Mär.

Melchoslem suttet — Mlesn #ain-
mungen zum Reichog- iber die Erhebung von

Reichost — und einzelner Auoführ.—i-
schriften des *l* mndesralhs, Regier. Verordn,v.22.August,— Wu- Zuständigkeit hinsichtlichdes

im Reichsgesetze Grteucten adninisegiwen Siel-
verfahreno, ’i*ie w I o. m.

Bot-BranchendericheI.Nichseuchen.

SaaPrlußbelt. Anlenung von Folienim Grund.
und Hypothekenbuch für das Foolesinhben, Regier.-v. 25. April,

achsen, Königreich

aute Lemmntn . rN2ukohafe — Verpslichlung der Inhober
m auf den Nsenthe von Consir-

manden und Reuconfirmirten in ihren Lolien dieA Branniwein r. an #
Landeoherrl. Faee v. 1. April, S.Eintragung. drn Namen

 *7

i
der in den au

Wdiinen Kinder in die Schmtabelle durch dieSchuldirrkioren, coshe Lecolm- v. 28. Dabr
123.

7 Herstellung von Folien im

ndeu Gn, und Hwothesenhuchfür IchervSchulenbe Shutlgemeinden, Regier.
Verordn. v. 25. ualsi VM theStaat-a e* des Schwurge-
nchs an6 ustemoigte E i von

arherichtertaunler Strafen, Regier. Verordn.v. *5•1 7muar,
let Herstellung von Folienim Grun,und für solche, Regier.-Verordn.

25. April, S.

bart lllen Betzeisscn eingelragenen

1881. v

Stastsvertreg — zwichn Staatsregier-ungen des Kön len, Großherzogthums
Sachsen und urn - auw Ae. L. und
e J. L. wegen der Ausbaues #c.der Mehltheuer-

Weibarr Eisenbahn durch den — Sichs. Staat,
dtische Kassen — AufhebungderBerechnungund Glche der für solche von Immobiliarü

Smngen zurErbebug emncndenAbdaben durchdie MW hörden, Ges. *uni,S. 101; Aus-führ.= — ha#, “n lmter — Ernanen von Verzeichnissen
ber die stlml Islschtsqwekmltstelsasodeml

AusnahmetätdieDeschulen,Landesherrl.Verordn.· k· .
nerämter — in Greiz und Zeuleuroda;

Zusländigkeit derfäh zur Erisban von Reichs-
seemirta*ben #c., Regier.-Verordn. v. 22. Auguft,

Juleändigkeit r*n.- hinsichtlich des admini-
win Strafverfahreno bei Zuwiderhandlung gegenwegen *• von Neihsstenelab.* Reg. „Vero“rdn. v. S.

listungen s. milde Vi# unge
lrasve br en — eahinsath Zuständigkeit

Hinlichtlich im Reichsstempelabgabengesetze geord=
neten Fiin Reg.-Verordn.
.19. Olibr. 11
Strasvollstrechun4—

richtlichen Zuständigkeil und

banshecht . Strassachen,
8 chn und Beschwerde-Instanz hinlichtlich

der dden Amtsrichtern uberiragenen Eispollstrchng,
dieselbe Verordn.,

n zur schwurge-—dsdih des
Neg.-Verordn.

T.

ut wger der aus Siaatemilleln Besoldunger I#ahung r——nr Beamten der unter
desGel. . Dechbr. 188 s*Forln bei enhein. ree1 v. 8.1

brnntGels., Rcg.-Vrrordn. v. 3. S. 5.ung, Worbiung, derselben von der Rotz-
Kverdächligen ½ durch *rn Fuchiman
lommissar, 1½ der Landeoherrl. Verordn.. Mãri, S.

— n*bhart ügl. erkrankter Rind=vlehsl dnn bezglich ver-
r l Regierungdlomsmf ar,Ve

l Vskhsenchcn
ran Koften der aus — *soldung * —— empfangenden, in §.
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cel. vom 11. Decbr. 1880 unter Nr. 1. ge-

dachten —— bei Dienftreifen, enc von
§ ItMGeWRegtrsPekownvom

Steg-unsiChehlndmnß
u.

Anterdrciung — von Viehseuchen s. Vich
seuchen.

V.
Pereinhar#ung —wegen Uebernahme von hlf·

losen Personen, verlassenen Kindern und Geisies-
kranken von Deutschland nach Frankrrich und um-
gekehrt, Reg.-Bekanntm. v. 10. Septbr., S. 113.

ssung . bözwin ige Verlassung.
erwaltung de Wbiitung, W d nichtslreiligeRechtosache beim Unntegraichte V. Abänsirahder bezügl. Reg.= Verordn. vom 57 Hamr-.

3.
Perzei.chnisse der schulpflichtig werdenden Kin-

d ##n ie#ussteung,Landesherrl. Verordn. vom
t ud — uesühr. des Reichegeseted ber

Pe und Wt von Viehseuchen, Lan-
9. 9.

— Reichsgesetz S. 19. Eiafahr und Berkehw#
beschränkungen S. 20, Anzeigepslicht S. 21, Er-mitlelung der Scuchnautbkü S. 22, Schut
wbegen gegen Seuchengefahr S. 23. Besonderechriften für einzelne Seuchen: Milzbrand S.

33, 65, 75. Tollwuth S. 26, 36, 65, v=1.5— (Burn) der Perde, Esel2cL.S.27, 39,
1 un Airhirce des Rimoriehes, .

c. S. 66 LungenseuchedesRind-
gens. 27, *) 66, 16.7, 52, 60 77.wvo der r- zitn Rindr
,. Meist S.en on für Schlach höse und

öffentliche Schlachthäuser - 28, o Hür#gelödlete Thiere S. 29. Strasrorschriflen .
— Inltrultion zur Ausführ. der . 19 bio

des

—Anweisung 1# das * Eiansieckenden Krankheiten der Hausthiere S.
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nseuche der Schafe
che der Mü und oo“ «

1881.

Dosinkektionsversahren

— Anuweisung für das W *5 t
ansteckenden Krankheilen der huahAllgemeine Bestlmmungen S.6 Siassn Vi
der ObduktionS.68.Obdu **•43 K. S. 77.

oo##schulen — Aufsstellung vonVerzichuuste
der schulPflichtig werdenden Kinder Bcehuss ihrer
AusuheeinKiesVolkoschulen,Lande#heml.Verordn.128.

rr ds Rechnungs-Bürraus s. Rechnungs-
ireau.

Deurheonsmitel S. 61,

W.
Waisenhäuser — Herstellung von Follen im

Grund= und Hypothekenbuche a Waisenhäuser, Reg.rordn. v. 25. April,
Wechselstempelsteuer —r nn*“ er-

leichterler * habung des Ges.v.10. Juni
Regier.-Bekannlm. v. 30 April, E. —pflichiung der Rotare und Gerichlsschrei wal.
nahme von Wechgelprobesten Kasichlich Fail.
abgaben von Wochse Berechnung eil
Häntergcnener. *7Lencin# in bei derichtendesVLandes vesbene Untersuchungen 2c. durch
dieGnichtsschribe wi., S. 93.

— Verleihung der Rechte

ciner milden Sene2r,dieWendlersiisiung Reg.=Bekannim. v. 30. r., S.Wied l“ anerber Holigrund-
stücke — Ersordernisse bei Stellung von Gesuchen
um Diespensation von der Wiederbepflanzung abge-

Kuiebrnr Hagrunsüch Regier.-Bekannim. vomDech 12
ER— derii- s. Viehseuchen.

—

Bäblgebähr — der Gerichtwollzeher u. Ge-rli-o2
rsth t.

ito- pp. Perbältnisse der Ab-theilung. Ie michsstnis Rechtssachen beim Amts-
gerichte Greiz. Abãnderunna der W Negier.· Ver-ordn. v. 3. Dechr. 1879, S.

3 4% —. en bewisser Geld-
und — im Verwaltungswege, Aender-ung ei r Beslinnnungen der Reg. Verordn. vom
26. Snit 3 9, Reg.-Verordn. v. 20. April, S.9
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